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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Zweites Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements 
für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen und weiterer kom-
munalrechtlicher Vorschriften (2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz – 2. NKFWG NRW) 
 
 
A  Problem  
 
Mit der Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements (im Folgenden kurz: NKF) 
zum 1. Januar 2005 wurde die gemeindliche Haushaltswirtschaft nach und nach auf die Doppik 
umgestellt. Ausgangspunkt war die Erkenntnis, dass das damalige kamerale Haushalts- und 
Rechnungswesen der Gemeinden die erforderlichen Informationen über Ressourcenaufkom-
men und -verbräuche für eine zeitgemäße Verwaltungssteuerung und Haushaltswirtschaft nur 
unzureichend darstellte.  
 
Ein Erstes Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements für 
Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen (NKFWG NRW) trat im 
Jahr 2012 in Kraft. Aus der damaligen gesetzlich vorgesehenen NKF-Evaluierung wurden 
Kenntnisse über den praktischen Umgang mit den neuen haushaltsrechtlichen Regelungen 
durch die Kommunen gewonnen, aber auch die Erfahrung gemacht, dass einzelne Bestim-
mungen einer Anpassung bedürfen. 
 
Auch im NKFWG NRW wurde eine Pflicht zur Evaluierung fortgeschrieben. Der Zwischenbe-
richt zur Evaluation auf der Grundlage von Artikel 10 § 1 des NKFWG NRW wurde dem Land-
tag mit der Vorlagen-Nummer 17/342 am 30. November 2017 zur Verfügung gestellt.  
 
Im Zuge der Führung der kommunalen Bücher in Form der doppelten Buchführung haben sich 
über das NKFWG NRW hinaus weitere Erkenntnisse ergeben, die eine Anpassung der Vor-
schriften über das gemeindliche Haushalts- und Rechnungswesen erforderlich machen.  
 
In der kommunalen Praxis zeigt sich insbesondere, dass im Zuge von kommunalen Haushalts-
bewirtschaftungsmaßnahmen Investitionen in die Unterhaltung bzw. Erhaltung des gemeindli-
chen Anlagevermögens zeitlich gestreckt oder verschoben werden und somit ein stetiger Sub-
stanzverzehr in den gemeindlichen Bilanzen feststellbar ist. Vor dem Hintergrund der derzeiti-
gen Verfasstheit des NKF sind diese Vorgänge in den Aufwand zu verbuchen und belasten 
damit das jeweilige kommunale Jahresergebnis.  
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Vor dem Hintergrund der derzeitigen wirtschaftlichen Situation in Nordrhein-Westfalen ver-
zeichnen zahlreiche Kommunen steigende Steuereinnahmen.  
 
Sofern die Kommunen eine steuerkraftabhängige Umlage an die nächsthöhere kommunale 
Ebene zu leisten haben, ist ihnen bisher eine Abbildung dieser ungewissen Verbindlichkeit (in 
der Zukunft) in der gemeindlichen Bilanz nicht gestattet.  
 
Um die Fähigkeit zum Haushaltsausgleich zu stärken, bedarf es darüber hinaus einer Anpas-
sung der Vorschriften über die sogenannte – im Eigenkapital angesiedelte – Ausgleichsrück-
lage. 
 
Aus den gemeindlichen Erfahrungen mit der Erstellung und der Beratung von Gesamtab-
schlüssen ergibt sich, dass die damit erwartete Transparenz der kommunalen Mutter – der 
Stadt – zu ihren Unternehmensbeteiligungen überwiegend nicht im Ergebnis erzielt worden 
ist. Daher ist die Pflicht zum Erstellen eines Gesamtabschlusses auch in Abgrenzung zum 
derzeit ebenfalls zu erstellenden Beteiligungsbericht einer Kommune neu zu fassen.  
 
Die Vorschriften über die örtliche Rechnungsprüfung sind aus den vorliegenden Erkenntnissen 
einer Aktualisierung zu unterziehen – auch in Abgrenzung zum Tätigwerden der überörtlichen 
Prüfung durch die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen. 
 
 
B Lösung  
 
Mit dem Entwurf des „Zweiten Gesetzes zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Fi-
nanzmanagements für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen 
(2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz – 2. NKFWG NRW)“ werden die erforderlichen Änderun-
gen in den landesgesetzlichen Rahmen zur Umsetzung gebracht. 
 
Der Gesetzentwurf enthält eine Anpassung der landesgesetzlichen Vorschriften in der Ge-
meindeordnung Nordrhein-Westfalen, der Kreisordnung Nordrhein-Westfalen, der Land-
schaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, in dem Gesetz über den Regio-
nalverband Ruhr und in dem Gesetz über die Gemeindeprüfungsanstalt.   
 
Im Zuge der Erfahrungen mit dem Neuen Kommunalen Finanzmanagement in Nordrhein-
Westfalen hat sich gezeigt, dass die Führung einer öffentlichen Verwaltung Besonderheiten 
im Gegensatz zur Führung eines Unternehmens aufweist. Unverändert sind die für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) durch 
die Gemeinden und Gemeindeverbände zur Anwendung zu bringen. Die sogenannten GoB 
werden überwiegend durch Einzelvorschriften geregelt, die für die Rechnungslegung anzu-
wenden sind. Diese entsprechen weitgehend den GoB des Handelsgesetzbuches, weichen 
jedoch bei kommunalen Besonderheiten von diesen ab. So ist das handelsrechtlich veranker-
ter Vorsichtsprinzip im Vergleich zu seiner Entsprechung im Handelsgesetzbuch nur einge-
schränkt wirksam. Dieses – bisher in Nordrhein-Westfalen verankerte Prinzip – wird mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf zum Wirklichkeitsprinzip weiterentwickelt.  
 
Die Anschaffungs- und Herstellungskosten für Vermögensgegenstände sind Ausfluss des im 
Handels- und Steuerrechts geltenden Nominalwertprinzips. Der neue Normtext lehnt sich an 
§ 253 HGB an, wobei allerdings die Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht – wie im 
HGB – die Obergrenze bilden, sondern eine feste Bemessungsgrundlage darstellen werden. 
Das handelsrechtliche Vorsichtsprinzip wird insoweit wegen der Unterschiede zwischen öf-
fentlicher Verwaltung und Unternehmen durch das Wirklichkeitsprinzip ersetzt. Einzelheiten 
zur Bewertung werden verordnungsrechtlich und in Form von Anwendungshinweisen geregelt 
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und erläutert. Hierdurch werden Erneuerungsinvestitionen in das gemeindliche Anlagevermö-
gen partiell aktivierungsfähig; die kommunale Investitionsfähigkeit zur Erneuerung des für die 
Bürgerinnen und Bürger vorgehaltenen Anlagevermögens wie kommunale Straßen und Brü-
cken, Schulen, Verwaltungsgebäude wird wieder gestärkt.  
 
Durch die zukünftige Zuaktivierungsfähigkeit wird der im § 1 Absatz 1 Satz 2 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen verankerte Grundsatz der Generationengerechtig-
keit im Hinblick auf die Finanzierung in besonderem Maße Genüge getan. 
 
Die Fähigkeit der Kommunen, die Ausgleichsrücklage, die im Eigenkapital angesiedelt ist, aus 
einem vorhandenen Jahresüberschuss zu dotieren, wird verbessert. Die bisherige Beschrän-
kung in der Zuführung entfällt, soweit ein Mindestbestand an Kernkapital in Form der allgemei-
nen Rücklage besteht. Damit werden Kommunen in die Lage versetzt, Jahresüberschüsse 
künftig deutlicher zum Haushaltsausgleich aus der Ausgleichsrücklage einsetzen zu dürfen. 
Dies wird insbesondere bei den umlageberechtigten Körperschaften zu einer Verstetigung der 
Umlagegrundsätze führen. Anstelle oder zusätzlich zur Verwendung einer Ausgleichsrücklage 
zum Haushaltsausgleich im Ergebnisplan können die Kommunen zukünftig einen globalen 
Minderaufwand in Höhe von 1 Prozent der Summe der ordentlichen Aufwendungen unter An-
gabe der zu kürzenden Teilpläne veranschlagen.  
 
Im Zusammenhang mit den zu bildenden Rückstellungen für Pensionen und Versorgungsauf-
wendungen für die Beamtenschaft wird vorgesehen, dass Unterschiedsbeträge die aus Besol-
dungsanpassungen resultieren, über einen Zeitraum in der gemeindlichen Bilanz respektive in 
der Ergebnisrechnung angesammelt werden dürfen. Nähere Einzelheiten dazu werden im Ver-
ordnungswege geregelt. 
 
Darüber hinaus wird über den vorliegenden Gesetzentwurf den Kommunen in Nordrhein-West-
falen erstmals gestattet werden, für ungewisse Verbindlichkeiten aus steuerkraftabhängigen 
Umlagen eine Aufwandsrückstellung bilden zu dürfen. Dies wird dazu beitragen, die kommu-
nale Haushaltswirtschaft – auch im Verhältnis zu den Umlageverbänden – zu verstetigen.  
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird erstmals der Möglichkeit, die es im Handelsgesetz-
buch gibt, Rechnung getragen, sich von der Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses 
unter den im Gesetzentwurf genannten Voraussetzungen befreien lassen zu können. Sofern 
eine kommunale Vertretungskörperschaft von der Befreiungsmöglichkeit zur Aufstellung eines 
Gesamtabschlusses Gebrauch macht, ist zwingend ein Beteiligungsbericht aufzustellen, über 
den die kommunale Vertretungskörperschaft Beschluss zu fassen hat. Das für Kommunales 
zuständige Ministerium wird – aus Gründen der Vergleichbarkeit der Beteiligungsberichte – 
durch Verwaltungsvorschrift ein Muster für den Beteiligungsbericht bekannt geben, welches 
pflichtig durch die Gemeinden und Gemeindeverbände zu verwenden sein wird. Hierdurch wird 
die Transparenz der Tätigkeiten einer Stadt als „Mutterunternehmen“ für die kommunalen Ver-
tretungskörperschaften und für die Bürgerschaft wesentlich gestärkt werden.  
 
Die Regelungen über die örtliche Rechnungsprüfung werden neu gefasst: Mit dem Gesetzent-
wurf wird vorgelegt, dass Kreisfreie Städte und Große kreisangehörige Städte eine örtliche 
Rechnungsprüfung einzurichten haben. Mittlere kreisangehörige Städte können – alternativ – 
entweder eine eigene örtliche Rechnungsprüfung einrichten oder aber sich einer anderen ört-
lichen Rechnungsprüfung bedienen. Gemeinden ohne örtliche Rechnungsprüfung, also sol-
che, die weder eine eigene örtliche Rechnungsprüfung eingerichtet noch sich einer anderen 
örtlichen Rechnungsprüfung bedient haben, können einen geeigneten Bediensteten als Rech-
nungsprüfer bestellen, sich eines anderen kommunalen Rechnungsprüfers oder eines Wirt-
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schaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedienen. Hierdurch wird die Fähig-
keit zur interkommunalen Zusammenarbeit – auch über mögliche Kreisgrenzen hinweg – ge-
stärkt. 
 
Gleichzeitig wird neu geregelt, dass einer Leiterin oder einem Leiter der örtlichen Rechnungs-
prüfung nur durch Beschluss der kommunalen Vertretungskörperschaft mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln diese entzogen werden kann. In diesen Fällen besteht eine Anzeigepflicht gegen-
über der Aufsichtsbehörde.  
 
Die örtliche Prüfung der Eigenbetriebe und eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen wird der ört-
lichen Prüfung – bisher der Gemeindeprüfungsanstalt – übertragen. Damit wird eine bisher 
erforderliche „Schleife“ bei der Jahresabschlussprüfung der genannten Betriebe über die Ge-
meindeprüfungsanstalt beseitigt.  
 
Der örtlichen Rechnungsprüfung wird im Zuge einer weiteren gesetzlichen Änderung die Prü-
fung über die Wirksamkeit interner Kontrollen im Rahmen des Internen Kontrollsystems über-
tragen. Dem Internen Kontrollsystem kommt für die Haushalts- und Rechnungslegung der 
Kommunen eine wesentliche Rolle zu. Die Aufnahme in den Aufgabenkatalog der örtlichen 
Rechnungsprüfung stärkt zudem das örtliche Bewusstsein im Umgang mit internen Kontrollen 
und erforderlichen Aufgabentrennungen („Vier-Augen-Prinzip“) bei wesentlichen gemeindli-
chen Prozessen.  
 
Im Zuge der vorgetragenen Änderungen für die örtliche Rechnungsprüfung ergeben sich auch 
Änderungen für die überörtliche Prüfung: Diese soll künftig in jeder Gemeinde und jedem Ge-
meindeverband einmal alle fünf Jahre vorgenommen werden. Gleichzeitig wird – neu – gere-
gelt, dass eine kommunale Vertretungskörperschaft über die gegenüber der Gemeindeprü-
fungsanstalt und der Aufsichtsbehörde abzugebende Stellungnahme in Bezug auf den Prü-
fungsbericht enthaltenen Feststellungen und Empfehlungen zu beschließen hat.  
 
Darüber hinaus erhält die Gemeindeprüfungsanstalt neue Aufgaben auf dem Gebiet der Infor-
mationstechnologie: Sie soll künftig als Beratungs- und Koordinierungsstelle für Informations-
technologie gegenüber den Kommunen fungieren. Zudem soll sie im Zusammenhang mit der 
Informationstechnologie Standards und Empfehlungen für den kommunalen Bereich erarbei-
ten. Die Planungs-, Organisations-, Personal- und Finanzhoheit der Kommunen bleibt unbe-
rührt.  
 
 
C Alternativen  
 
Keine. 
 
 
D  Kosten  
 
Keine.  
 
 
E  Zuständigkeit  
 
Zuständig ist das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung. Beteiligt sind 
das Ministerium der Finanzen, das Ministerium des Innern, das Ministerium für Schule und 
Bildung und das Ministerium der Justiz. 
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F  Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-
meindeverbände  

 
Durch die mit dem Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen im Neuen Kommunalen Finanz-
management ergeben sich neue Handlungsspielräume für das kommunale Haushalts- und 
Rechnungswesen, die mit Entlastungen der kommunalen Verwaltung auf der einen Seite und 
mit einer Erhöhung der Transparenz für Mitglieder der kommunalen Vertretungskörperschaf-
ten und gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern auf der anderen Seite einhergehen.  
 
Im Zuge der erforderlichen Änderungen in Landesverordnungen können sich Anpassungsbe-
darfe in der kommunalen IT-Struktur zur Erfüllung der Vorgaben (Anpassung an die Muster-
verwaltungsvorschriften) ergeben.  
 
 
G  Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte  
 
Keine.  
 
H  Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes  
 
Der Gesetzentwurf hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern. 
Die Wirkungen treten unabhängig vom Geschlecht der Betroffenen ein. Auswirkungen auf die 
unterschiedlichen Lebenssituationen von Frauen und Männern sind nicht zu erwarten. 
 
 
I  Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung 
 
Durch den vorgelegten Gesetzentwurf wird die Fähigkeit der Kommunen in Nordrhein-West-
falen in die Erneuerung des gemeindlichen Anlagevermögens zu investieren, gestärkt. Dies 
trägt im Besonderen dem intergenerativen Grundsatz der Gemeindeordnung Nordrhein-West-
falen Rechnung. Darüber hinaus werden die Änderungen zu einer Verbesserung im Hinblick 
auf eine nachhaltige kommunale Haushalts- und Rechnungslegung beitragen.  
 
 
J  Befristung 
 
Eine Befristung der mit diesem Gesetzentwurf vorgelegten Änderungen am Neuen Kommu-
nalen Finanzmanagement ist nicht erforderlich. Das Gesetz verpflichtet die Landesregierung, 
dem Landtag bis zum 31. Dezember 2023 über die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der 
Regelungen zu berichten.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung   Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-

stimmungen  
 

Zweites Gesetz zur Weiterentwicklung 
des Neuen Kommunalen Finanzmanage-
ments für Gemeinden und Gemeindever-
bände im Land Nordrhein-Westfalen und 

weiterer kommunalrechtlicher  
Vorschriften 

(2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz –  
2. NKFWG NRW) 

 

  

Artikel 1 
Änderung der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen 
 
Die Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666), die zuletzt durch [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Fundstelle] geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gemeindeordnung für das Land  
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

 
 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt 
geändert: 
 
a) Die Angabe zu § 91 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 91 Inventar, Inventur und allge-
meine Bewertungsgrund-
sätze“. 

 

 Inhaltsverzeichnis 
 
§ 91 Inventur, Inventar und Vermögens-

bewertung 
 

b) Die Angaben zu den §§ 101 bis 104 
werden wie folgt gefasst: 

 
„§ 101 Örtliche Rechnungsprüfung 
 
§ 102 Örtliche Prüfung des Jah-

resabschlusses und des 
Gesamtabschlusses 

§ 103 Örtliche Prüfung der Eigen-
betriebe 

§ 104 Weitere Aufgaben der örtli-
chen Rechnungsprüfung“. 

 

  
 
 
§ 101 Prüfung des Jahresabschlusses, Be-

stätigungsvermerk 
§ 102 Örtliche Rechnungsprüfung 
 
 
§ 103 Aufgaben der örtlichen Rechnungs-

prüfung 
§ 104 Leiter und Prüfer der örtlichen Rech-

nungsprüfung 
 

c) Die Angabe zu § 106 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 106 (weggefallen)“. 

 

  
 
 
§ 106 Jahresabschlussprüfung der Eigen-

betriebe 
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d) Nach der Angabe zu § 116 werden 
folgende Angaben eingefügt: 

 
„§ 116a Größenabhängige Befrei-

ungen 
§ 116b Verzicht auf die Einbezie-

hung“. 
 

 § 116 Gesamtabschluss 

e) Die Angabe zu § 118 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 118 (weggefallen). 

 

  
 
 
§ 118 Vorlage- und Auskunftspflichten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Aufgaben der Gemeinden 

 
(1) Den Gemeinden können nur durch Ge-
setz Pflichtaufgaben auferlegt werden. 
 
(2) Pflichtaufgaben können den Gemeinden 
zur Erfüllung nach Weisung übertragen wer-
den; das Gesetz bestimmt den Umfang des 
Weisungsrechts, das in der Regel zu begren-
zen ist. Für die gemeinsame Wahrnehmung 
von Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Wei-
sung ist der Anwendungsbereich des Geset-
zes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
nur nach Maßgabe der Absätze 5 und 6 so-
wie des § 4 Abs. 8 eröffnet. 
 
(3) Eingriffe in die Rechte der Gemeinden 
sind nur durch Gesetz zulässig. Rechtsver-
ordnungen zur Durchführung solcher Ge-
setze bedürfen der Zustimmung des für die 
kommunale Selbstverwaltung zuständigen 
Ausschusses des Landtags und, sofern nicht 
die Landesregierung oder das für Kommuna-
les zuständige Ministerium sie erlassen, der 
Zustimmung des für Kommunales zuständi-
gen Ministeriums. 
 
(4) Werden den Gemeinden neue Pflichten 
auferlegt oder werden Pflichten bei der No-
vellierung eines Gesetzes fortgeschrieben o-
der erweitert, ist gleichzeitig die Aufbringung 
der Mittel zu regeln. Führen diese neuen 
Pflichten zu einer Mehrbelastung der Ge-
meinden, ist ein entsprechender Ausgleich 
zu schaffen. 
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2. In § 3 Absatz 5 Satz 1 werden nach dem 
Wort „Gemeinschaftsarbeit“ die Wörter 
„in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. 
S. 621) in der jeweils geltenden Fas-
sung“ eingefügt. 

 

(5) Zur Effizienzsteigerung kann eine Ge-
meinde mit einer benachbarten Gemeinde 
gemäß §§ 23 ff. des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit vereinbaren, dass 
ihr gemäß § 3 Abs. 2 übertragene Aufgaben 
von der benachbarten Gemeinde übernom-
men oder für sie durchgeführt werden. 
Satz 1 gilt auch für den Abschluss einer öf-
fentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen 
einer kreisfreien Stadt und einem benach-
barten Kreis. 
 
(6) Absatz 5 gilt nur, soweit 
 
- Bundesrecht oder Recht der Europäi-

schen Gemeinschaften nicht entgegen-
steht, oder 

- der Abschluss einer öffentlich-rechtli-
chen Vereinbarung nicht durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung ausdrücklich 
eingeschränkt oder ausgeschlossen ist, 
oder 

- durch die beabsichtigte Aufgabenverla-
gerung schutzwürdige Belange Dritter 
nicht unangemessen beeinträchtigt wer-
den oder Gründe des öffentlichen 
Wohls nicht entgegenstehen. 

 
3. § 41 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-

ändert: 
 

 § 41 
Zuständigkeiten des Rates 

 
(1) Der Rat der Gemeinde ist für alle Angele-
genheiten der Gemeindeverwaltung zustän-
dig, soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt. Die Entscheidung über folgende An-
gelegenheiten kann der Rat nicht übertra-
gen: 
 
a) die allgemeinen Grundsätze, nach de-

nen die Verwaltung geführt werden soll, 
b) die Wahl der Mitglieder der Ausschüsse 

und ihrer Vertreter, 
c) die Wahl der Beigeordneten, 
d) die Verleihung und die Entziehung des 

Ehrenbürgerrechts und einer Ehrenbe-
zeichnung, 

e) die Änderung des Gemeindegebiets, 
soweit nicht in diesem Gesetz etwas an-
deres bestimmt ist, 

f) den Erlaß, die Änderung und die Aufhe-
bung von Satzungen und sonstigen 
ortsrechtlichen Bestimmungen, 
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g) abschließende Beschlüsse im Flächen-
nutzungsplanverfahren und abschlie-
ßende Satzungsbeschlüsse auf der 
Grundlage des Baugesetzbuchs und 
des Maßnahmengesetzes zum Bauge-
setzbuch, 

h) den Erlass der Haushaltssatzung und 
des Stellenplans, die Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzeptes, die Zu-
stimmung zu überplanmäßigen und au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen sowie zu überplanmäßi-
gen und außerplanmäßigen Verpflich-
tungsermächtigungen, die Festlegung 
von Wertgrenzen für die Veranschla-
gung und Abrechnung einzelner Investi-
tionsmaßnahmen, 

i) die Festsetzung allgemein geltender öf-
fentlicher Abgaben und privatrechtlicher 
Entgelte, 

 
a) Buchstabe j wird wie folgt gefasst: 
 

„j) die Feststellung des Jahresab-
schlusses und die Entlastung 
sowie die Bestätigung des Ge-
samtabschlusses; sofern ein 
Gesamtabschluss nicht erstellt 
wird, die Beschlussfassung über 
den Beteiligungsbericht,“. 

 

  
 
j) die Feststellung des Jahresabschlusses 

und die Entlastung sowie die Bestäti-
gung des Gesamtabschlusses, 

 

b) Nach Buchstabe j wird der folgende 
Buchstabe k eingefügt: 

 
„k) den Beschluss über die gegen-

über der Gemeindeprüfungs-
anstalt und der Aufsichtsbe-
hörde abzugebende Stellung-
nahme gemäß § 105 Ab-
satz 7,“. 

 

  

c) Die bisherigen Buchstaben k bis p 
werden die Buchstaben l bis q. 

 

 k) die teilweise oder vollständige Veräuße-
rung oder Verpachtung von Eigenbetrie-
ben, die teilweise oder vollständige Ver-
äußerung einer unmittelbaren oder mit-
telbaren Beteiligung an einer Gesell-
schaft oder anderen Vereinigungen des 
privaten Rechts, die Veräußerung eines 
Geschäftsanteils an einer eingetrage-
nen Kreditgenossenschaft sowie den 
Abschluss von anderen Rechtsgeschäf-
ten im Sinne des § 111 Abs. 1 und 2, 
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l) die Errichtung, Übernahme, Erweite-
rung, Einschränkung und Auflösung von 
Anstalten des öffentlichen Rechts ge-
mäß § 114 a, öffentlichen Einrichtungen 
und Eigenbetrieben, die Bildung oder 
Auflösung eines gemeinsamen Kommu-
nalunternehmens gemäß § 27 Abs. 1 
bis 3 und 6 des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit, die Ände-
rung der Unternehmenssatzung eines 
gemeinsamen Kommunalunterneh-
mens sowie der Austritt aus einem ge-
meinsamen Kommunalunternehmen, 
die erstmalige unmittelbare oder mittel-
bare Beteiligung sowie die Erhöhung ei-
ner unmittelbaren oder mittelbaren Be-
teiligung an einer Gesellschaft oder an-
deren Vereinigungen in privater Rechts-
form, den Erwerb eines Geschäftsan-
teils an einer eingetragenen Kreditge-
nossenschaft, 

m) die Umwandlung der Rechtsform von 
Anstalten des öffentlichen Rechts ge-
mäß § 114a, öffentlichen Einrichtungen 
und Eigenbetrieben sowie die Umwand-
lung der Rechtsform von Gesellschaf-
ten, an denen die Gemeinde beteiligt ist, 
soweit der Einfluß der Gemeinde (§ 63 
Abs. 2 und § 113 Abs. 1) geltend ge-
macht werden kann, 

n) die Umwandlung des Zwecks, die Zu-
sammenlegung und die Aufhebung von 
Stiftungen einschließlich des Verbleibs 
des Stiftungsvermögens, 

o) die Umwandlung von Gemeindeglieder-
vermögen in freies Gemeindevermögen 
sowie die Veränderung der Nutzungs-
rechte am Gemeindegliedervermögen, 

p) die Übernahme von Bürgschaften, den 
Abschluß von Gewährverträgen und die 
Bestellung sonstiger Sicherheiten für 
andere sowie solche Rechtsgeschäfte, 
die den vorgenannten wirtschaftlich 
gleichkommen, 

 
d) Der bisherige Buchstabe q wird 

Buchstabe r und die Wörter „Erwei-
terung der Aufgaben der örtlichen 
Rechnungsprüfung über die Pflicht-
aufgaben hinaus“ werden durch die 
Wörter „Übertragung von Aufgaben 
auf die örtliche Rechnungsprüfung“ 
ersetzt. 

 q) die Bestellung und Abberufung der Lei-
tung und der Prüfer der örtlichen Rech-
nungsprüfung sowie die Erweiterung 
der Aufgaben der örtlichen Rechnungs-
prüfung über die Pflichtaufgaben hin-
aus, 
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e) Die bisherigen Buchstaben r bis t 
werden die Buchstaben s bis u. 

 

r) die Genehmigung von Verträgen der 
Gemeinde mit Mitgliedern des Rates, 
der Bezirksvertretungen und der Aus-
schüsse sowie mit dem Bürgermeister 
und den leitenden Dienstkräften der Ge-
meinde nach näherer Bestimmung der 
Hauptsatzung, 

s) die Übernahme neuer Aufgaben,für die 
keine gesetzliche Verpflichtung besteht, 

t) die Festlegung strategischer Ziele unter 
Berücksichtigung der Ressourcen. 

 
(2) Im übrigen kann der Rat die Entschei-
dung über bestimmte Angelegenheiten auf 
Ausschüsse oder den Bürgermeister über-
tragen. Er kann ferner Ausschüsse ermäch-
tigen, in Angelegenheiten ihres Aufgabenbe-
reichs die Entscheidung dem Bürgermeister 
zu übertragen. 
 
(3) Geschäfte der laufenden Verwaltung gel-
ten im Namen des Rates als auf den Bürger-
meister übertragen, soweit nicht der Rat 
sich, einer Bezirksvertretung oder einem 
Ausschuß für einen bestimmten Kreis von 
Geschäften oder für einen Einzelfall die Ent-
scheidung vorbehält. 
 

4. Dem § 43 Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 43 
Rechte und Pflichten der Ratsmitglieder 
 
(1) Die Ratsmitglieder sind verpflichtet, in ih-
rer Tätigkeit ausschließlich nach dem Gesetz 
und ihrer freien, nur durch Rücksicht auf das 
öffentliche Wohl bestimmten Überzeugung 
zu handeln; sie sind an Aufträge nicht gebun-
den. 
 
(2) Für die Tätigkeit als Ratsmitglied, Mitglied 
einer Bezirksvertretung oder Mitglied eines 
Ausschusses gelten die Vorschriften der 
§§ 30 bis 32 mit folgenden Maßgaben ent-
sprechend: 
 
1. Die Pflicht zur Verschwiegenheit kann 

ihnen gegenüber nicht vom Bürgermeis-
ter angeordnet werden; 

2. die Genehmigung, als Zeuge auszusa-
gen, erteilt bei Ratsmitgliedern der Rat, 
bei Mitgliedern der Bezirksvertretungen 
die Bezirksvertretung und bei Aus-
schußmitgliedern der Ausschuß; 
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„§ 16 des Korruptionsbekämpfungsge-
setzes vom 16. Dezember 2004 (GV. 
NRW. 2005 S. 8) in der jeweils gelten-
den Fassung bleibt unberührt.“ 

 

3. die Offenbarungspflicht über Ausschlie-
ßungsgründe besteht bei Ratsmitglie-
dern gegenüber dem Bürgermeister, bei 
Mitgliedern der Bezirksvertretungen ge-
genüber dem Bezirksvorsteher und bei 
Ausschußmitgliedern gegenüber dem 
Ausschußvorsitzenden vor Eintritt in die 
Verhandlung; 

4. über Ausschließungsgründe entschei-
det bei Ratsmitgliedern der Rat, bei Mit-
gliedern der Bezirksvertretungen die 
Bezirksvertretung, bei Ausschußmitglie-
dern der Ausschuß; 

5. ein Verstoß gegen die Offenbarungs-
pflicht wird vom Rat, von der Bezirksver-
tretung beziehungsweise vom Aus-
schuß durch Beschluß festgestellt; 

6. Mitglieder der Bezirksvertretungen so-
wie sachkundige Bürger und sachkun-
dige Einwohner als Mitglieder von Aus-
schüssen können Ansprüche anderer 
gegen die Gemeinde nur dann nicht gel-
tend machen, wenn diese im Zusam-
menhang mit ihren Aufgaben stehen; ob 
diese Voraussetzungen vorliegen, ent-
scheidet die Bezirksvertretung bezie-
hungsweise der Ausschuß. 

 
(3) Die Ratsmitglieder und die Mitglieder der 
Ausschüsse müssen gegenüber dem Bür-
germeister, die Mitglieder einer Bezirksver-
tretung gegenüber dem Bezirksvorsteher 
Auskunft über ihre wirtschaftlichen und per-
sönlichen Verhältnisse geben, soweit das für 
die Ausübung ihres Mandats von Bedeutung 
sein kann. Die näheren Einzelheiten regelt 
der Rat. Die Auskunft ist vertraulich zu be-
handeln. Name, Anschrift, der ausgeübte 
Beruf sowie andere vergütete und ehrenamt-
liche Tätigkeiten können veröffentlicht wer-
den. Nach Ablauf der Wahlperiode sind die 
gespeicherten Daten der ausgeschiedenen 
Mitglieder zu löschen. 
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(4) Erleidet die Gemeinde infolge eines Be-
schlusses des Rates einen Schaden, so haf-
ten die Ratsmitglieder, wenn sie 
 
a) in vorsätzlicher oder grob fahrlässiger 

Verletzung ihrer Pflicht gehandelt ha-
ben, 

b) bei der Beschlußfassung mitgewirkt ha-
ben, obwohl sie nach dem Gesetz hier-
von ausgeschlossen waren und ihnen 
der Ausschließungsgrund bekannt war, 

c) der Bewilligung von Aufwendungen und 
Auszahlungen zugestimmt haben, für 
die das Gesetz oder die Haushaltssat-
zung eine Ermächtigung nicht vorsieht, 
wenn nicht gleichzeitig die erforderli-
chen Deckungsmittel bereitgestellt wer-
den. 

 
5. § 59 wird wie folgt geändert: 
 

 § 59 
Hauptausschuß, Finanzausschuß und 

Rechnungsprüfungsausschuß 
 
(1) Der Hauptausschuß hat die Arbeiten aller 
Ausschüsse aufeinander abzustimmen. 
 
(2) Der Finanzausschuß bereitet die Haus-
haltssatzung der Gemeinde vor und trifft die 
für die Ausführung des Haushaltsplans erfor-
derlichen Entscheidungen, soweit hierfür 
nicht andere Ausschüsse zuständig sind. 
 

 
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Der Rechnungsprüfungsaus-
schuss prüft den Jahresabschluss 
und den Lagebericht der Gemeinde 
unter Einbezug des Prüfungsbe-
richtes. Er bedient sich hierbei der 
örtlichen Rechnungsprüfung oder 
eines Dritten gemäß § 102 Ab-
satz 2. Die Verantwortlichen nach 
Satz 2 haben an der Beratung über 
diese Vorlagen im Rechnungsprü-
fungsausschuss teilzunehmen und 
über die wesentlichen Ergebnisse 
ihrer Prüfung, insbesondere we-
sentliche Schwächen des internen 
Kontrollsystems bezogen auf den 
Rechnungslegungsprozess, zu be-
richten. Der Rechnungsprüfungs-
ausschuss hat zu dem Ergebnis der 

  
 
(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft 
den Jahresabschluss und den Gesamtab-
schluss der Gemeinde. Er bedient sich hier-
bei der örtlichen Rechnungsprüfung. Soweit 
eine solche nicht besteht, kann er sich Dritter 
gem. § 103 Abs. 5 bedienen. 
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Jahresabschlussprüfung schriftlich 
gegenüber dem Rat Stellung zu 
nehmen. Am Schluss dieses Be-
richtes hat der Rechnungs-prü-
fungsausschuss zu erklären, ob 
nach dem abschließenden Ergeb-
nis seiner Prüfung Einwendungen 
zu erheben sind und ob er den vom 
Bürgermeister aufgestellten Jah-
resabschluss und Lagebericht bil-
ligt. Sofern ein Gesamtabschluss 
und Gesamtlagebericht erstellt 
wird, finden die Sätze 1 bis 5 ent-
sprechende Anwendung auf den 
Gesamtabschluss.“ 

 
b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 
 
 
 „Über das Ergebnis der Prüfung ist 

dem Rat gemäß Absatz 3 Satz 4 
und 5 zu berichten.“ 

 

 (4) Werden der Jahresabschluss, der Ge-
samtabschluss, der Lagebericht oder der 
Gesamtlagebericht nach Vorlage des Prü-
fungsberichts geändert, so hat der Rech-
nungsprüfungsausschuss diese Unterlagen 
erneut zu prüfen, soweit es die Änderung er-
fordert. Über das Ergebnis der Prüfung ist 
dem Rat zu berichten; der Bestätigungsver-
merk ist entsprechend zu ergänzen. 
 

6. § 75 wird wie folgt geändert: 
 

 § 75 
Allgemeine Haushaltsgrundsätze 

 
(1) Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirt-
schaft so zu planen und zu führen, dass die 
stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. 
Die Haushaltswirtschaft ist wirtschaftlich, ef-
fizient und sparsam zu führen. Dabei ist den 
Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung zu tragen.  

 
a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 
 
 
 
 

„Anstelle oder zusätzlich zur Ver-
wendung der Ausgleichsrücklage 
kann im Ergebnisplan auch eine 
pauschale Kürzung von Aufwen-
dungen bis zu einem Betrag von 
1 Prozent der Summe der ordentli-
chen Aufwendungen unter Angabe 

 (2) Der Haushalt muss in jedem Jahr in Pla-
nung und Rechnung ausgeglichen sein. Er 
ist ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag 
der Erträge die Höhe des Gesamtbetrages 
der Aufwendungen erreicht oder übersteigt. 
Die Verpflichtung des Satzes 1 gilt als erfüllt, 
wenn der Fehlbedarf im Ergebnisplan und 
der Fehlbetrag in der Ergebnisrechnung 
durch Inanspruchnahme der Ausgleichs-
rücklage gedeckt werden können.  
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der zu kürzenden Teilpläne veran-
schlagt werden (globaler Minder-
aufwand).“ 

 

 
 

 

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Der Ausgleichsrücklage können 

Jahresüberschüsse durch Be-
schluss nach § 96 Absatz 1 Satz 2 
zugeführt werden, soweit die allge-
meine Rücklage einen Bestand in 
Höhe von mindestens 3 Prozent 
der Bilanzsumme des Jahresab-
schlusses der Gemeinde aufweist.“ 

 

 (3) In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage 
zusätzlich zur allgemeinen Rücklage als ge-
sonderter Posten des Eigenkapitals anzuset-
zen. Der Ausgleichsrücklage können  
Jahresüberschüsse durch Beschluss nach 
§ 96 Absatz 1 Satz 2 zugeführt werden, so-
weit ihr Bestand nicht den Höchstbetrag von 
einem Drittel des Eigenkapitals erreicht hat. 
 
 
 
(4) Wird bei der Aufstellung der Haushalts-
satzung eine Verringerung der allgemeinen 
Rücklage vorgesehen, bedarf dies der Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Ge-
nehmigung gilt als erteilt, wenn die Aufsichts-
behörde nicht innerhalb eines Monats nach 
Eingang des Antrages der Gemeinde eine 
andere Entscheidung trifft. Die Genehmi-
gung kann unter Bedingungen und mit Aufla-
gen erteilt werden. Sie ist mit der Verpflich-
tung, ein Haushaltssicherungskonzept nach 
§ 76 aufzustellen, zu verbinden, wenn die 
Voraussetzungen des § 76 Abs. 1 vorliegen. 
  
(5) Weist die Ergebnisrechnung bei der Be-
stätigung des Jahresabschlusses gem. § 95 
Abs. 3 trotz eines ursprünglich ausgegliche-
nen Ergebnisplans einen Fehlbetrag oder ei-
nen höheren Fehlbetrag als im Ergebnisplan 
ausgewiesen aus, so hat die Gemeinde dies 
der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzei-
gen. Die Aufsichtsbehörde kann in diesem 
Fall Anordnungen treffen, erforderlichenfalls 
diese Anordnungen selbst durchführen oder 
– wenn und solange diese Befugnisse nicht 
ausreichen – einen Beauftragten bestellen, 
um eine geordnete Haushaltswirtschaft wie-
der herzustellen. §§123 und 124 gelten sinn-
gemäß.  
 
(6) Die Liquidität der Gemeinde einschließ-
lich der Finanzierung der Investitionen ist si-
cherzustellen.  
 
(7) Die Gemeinde darf sich nicht überschul-
den. Sie ist überschuldet, wenn nach der Bi-
lanz das Eigenkapital aufgebraucht ist.  
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7. § 77 wird wie folgt geändert: 
 

 § 77 
Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung 
 
(1) Die Gemeinde erhebt Abgaben nach den 
gesetzlichen Vorschriften.  
 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Sie hat die zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben erforderlichen Finanz-
mittel 
 
1. soweit vertretbar und geboten, 

aus selbst zu bestimmenden 
Entgelten für die von ihr er-
brachten Leistungen, sowie 

 
2. im Übrigen aus Steuern 
 
zu beschaffen, soweit die sonsti-
gen Finanzmittel nicht ausrei-
chen.“ 
 

  
 
(2) Sie hat die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Finanzmittel 
 
 
1 soweit vertretbar und geboten aus spe-

ziellen Entgelten für die von ihr erbrach-
ten Leistungen,  

 
 
2. im Übrigen aus Steuern  
 
zu beschaffen, soweit die sonstigen Finanz-
mittel nicht ausreichen.  
 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt: 

 
 „(3) Die Gemeinde hat bei der Fi-

nanzmittelbeschaffung auf die wirt-
schaftlichen Kräfte ihrer Abgabe-
pflichtigen Rücksicht zu nehmen.“ 

 

  
 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Ab-
satz 4. 

 

 (3) Die Gemeinde darf Kredite nur aufneh-
men, wenn eine andere Finanzierung nicht 
möglich ist oder wirtschaftlich unzweckmä-
ßig wäre.  
 

8. § 83 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

a) In Satz 2 wird das Wort „muss“ 
durch das Wort „soll“ ersetzt. 

 
b) In Satz 3 werden die Wörter „wenn 

ein solcher nicht bestellt ist, der 
Bürgermeister,“ gestrichen. 
 

 § 83 
Überplanmäßige und außerplanmäßige 

Aufwendungen und Auszahlungen 
 
(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige 
Aufwendungen und Auszahlungen sind nur 
zulässig, wenn sie unabweisbar sind. Die 
Deckung muss jeweils im laufenden Haus-
haltsjahr gewährleistet sein. Über die Leis-
tung dieser Aufwendungen und Auszahlun-
gen entscheidet der Kämmerer, wenn ein 
solcher nicht bestellt ist, der Bürgermeister, 
soweit der Rat keine andere Regelung trifft. 
Der Kämmerer kann mit Zustimmung des 
Bürgermeisters und des Rates die Entschei-
dungsbefugnis auf andere Bedienstete über-
tragen.  
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(2) Sind die überplanmäßigen und außer-
planmäßigen Aufwendungen und Auszah-
lungen erheblich, bedürfen sie der vorheri-
gen Zustimmung des Rates; im Übrigen sind 
sie dem Rat zur Kenntnis zu bringen. § 81 
Abs. 2 bleibt unberührt.  
 
(3) Für Investitionen, die im folgenden Jahr 
fortgesetzt werden, sind überplanmäßige 
Auszahlungen auch dann zulässig, wenn 
ihre Deckung erst im folgenden Jahr gewähr-
leistet ist. Absatz 1 Sätze 3 und 4 und Absatz 
2 gelten sinngemäß.  
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 finden entsprechende 
Anwendung auf Maßnahmen, durch die spä-
ter über- oder außerplanmäßige Aufwendun-
gen und Auszahlungen entstehen können.  
 

9. § 86 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 werden die Wörter 

„unter der Voraussetzung des 
§ 77 Abs. 3“ durch die Wörter 
„unter der Voraussetzung des 
§ 77 Absatz 4“ ersetzt.  

 
bb) Es werden die folgenden 

Sätze angefügt: 
 
 „Die Kreditaufnahme erfolgt 

grundsätzlich in Euro. In an-
deren Währungen ist die Kre-
ditaufnahme nur in Verbin-
dung mit einem Währungssi-
cherungsgeschäft zulässig.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort 
„schriftlich“ gestrichen. 

 § 86 
Kredite 

 
(1) Kredite dürfen nur für Investitionen unter 
der Voraussetzung des § 77 Abs. 3 und zur 
Umschuldung aufgenommen werden. Die 
daraus übernommenen Verpflichtungen 
müssen mit der dauernden Leistungsfähig-
keit der Gemeinde in Einklang stehen.  
 
(2) Die Kreditermächtigung gilt bis zum Ende 
des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres 
und, wenn die Haushaltssatzung für das 
übernächste Jahr nicht rechtzeitig öffentlich 
bekannt gemacht wird, bis zum Erlass dieser 
Haushaltssatzung.  
 
(3) Die Aufnahme einzelner Kredite bedarf 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde, so-
bald die Kreditaufnahme nach § 19 des Ge-
setzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft beschränkt wor-
den ist. Die Einzelgenehmigung kann nach 
Maßgabe der Kreditbeschränkungen versagt 
werden.  
 
(4) Entscheidungen der Gemeinde über die 
Begründung einer Zahlungsverpflichtung, 
die wirtschaftlich einer Kreditverpflichtung 
gleichkommt, sind der Aufsichtsbehörde un-
verzüglich, spätestens einen Monat vor der 
rechtsverbindlichen Eingehung der Ver-
pflichtung, schriftlich anzuzeigen. Absatz 1 
Satz 2 gilt sinngemäß. Eine Anzeige ist nicht 
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 erforderlich für die Begründung von Zah-
lungsverpflichtungen im Rahmen der laufen-
den Verwaltung.  
 
(5) Die Gemeinde darf zur Sicherung des 
Kredits keine Sicherheiten bestellen. Die 
Aufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulas-
sen, wenn die Bestellung von Sicherheiten 
der Verkehrsübung entspricht.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10. In § 87 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort 

„schriftlich“ gestrichen.  
 

 § 87 
Sicherheiten und 

Gewährleistung für Dritte 
 
(1) Die Gemeinde darf keine Sicherheiten 
zugunsten Dritter bestellen. Die Aufsichtsbe-
hörde kann Ausnahmen zulassen. Für die 
Bestellung von Sicherheiten zur Finanzie-
rung des Erwerbs von Grundstücken der Ge-
meinde durch Dritte finden die Sätze 1 und 2 
keine Anwendung. 
 
(2) Die Gemeinde darf Bürgschaften und 
Verpflichtungen aus Gewährverträgen nur im 
Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgaben über-
nehmen. Die Entscheidung der Gemeinde 
zur Übernahme ist der Aufsichtsbehörde un-
verzüglich, spätestens einen Monat vor der 
rechtsverbindlichen Übernahme, schriftlich 
anzuzeigen.  
 
(3) Absatz 2 gilt sinngemäß für Rechtsge-
schäfte, die den in Absatz 2 genannten 
Rechtsgeschäften wirtschaftlich gleichkom-
men, insbesondere für die Zustimmung zu 
Rechtsgeschäften Dritter, aus denen der Ge-
meinde in künftigen Haushaltsjahren Ver-
pflichtungen zu Leistungen erwachsen kön-
nen.  
 

11. § 88 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 88 
Rückstellungen 

 
(1) Rückstellungen sind für ungewisse 
Verbindlichkeiten, für drohende Ver-
luste aus schwebenden Geschäften und 
für hinsichtlich ihrer Höhe oder des Zeit-
punktes ihres Eintritts unbestimmte Auf-
wendungen in angemessener Höhe zu 
bilden. 
 

  
 

§ 88 
Rückstellungen 

 
Für dem Grunde oder der Höhe nach unge-
wisse Verbindlichkeiten, für drohende Ver-
luste aus schwebenden Geschäften oder 
laufenden Verfahren oder für bestimmte Auf-
wendungen hat die Gemeinde Rückstellun-
gen in angemessener Höhe zu bilden.  
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(2) Rückstellungen dürfen nur aufgelöst 
werden, soweit der Grund hierfür entfal-
len ist.“ 

 
12. § 90 Absatz 3 werden die folgenden 

Sätze angefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Ausnahmen sind im besonderen öffent-
lichen Interesse zulässig. Dies gilt ins-
besondere für Veräußerungen zur För-
derung von sozialen Einrichtungen, des 
sozialen Wohnungsbaus, des Denkmal-
schutzes und der Bildung privaten Ei-
gentums unter sozialen Gesichtspunk-
ten. Vor dem Unterwertverkauf eines 
Grundstücks an Unternehmen ist die 
Vereinbarkeit der Vergünstigung mit 
dem Binnenmarkt sicherzustellen.“ 

 

 § 90 
Vermögensgegenstände 

 
(1) Die Gemeinde soll Vermögensgegen-
stände nur erwerben, soweit dies zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlich ist oder wird.  
 
(2) Die Vermögensgegenstände sind pfleg-
lich und wirtschaftlich zu verwalten. Bei 
Geldanlagen ist auf eine ausreichende Si-
cherheit zu achten; sie sollen einen ange-
messenen Ertrag erbringen.  
 
(3) Die Gemeinde darf Vermögensgegen-
stände, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
in absehbarer Zeit nicht braucht, veräußern. 
Vermögensgegenstände dürfen in der Regel 
nur zu ihrem vollen Wert veräußert werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Für die Überlassung der Nutzung eines 
Vermögensgegenstandes gilt Absatz 3 sinn-
gemäß.  
 
(5) Für die Verwaltung und Bewirtschaftung 
von Gemeindewaldungen gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzes und des Landes-
forstgesetzes.  
 

13. § 91 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 91 
Inventar, Inventur und allgemeine 

Bewertungsgrundsätze 
 
(1) Die Gemeinde hat zum Schluss ei-
nes jeden Haushaltsjahres ihre Grund-
stücke und grundstücksgleichen 
Rechte, ihre Forderungen und Schul-
den, den Betrag des baren Geldes so-
wie ihre sonstigen Vermögensgegen-
stände genau zu verzeichnen und dabei 

  
 

§ 91 
Inventur, Inventar und  
Vermögensbewertung 

 
(1) Die Gemeinde hat zum Schluss eines je-
den Haushaltsjahres sämtliche Vermögens-
gegenstände, Schulden und Rechnungsab-
grenzungsposten in einer Inventur unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Inventur vollständig aufzunehmen und dabei 
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den Wert der einzelnen Vermögensge-
genstände und Schulden anzugeben 
(Inventar). 
 
(2) Körperliche Vermögensgegen-
stände sind durch eine körperliche Be-
standsaufnahme zu erfassen, soweit 
durch Gesetz oder Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt ist. 
 
(3) Das Inventar ist innerhalb der einem 
ordnungsgemäßen Geschäftsgang ent-
sprechenden Zeit aufzustellen. 
 
(4) Die Bewertung des in der Bilanz aus-
zuweisenden Vermögens, der Sonder-
posten, der Rückstellungen, der Ver-
bindlichkeiten und der Rechnungsab-
grenzungsposten richtet sich nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung. Dabei gilt insbesondere: 
 
1. Die Wertansätze in der Eröffnungs-

bilanz des Haushaltsjahres müssen 
mit denen der Schlussbilanz des 
vorhergehenden Haushaltsjahres 
übereinstimmen; 

 
2. die Vermögensgegenstände, Son-

derposten, Rückstellungen, Ver-
bindlichkeiten und Rechnungsab-
grenzungsposten sind zum Ab-
schlussstichtag einzeln zu bewer-
ten; 

 
3. es ist wirklichkeitsgetreu zu bewer-

ten; vorhersehbare Risiken und 
Verluste, die bis zum Abschluss-
stichtag entstanden sind, sind zu 
berücksichtigen, selbst wenn diese 
erst zwischen dem Abschlussstich-
tag und dem Tag der Aufstellung 
des Jahresabschlusses bekannt 
geworden sind; Gewinne sind nur 
zu berücksichtigen, sofern sie am 
Abschlussstichtag realisiert sind; 

 
4. Aufwendungen und Erträge des 

Haushaltsjahres sind unabhängig 
von den Zeitpunkten der entspre-
chenden Zahlungen im Jahresab-
schluss zu berücksichtigen und 

 

den Wert der einzelnen Vermögensgegen-
stände und Verbindlichkeiten anzugeben (In-
ventar).  
 
(2) Für die im Jahresabschluss auszuwei-
senden Wertansätze gilt:  
 
1. Vermögensgegenstände sind höchs-

tens mit den Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten vermindert um die plan-
mäßigen und außerplanmäßigen Ab-
schreibungen anzusetzen,  

2. Verbindlichkeiten sind zu ihrem Rück-
zahlungsbetrag, Rentenverpflichtun-
gen, für die eine Gegenleistung nicht 
mehr zu erwarten ist, zu ihrem Barwert 
und Rückstellungen nur in Höhe des 
Betrages anzusetzen, der voraussicht-
lich notwendig ist.  

 
Die Bewertung ist unter Anwendung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, 
soweit dieses Gesetz nichts anderes vor-
sieht, vorzunehmen.  
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5. die auf den vorhergehenden Jah-
resabschluss angewandten Bewer-
tungsmethoden sollen beibehalten 
werden. 

 
(5) Von den Grundsätzen des Absatzes 
4 darf nur in begründeten Ausnahmefäl-
len abgewichen werden.“ 

 
14. § 92 wird wie folgt gefasst: 

 
„§ 92 

Eröffnungsbilanz 
 
(1) Die Gemeinde hat zu Beginn des 
Haushaltsjahres, in dem sie erstmals 
ihre Geschäftsvorfälle nach dem Sys-
tem der doppelten Buchführung erfasst, 
eine Eröffnungsbilanz aufzustellen. Auf 
die Eröffnungsbilanz sind die für den 
Jahresabschluss geltenden Vorschrif-
ten mit Ausnahme des § 95 Absatz 2 
Satz 1 Nummern 1 bis 3 entsprechend 
anzuwenden. Die Vorschriften der § 95 
Absatz 3 und § 96 sind entsprechend 
anzuwenden. 
 
(2) Die Ermittlung der Wertansätze für 
die Eröffnungsbilanz ist auf der Grund-
lage von vorsichtig geschätzten Zeitwer-
ten vorzunehmen. Die in der Eröff-
nungsbilanz angesetzten Werte für die 
Vermögensgegenstände gelten für die 
künftigen Haushaltsjahre als Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten, soweit 
nicht Wertberichtigungen nach Absatz 5 
vorgenommen werden. 
 
(3) Die Eröffnungsbilanz einschließlich 
des Anhangs mit allen Anlagen unter-
liegt der örtlichen Prüfung nach §§ 101 
bis 104, § 59 Absatz 3 gilt entspre-
chend.  
 
 
 
 
 
(4) Die Eröffnungsbilanz einschließlich 
des Anhangs mit allen Anlagen unter-
liegt der überörtlichen Prüfung nach 
§ 105. 
 

  
 

§ 92 
Eröffnungsbilanz 

 
(1) Die Gemeinde hat zu Beginn des Haus-
haltsjahres, in dem sie erstmals ihre Ge-
schäftsvorfälle nach dem System der dop-
pelten Buchführung erfasst, eine Eröffnungs-
bilanz unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung aufzustellen, 
soweit durch Gesetz oder Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt ist. Die Vorschriften 
der § 95 Abs. 3 und § 96 sind entsprechend 
anzuwenden.  
 
 
 
(2) Die Eröffnungsbilanz und der Anhang ha-
ben zum Bilanzstichtag unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und der Schul-
denlage der Gemeinde zu vermitteln.  
 
 
 
 
 
(3) Die Ermittlung der Wertansätze für die Er-
öffnungsbilanz ist auf der Grundlage von vor-
sichtig geschätzten Zeitwerten vorzuneh-
men. Die in der Eröffnungsbilanz angesetz-
ten Werte für die Vermögensgegenstände 
gelten für die künftigen Haushaltsjahre als 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten, so-
weit nicht Wertberichtigungen nach Absatz 7 
vorgenommen werden.  
 
(4) Die Eröffnungsbilanz und der Anhang 
sind dahingehend zu prüfen, ob sie ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Lage der Gemeinde nach Absatz 2 
vermitteln. Die Prüfung erstreckt sich darauf, 
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(5) Ergibt sich bei der Aufstellung späte-
rer Jahresabschlüsse, dass in der Eröff-
nungsbilanz Vermögensgegenstände  
oder Sonderposten oder Schulden feh-
lerhaft angesetzt worden sind, so ist der 
Wertansatz zu berichtigen oder nachzu-
holen. Die Eröffnungsbilanz gilt dann als 
geändert. Eine Berichtigung kann letzt-
mals im vierten der Eröffnungsbilanz fol-
genden Jahresabschluss vorgenom-
men werden. Vorherige Jahresab-
schlüsse sind nicht zu berichtigen.“ 

 

ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie 
ergänzenden Bestimmungen beachtet wor-
den sind.  
 
(5) Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft 
die Eröffnungsbilanz. Er hat die Inventur, das 
Inventar und die Übersicht über örtlich fest-
gelegte Restnutzungsdauern der Vermö-
gensgegenstände in seine Prüfung einzube-
ziehen. Über Art und Umfang der Prüfung 
sowie über das Ergebnis der Prüfung ist ein 
Prüfungsbericht zu erstellen. Der Bestäti-
gungsvermerk oder der Vermerk über seine 
Versagung ist in den Prüfungsbericht aufzu-
nehmen. § 101 Abs. 2 bis 8, § 103 Abs. 4, 5 
und 7, § 104 Abs. 4 und § 105 Abs. 8 finden 
entsprechende Anwendung.  
 
(6) Die Eröffnungsbilanz unterliegt der 
überörtlichen Prüfung nach § 105.  
 
(7) Ergibt sich bei der Aufstellung späterer 
Jahresabschlüsse, dass in der Eröffnungsbi-
lanz Vermögensgegenstände oder Sonder-
posten oder Schulden fehlerhaft angesetzt 
worden sind, so ist der Wertansatz zu berich-
tigen oder nachzuholen. Die Eröffnungsbi-
lanz gilt dann als geändert. Eine Berichti-
gung kann letztmals im vierten der Eröff-
nungsbilanz folgenden Jahresabschluss vor-
genommen werden. Vorherige Jahresab-
schlüsse sind nicht zu berichtigen.  
 

15. § 94 wird wie folgt geändert: 
 
 
a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und es 

wird folgender Satz angefügt: 
 
 
 
 
 
 
 „Der Beschluss über die Besorgung 

ist der Aufsichtsbehörde anzuzei-
gen.“ 

 
 
 
 
 

 § 94 
Übertragung der Finanzbuchhaltung 

 
Die Gemeinde kann ihre Finanzbuchhaltung 
ganz oder zum Teil von einer Stelle außer-
halb der Gemeindeverwaltung besorgen las-
sen, wenn die ordnungsgemäße Erledigung 
und die Prüfung nach den für die Gemeinde 
geltenden Vorschriften gewährleistet sind. 
Satz 1 gilt nicht für die Zwangsvollstreckung. 
Die Vorschriften des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit bleiben unberührt.  
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b) Es wird folgender Absatz 2 ange-
fügt: 
 
„(2) Für die automatisierte Ausfüh-
rung der Geschäfte der kommuna-
len Haushaltswirtschaft dürfen nur 
Fachprogramme verwendet wer-
den, die von der Gemeindeprü-
fungsanstalt Nordrhein-Westfalen 
zugelassen sind. Gleiches gilt für 
die Verwendung dieser Fachpro-
gramme nach wesentlichen Pro-
grammänderungen. Die Gültigkeit 
der Zulassung soll befristet wer-
den. Bei Programmen, die für meh-
rere Gemeinden Anwendung fin-
den sollen, genügt eine Zulassung. 
Die technischen Standards, die er-
forderlich sind, um die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Pro-
grammzulassung zu erfüllen, wer-
den von der Gemeindeprüfungsan-
stalt Nordrhein-Westfalen im Be-
nehmen mit dem für Kommunales 
zuständigen Ministerium im Rah-
men einer Verwaltungsvorschrift 
als Prüfhandbuch niedergelegt.“ 
 

16. § 95 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Gemeinde hat zum Schluss 
eines jeden Haushaltsjahres einen 
Jahresabschluss aufzustellen. Der 
Jahresabschluss muss klar und 
übersichtlich sein. Der Jahresab-
schluss hat sämtliche Vermögens-
gegenstände, Schulden, Rech-
nungsabgrenzungsposten, Er-
träge, Aufwendungen, Einzahlun-
gen und Auszahlungen zu enthal-
ten, soweit nichts anderes be-
stimmt ist. Er hat unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gemeinde zu vermit-
teln.“ 
 

 § 95 
Jahresabschluss 

 
 

(1) Die Gemeinde hat zum Schluss eines je-
den Haushaltsjahres einen Jahresabschluss 
aufzustellen, in dem das Ergebnis der Haus-
haltswirtschaft des Haushaltsjahres nachzu-
weisen ist. Er muss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Schulden-, 
Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde ver-
mitteln und ist zu erläutern. Der Jahresab-
schluss besteht aus der Ergebnisrechnung, 
der Finanzrechnung, den Teilrechnungen, 
der Bilanz und dem Anhang. Ihm ist ein La-
gebericht beizufügen.  
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b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt: 

 
„(2) Der Jahresabschluss besteht 
aus 
 
1. der Ergebnisrechnung, 
2. der Finanzrechnung, 
3. den Teilrechnungen und 
4. der Bilanz. 

 
Der Jahresabschluss ist um einen 
Anhang zu erweitern, der mit den 
Bestandteilen des Jahresab-
schlusses nach Satz 1 eine Einheit 
bildet. Darüber hinaus hat die Ge-
meinde einen Lagebericht aufzu-
stellen.“ 
 

  

c) Der bisherige Absatz 2 wird Ab-
satz 3 und Satz 1 wird wie folgt ge-
ändert: 
 
aa) Im Textteil vor Nummer 1 wird 

das Wort „Lageberichtes“ 
durch das Wort „Anhangs“ er-
setzt. 

 
 
bb) Nummer 3 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 
 

„3. die Mitgliedschaft in Auf-
sichtsräten und anderen 
Kontrollgremien im Sinne 
des § 125 Absatz 1 
Satz 5 des Aktiengeset-
zes vom 6. Septem-
ber 1965 (BGBl. I 
S. 1089), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 17. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2446) geän-
dert worden ist,“ 

 

  
 
 
 
(2) Am Schluss des Lageberichtes sind für 
die Mitglieder des Verwaltungsvorstands 
nach § 70, soweit dieser nicht zu bilden ist 
für den Bürgermeister und den Kämmerer, 
sowie für die Ratsmitglieder, auch wenn die 
Personen im Haushaltsjahr ausgeschieden 
sind, anzugeben,  
 
1. Familienname mit mindestens einem 

ausgeschriebenen Vornamen,  
2. der ausgeübte Beruf,  
3. die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten 

und anderen Kontrollgremien i.S.d. 
§ 125 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengeset-
zes,  

 
 
 
 
 
 
 
4. die Mitgliedschaft in Organen von ver-

selbstständigten Aufgabenbereichen 
der Gemeinde in öffentlich-rechtlicher  
oder privatrechtlicher Form,  

5. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger 
privatrechtlicher Unternehmen.  

§ 43 Abs. 2 Nrn. 5 und 6 gelten entspre-
chend. 
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d) Nach dem neuen Absatz 3 wird fol-
gender Absatz 4 eingefügt: 

 
„(4) Dem Anhang sind als Anlagen 
beizufügen 
 
1. ein Anlagenspiegel, 
2. ein Forderungsspiegel, 
3. ein Eigenkapitalspiegel, 
4. ein Verbindlichkeitenspiegel 

und 
5. eine Übersicht über die in das 

folgende Jahr übertragenen 
Haushaltsermächtigungen.“ 

 
 

  

e) Der bisherige Absatz 3 wird Ab-
satz 5 und in Satz 1 werden nach 
dem Wort „Jahresabschlusses“ die 
Wörter „und des Lageberichtes“ 
eingefügt. 
 

 (3) Der Entwurf des Jahresabschlusses wird 
vom Kämmerer aufgestellt und dem Bürger-
meister zur Bestätigung vorgelegt. Der Bür-
germeister leitet den von ihm bestätigten 
Entwurf innerhalb von drei Monaten nach 
Ablauf des Haushaltsjahres dem Rat zur 
Feststellung zu. Soweit er von dem ihm vor-
gelegten Entwurf abweicht, kann der Käm-
merer dazu eine Stellungnahme abgeben. 
Wird von diesem Recht Gebrauch gemacht, 
hat der Bürgermeister die Stellungnahme mit 
dem Entwurf dem Rat vorzulegen.  
 

17. Nach § 96 Absatz 1 Satz 2 wird folgen-
der Satz eingefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Soweit in den Jahresabschlüssen der 
letzten drei vorhergehenden Haushalts-
jahre aufgrund entstandener Fehlbe-
träge der Ergebnisrechnung die allge-
meine Rücklage reduziert wurde, ist ein 
Jahresüberschuss insoweit zunächst 
der allgemeinen Rücklage zuzuführen.“ 

 

 § 96 
Feststellung des Jahresabschlusses und 

Entlastung 
 
(1) Der Rat stellt bis spätestens 31. Dezem-
ber des auf das Haushaltsjahr folgenden 
Jahres den vom Rechnungsprüfungsaus-
schuss geprüften Jahresabschluss durch 
Beschluss fest. Zugleich beschließt er über 
die Verwendung des Jahresüberschusses  
oder die Behandlung des Jahresfehlbetra-
ges. In der Beratung des Rates über den 
Jahresabschluss kann der Kämmerer seine 
abweichende Auffassung vertreten. Die 
Ratsmitglieder entscheiden über die Entlas-
tung des Bürgermeisters. Verweigern sie die 
Entlastung oder sprechen sie diese mit Ein-
schränkungen aus, so haben sie dafür die 
Gründe anzugeben. Wird die Feststellung 
des Jahresabschlusses vom Rat verweigert, 
so sind die Gründe dafür gegenüber dem 
Bürgermeister anzugeben.  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3570 

 
 

27 

(2) Der vom Rat festgestellte Jahresab-
schluss ist der Aufsichtsbehörde unverzüg-
lich anzuzeigen. Der Jahresabschluss ist öf-
fentlich bekannt zu machen und danach bis 
zur Feststellung des folgenden Jahresab-
schlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu 
halten.  
 

18. § 101 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 101 
Örtliche Rechnungsprüfung 

 
 
(1) Kreisfreie Städte und Große kreisan-
gehörige Städte haben eine örtliche 
Rechnungsprüfung einzurichten. Mitt-
lere kreisangehörige Städte haben eine 
örtliche Rechnungsprüfung einzurichten 
oder können sich zur Erfüllung einer an-
deren örtlichen Rechnungsprüfung be-
dienen. Gemeinden ohne örtliche Rech-
nungsprüfung können einen geeigneten 
Bediensteten als Rechnungsprüferin o-
der als Rechnungsprüfer bestellen oder 
sich eines anderen kommunalen Rech-
nungsprüfers oder eines Wirtschafts-
prüfers oder einer Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft bedienen. Die Vorschriften 
des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit gelten entsprechend. 
Für den Rechnungsprüfer gelten Ab-
sätze 2, 5 und 6 sowie §§ 102 bis 104, 
für den Wirtschaftsprüfer und die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Absätze 2 
und 6 sowie §§ 102 bis 104 mit Aus-
nahme von § 104 Absatz 2 Satz 1 ent-
sprechend. 
 
 
 
 
(2) Die örtliche Rechnungsprüfung ist 
bei der Erfüllung der ihr zugewiesenen 
Prüfungsaufgaben unabhängig und an 
Weisungen nicht gebunden. Im Übrigen 
ist die örtliche Rechnungsprüfung dem 
Rat unmittelbar verantwortlich und in ih-
rer sachlichen Tätigkeit ihm unmittelbar 
unterstellt. 
 
 
 

  
 

§ 101 
Prüfung des Jahresabschlusses,  

Bestätigungsvermerk 
 
(1) Der Jahresabschluss ist vom Rechnungs-
prüfungsausschuss dahingehend zu prüfen, 
ob er ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Schul-
den-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ergibt. Die Prüfung 
des Jahresabschlusses erstreckt sich da-
rauf, obdie gesetzlichen Vorschriften und die 
sie ergänzenden Satzungen und sonstigen 
ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet wor-
den sind. In die Prüfung sind die Buchfüh-
rung, die Inventur, das Inventar und die 
Übersicht über örtlich festgelegte Nutzungs-
dauern der Vermögensgegenstände einzu-
beziehen. Der Lagebericht ist darauf zu prü-
fen, ob er mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht und ob seine sonstigen Angaben 
nicht eine falsche Vorstellung von der Ver-
mögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanz-
lage der Gemeinde erwecken. Der Rech-
nungsprüfungsausschuss hat über Art und 
Umfang der Prüfung sowie über das Ergeb-
nis der Prüfung einen Prüfungsbericht zu er-
stellen. Der Bestätigungsvermerk oder der 
Vermerk über seine Versagung ist in den 
Prüfungsbericht aufzunehmen.  
 
(2) Vor Abgabe des Prüfungsberichtes durch 
den Rechnungsprüfungsausschuss an den 
Rat ist dem Bürgermeister Gelegenheit zur 
Stellungnahme zum Prüfungsergebnis zu 
geben. Soweit der Kämmerer von seinem 
Recht nach § 95 Abs. 3 Satz 3 Gebrauch ge-
macht hat, ist ihm ebenfalls Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben.  
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(3) Die Leiterin oder der Leiter der örtli-
chen Rechnungsprüfung muss haupt-
amtlich bei der Gemeinde bedienstet 
sein. Sie oder er muss die für das Amt 
erforderliche Vorbildung, Erfahrung und 
Eignung besitzen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Der Rat bestellt die Leitung der örtli-
chen Rechnungsprüfung sowie die Prü-
fer und beruft sie ab. Die Leitung und die 
Prüfer können nicht Mitglieder des Ra-
tes sein und dürfen eine andere Stellung 
in der Gemeinde nur innehaben, wenn 
dies mit ihren Prüfungsaufgaben verein-
bar ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Leitung der örtlichen Rech-
nungsprüfung kann nur durch Be-
schluss des Gemeinderats und nur 
dann abberufen werden, wenn die ord-
nungsgemäße Erfüllung der Aufgaben 
nicht mehr gewährleistet ist. Der Be-
schluss muss mit einer Mehrheit von 

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss hat 
das Ergebnis der Prüfung in einem Bestäti-
gungsvermerk zusammenzufassen. Der Be-
stätigungsvermerk hat Gegenstand, Art und 
Umfang der Prüfung zu beschreiben und da-
bei die angewandten Rechnungslegungs-
grundsätze und Prüfungsgrundsätze anzu-
geben. Er hat ferner eine Beurteilung des 
Prüfungsergebnisses zu enthalten, die zwei-
felsfrei ergeben muss, ob 
1. ein uneingeschränkter Bestätigungsver-

merk erteilt wird, 
2.  ein eingeschränkter Bestätigungsver-

merk erteilt wird, 
3.  der Bestätigungsvermerk auf Grund von 

Beanstandungen versagt wird oder 
4. der Bestätigungsvermerk deshalb ver-

sagt wird, weil der Prüfer nicht in der 
Lage ist, eine Beurteilung vorzuneh-
men. 

Die Beurteilung des Prüfungsergebnisses 
soll allgemeinverständlich und problemorien-
tiert unter Berücksichtigung des Umstandes 
erfolgen, dass Rat und Verwaltungsvorstand 
den Abschluss zu verantworten haben. Auf 
Risiken, die die stetige Aufgabenerfüllung 
und die Haushaltswirtschaft der Gemeinde 
gefährden, ist gesondert einzugehen. 
 
(4) In einem uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk (Absatz 3 Satz 3 Nr. 1) ist zu 
erklären, dass die durchgeführte Prüfung zu 
keinen Beanstandungen geführt hat, der 
Jahresabschluss auf Grund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse den gesetz-
lichen Vorschriften, Satzungen und sonsti-
gen ortsrechtlichen Bestimmungen ent-
spricht und unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- 
und Finanzlage der Gemeinde vermittelt. 
Dieser Bestätigungsvermerk kann um Hin-
weise ergänzt werden, die ihn nicht ein-
schränken.  
 
(5) Werden Beanstandungen ausgespro-
chen, ist die Erklärung nach Absatz 4 Satz 1 
einzuschränken oder zu versagen. Ein ein-
geschränkter Bestätigungsvermerk darf nur 
erteilt werden, wenn der geprüfte Jahresab-
schluss unter Beachtung der vom Prüfer vor-
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zwei Dritteln der Stimmen aller Mitglie-
der des Gemeinderates gefasst werden 
und ist der Aufsichtsbehörde anzuzei-
gen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Die Leitung und die Prüfer der örtli-
chen Rechnungsprüfung dürfen zum 
Bürgermeister, zu einem Beigeordne-
ten, einem Stellvertreter des Bürger-
meisters, zum Kämmerer und zu ande-
ren Bediensteten der Finanzbuchhal-
tung nicht in einem die Befangenheit be-
gründenden Verhältnis nach § 31 Ab-
satz 1 und 2 stehen. Sofern von der 
Möglichkeit des § 102 Absatz 2 und 10, 
des § 103 Absatz 2 Satz 2 oder des 
§ 103 Absatz 5 Gebrauch gemacht wird, 
erstreckt sich Satz 1 auch auf die jewei-
ligen Leitungen sowie auf die Bediens-
teten der Finanzbuchhaltung der dort 
genannten Sondervermögen, Eigenbe-
triebe oder Einrichtungen. Sie dürfen 
eine andere Stellung in der Gemeinde 
nur innehaben, wenn dies mit der Unab-
hängigkeit und den Aufgaben der Rech-
nungsprüfung vereinbar ist. Sie dürfen 
Zahlungen für die Gemeinde weder an-
ordnen noch ausführen.“ 

 

genommenen, in ihrer Tragweite erkennba-
ren Einschränkung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen im Wesentlichen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Schulden-, Er-
trags- und Finanzlage der Gemeinde vermit-
telt (Absatz 3 Satz 3 Nr. 2). Sind die Bean-
standungen so erheblich, dass kein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- 
und Finanzlage der Gemeinde mehr vermit-
telt wird, ist der Bestätigungsvermerk zu ver-
sagen (Absatz 3 Satz 3 Nr. 3). Der Bestäti-
gungsvermerk ist auch dann zu versagen, 
wenn der Prüfer nach Ausschöpfung aller 
angemessenen Möglichkeiten zur Klärung 
des Sachverhaltes nicht in der Lage ist, eine 
Beurteilung abzugeben (Absatz 3 Satz 3 
Nr. 4). Die Versagung ist in einem Vermerk, 
der nicht als Bestätigungsvermerk zu be-
zeichnen ist, aufzunehmen. Die Einschrän-
kung 
oder Versagung ist zu begründen. 
 
(6) Die Beurteilung des Prüfungsergebnisses 
hat sich auch darauf zu erstrecken, ob der 
Lagebericht mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht und insgesamt eine zutreffende 
Vorstellung von der Vermögens-, Schulden-, 
Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde ver-
mittelt. Dabei ist auch darauf einzugehen, ob 
die Chancen und Risiken für die künftige Ent-
wicklung der Gemeinde zutreffend darge-
stellt sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) Der Bestätigungsvermerk oder der Ver-
merk über die Versagung ist unter Angabe 
von Ort und Tag vom Vorsitzenden des 
Rechnungsprüfungsausschusses zu unter-
zeichnen. 
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(8) In Gemeinden, in denen eine örtliche 
Rechnungsprüfung besteht, bedient sich der 
Rechnungsprüfungsausschuss zur Durch-
führung der Prüfung dieser Rechnungsprü-
fung. Die örtliche Rechnungsprüfung oder 
Dritte als Prüfer haben im Rahmen ihrer Prü-
fung einen Bestätigungsvermerk oder einen 
Vermerk über seine Versagung nach den 
Absätzen 3 bis 7 abzugeben. 
 

19. § 102 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 102 
Örtliche Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Gesamtabschlus-
ses 

 
(1) Der Jahresabschluss und der Lage-
bericht sind, vor Feststellung durch den 
Rat, durch die örtliche Rechnungsprü-
fung zu prüfen (Jahresabschlussprü-
fung). Hat keine Prüfung stattgefunden, 
so kann der Jahresabschluss nicht fest-
gestellt werden. Wird der Jahresab-
schluss oder der Lagebericht nach Vor-
lage des Prüfberichtes geändert, so sind 
diese Unterlagen erneut zu prüfen, so-
weit es die Änderung erfordert. Über 
das Ergebnis der Prüfung ist zu berich-
ten, der Bestätigungsvermerk ist ent-
sprechend zu ergänzen. 
 
(2) Die Gemeinde kann mit der Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung ei-
nen Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft oder die Gemein-
deprüfungsanstalt nach vorheriger Be-
schlussfassung durch den Rechnungs-
prüfungsausschuss beauftragen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 

§ 102 
Örtliche Rechnungsprüfung 

 
(1) Kreisfreie Städte, Große und Mittlere 
kreisangehörige Städte haben eine örtliche 
Rechnungsprüfung einzurichten. Die übrigen 
Gemeinden sollen sie einrichten, wenn ein 
Bedürfnis hierfür besteht und die Kosten in 
angemessenem Verhältnis zum Nutzen ste-
hen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Kreisangehörige Gemeinden können mit 
dem Kreis eine öffentlich-rechtliche Verein-
barung mit dem Inhalt abschließen, dass die 
örtliche Rechnungsprüfung des Kreises die 
Aufgaben der örtlichen Rechnungsprüfung in 
einer Gemeinde gegen Kostenerstattung 
wahrnimmt. Die Vereinbarung kann auch 
vorsehen, dass die Rechnungsprüfung des 
Kreises nur einzelne Aufgabengebiete der 
Rechnungsprüfung in der Gemeinde wahr-
nimmt. Soweit die örtliche Rechnungsprü-
fung des Kreises die Rechnungsprüfung in 
der Gemeinde wahrnimmt, bedient sich der 
Rechnungsprüfungsausschuss der Ge-
meinde bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
der Rechnungsprüfung des Kreises. 
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(3) In die Prüfung des Jahresabschlus-
ses ist die Buchführung einzubeziehen. 
Die Prüfung des Jahresabschlusses hat 
sich darauf zu erstrecken, ob die ge-
setzlichen Vorschriften und sie ergän-
zenden ortsrechtlichen Bestimmungen 
oder sonstigen Satzungen beachtet 
worden sind. Die Prüfung ist so anzule-
gen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße 
gegen die in Satz 2 aufgeführten Best-
immungen, die sich auf die Darstellung 
des sich nach § 95 Absatz 1 Satz 4 er-
gebenden Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gemeinde 
wesentlich auswirken, bei gewissenhaf-
ter Berufsausübung erkannt werden. 
 
(4) In die Prüfung des Jahresabschlus-
ses sind die Entscheidungen und Ver-
waltungsvorgänge aus delegierten Auf-
gaben auch dann einzubeziehen, wenn 
die Zahlungsvorgänge selbst durch den 
Träger der Aufgabe vorgenommen wer-
den und insgesamt finanziell von erheb-
licher Bedeutung sind. 
 
(5) Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, 
ob er mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht und ob 
er insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gemeinde vermittelt. Da-
bei ist auch zu prüfen, ob die Chancen 
und Risiken der künftigen Entwicklung 
zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung 
des Lageberichts hat sich auch darauf 
zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vor-
schriften zu seiner Aufstellung beachtet 
worden sind. 
 
(6) Die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister haben dafür Sorge zu tra-
gen, dass den mit der Jahresabschluss-
prüfung Beauftragten die Entwürfe des 
Jahresabschlusses und des Lagebe-
richtes unverzüglich nach der Bestäti-
gung vorgelegt werden. Sie haben den 
Beauftragten zu gestatten, die Bücher 
und Schriften der Gemeinde sowie die 
Vermögensgegenstände und Schulden 
zu prüfen. 
 

(3) Absatz 1 findet für kreisangehörige Ge-
meinden keine Anwendung, bei denen die 
örtliche Rechnungsprüfung des Kreises ge-
mäß Absatz 2 Satz 1 die örtliche Rechnungs-
prüfung bei der Gemeinde wahrnimmt. 
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(7) Die mit der Jahresabschlussprüfung 
Beauftragten können von der Bürger-
meisterin oder dem Bürgermeister alle 
Aufklärungen und Nachweise verlan-
gen, die für eine sorgfältige Prüfung not-
wendig sind. Soweit es die Vorbereitung 
der Jahresabschlussprüfung erfordert, 
haben die mit der Jahresabschlussprü-
fung Beauftragten die Rechte auch 
schon vor Aufstellung des Jahresab-
schlusses. Soweit es für eine sorgfältige 
Prüfung erforderlich ist, haben die mit 
der Jahresabschlussprüfung Beauftrag-
ten die Rechte auch gegenüber Mutter- 
und Tochterunternehmen. 
 
(8) Die mit der Jahresabschlussprüfung 
Beauftragten haben über Art und Um-
fang sowie über das Ergebnis der Prü-
fung zu berichten. §§ 321 und 322 des 
Handelsgesetzbuches in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 4100-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 11 
Absatz 28 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2745) geändert 
worden ist, gelten entsprechend.  
 
(9) Die mit der Jahresabschlussprüfung 
Beauftragten dürfen an der Führung der 
Bücher und an der Aufstellung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes 
nicht mitgewirkt haben. 
 
(10) Für die Prüfung der Jahresab-
schlüsse der in § 97 Absatz 1 Num-
mer 1, 2 und 4 benannten Sonderver-
mögen finden die Absätze 1 bis 9 ent-
sprechende Anwendung, § 101 Ab-
satz 6 ist zu beachten. 
 
(11) Sofern ein Gesamtabschluss und 
ein Gesamtlagebericht aufgestellt wer-
den, finden die Absätze 1 bis 9 entspre-
chende Anwendung.“ 
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20. § 103 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 103 
Örtliche Prüfung der Eigenbetriebe 

 
 

(1) Zur Vorbereitung der Beschlussfas-
sung des Rates über den Jahresab-
schluss und den Lagebericht ist der Jah-
resabschluss und der Lagebericht zu 
prüfen (Jahresabschlussprüfung). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Betriebsleitung kann mit der 
Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung einen Wirtschaftsprüfer, eine Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft oder die Ge-
meindeprüfungsanstalt nach vorheriger 
Beschlussfassung durch den Betriebs-
ausschuss beauftragen. Wird die Buch-
führung des Eigenbetriebs nach den für 
Gemeinden geltenden Vorschriften ge-
führt, so kann abweichend dazu auch die 

  
 

§ 103 
Aufgaben der örtlichen  

Rechnungsprüfung 
 
(1) Die örtliche Rechnungsprüfung hat fol-
gende Aufgaben: 
 
1. die Prüfung des Jahresabschlusses der 

Gemeinde, 
2. die Prüfung der Jahresabschlüsse der 

in § 97 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 benannten 
Sondervermögen, 

3. die Prüfung des Gesamtabschlusses, 
4. die laufende Prüfung der Vorgänge in 

der Finanzbuchhaltung zur Vorberei-
tung der Prüfung des Jahresabschlus-
ses, 

5. die dauernde Überwachung der Zah-
lungsabwicklung der Gemeinde und ih-
rer Sondervermögen sowie die Vor-
nahme der Prüfungen, 

6. bei Durchführung der Finanzbuchhal-
tung mit Hilfe automatisierter Datenver-
arbeitung (DV-Buchführung) der Ge-
meinde und ihrer Sondervermögen 
diePrüfung der Programme vor ihrer An-
wendung, 

7. die Prüfung der Finanzvorfälle gemäß 
§ 100 Abs.4 der Landeshaushaltsord-
nung, 

8. die Prüfung von Vergaben. 
 
In die Prüfung des Jahresabschlusses nach 
Nummer 1 sind die Entscheidungen und Ver-
waltungsvorgänge aus delegierten Aufgaben 
auch dann einzubeziehen, wenn die Zah-
lungsvorgänge selbst durch den Träger der 
Aufgabe vorgenommen werden und insge-
samt finanziell von erheblicher Bedeutung 
sind. 
 
(2) Der Rat kann der örtlichen Rechnungs-
prüfung weitere Aufgaben übertragen, insbe-
sondere 
 
1. die Prüfung der Verwaltung auf Zweck-

mäßigkeit und Wirtschaftlichkeit, 
2. die Prüfung der Betätigung der Ge-

meinde als Gesellschafter, Aktionär  
oder Mitglied in Gesellschaften und an-
deren Vereinigungen des privaten 
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örtliche Rechnungsprüfung mit der Prü-
fung nach Absatz 1 beauftragt werden. 
 
 
 
 
 
(3) Für die Prüfung nach Absatz 1 gilt 
§ 102 entsprechend. Im Rahmen der 
Jahresabschlussprüfung ist in entspre-
chender Anwendung des § 53 Absatz 1 
Nummer 1 und 2 des Haushaltsgrundsät-
zegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. 
I S. 1273), das zuletzt durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 14. August 2017 
(BGBl. I S. 3122) geändert worden ist, 
ferner die Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung zu prüfen und über die 
wirtschaftlich bedeutsamen Sachver-
halte zu berichten. Die Kosten der Jah-
resabschlussprüfung trägt der Betrieb. 
 
(4) In dem Bericht über die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberich-
tes ist ferner darauf einzugehen, ob das 
von der Gemeinde zur Verfügung ge-
stellte Eigenkapital angemessen verzinst 
wird. 
 
 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entspre-
chend für Einrichtungen, die gemäß 
§ 107 Absatz 2 entsprechend den Vor-
schriften über das Rechnungswesen der 
Eigenbetriebe geführt werden, § 101 Ab-
satz 6 ist zu beachten.“ 
 

Rechts oder in der Rechtsform der An-
stalt des öffentlichen Rechts gemäß 
§ 114a sowie die Buch- und Betriebs-
prüfung, die sich die Gemeinde bei ei-
ner Beteiligung, bei der Hingabe eines 
Darlehens oder sonst vorbehalten hat. 

 
(3) Der Bürgermeister kann innerhalb seines 
Amtsbereichs unter Mitteilung an den Rech-
nungsprüfungsausschuss der örtlichen 
Rechnungsprüfung Aufträge zur Prüfung er-
teilen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Der Prüfer kann für die Durchführung sei-
ner Prüfung nach den Absätzen 1 bis 3 Auf-
klärung und Nachweise verlangen, die für 
eine sorgfältige Prüfung notwendig sind. Der 
Prüfer hat die Rechte nach Satz 1 auch ge-
genüber den Abschlussprüfern der ver-
selbstständigten Aufgabenbereiche. 
 
(5) Die örtliche Rechnungsprüfung kann sich 
mit Zustimmung des Rechnungsprüfungs-
ausschusses Dritter als Prüfer bedienen.  
 
(6) Bei den Aufgaben nach § 103 Abs. 1 
Nrn. 1 bis 3 haben die Prüfer im Rahmen ih-
rer Prüfung einen Bestätigungsvermerk oder 
einen Vermerk über seine Versagung nach 
§ 101 Abs. 3 bis 7 abzugeben. 
 
(7) Ein Dritter darf nicht Prüfer sein, 
 
1. wenn er Mitglied des Rates, Angehöri-

ger des Bürgermeisters, des Kämme-
rers oder des Verantwortlichen für die 
Zahlungsabwicklung oder seines Stell-
vertreters ist, 

2. wenn er Beschäftigter der verselbst-
ständigten Aufgabenbereiche der Ge-
meinde ist, die in öffentlich-rechtlicher 
oder privatrechtlicher Form geführt wer-
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den, oder diesen in den letzten drei Jah-
ren vor der Bestellung als Prüfer ange-
hört hat, 

3. wenn er in den letzten fünf Jahren mehr 
als dreißig vom Hundert der Gesamtein-
nahmen aus seiner beruflichen Tätigkeit 
aus der Prüfung und Beratung der zu 
prüfenden Gemeinde und der verselbst-
ständigten Aufgabenbereiche der Ge-
meinde, die in öffentlich-rechtlicher oder 
in privatrechtlicher Form geführt wer-
den, bezogen hat und dies auch im lau-
fenden Jahr zu erwarten ist. Verselbst-
ständigte Aufgabenbereiche der Ge-
meinde in privatrechtlicher Form müs-
sen nur einbezogen werden, wenn die 
Gemeinde mehr als zwanzig vom Hun-
dert der Anteile daran besitzt. 

 
§ 104 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 

21. § 104 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 104 
Weitere Aufgaben der örtlichen 

Rechnungsprüfung 
 
(1) Weitere Aufgaben der örtlichen 
Rechnungsprüfung sind: 
 
1. die laufende Prüfung der Vorgänge 

in der Finanzbuchhaltung zur Vor-
bereitung der Prüfung des Jahres-
abschlusses, 

 
2. die dauernde Überwachung der 

Zahlungsabwicklung der Gemeinde 
und ihrer Sondervermögen sowie 
die Vornahme der Prüfungen, 

 
3. bei Durchführung der Finanzbuch-

haltung mit Hilfe automatisierter 
Datenverarbeitung (DV-Buchfüh-
rung) der Gemeinde und ihrer Son-
dervermögen die Prüfung der Pro-
gramme vor ihrer Anwendung, 

 
4. die Prüfung der Finanzvorfälle ge-

mäß § 100 Absatz 4 der Landes-
haushaltsordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Ap-
ril 1999 (GV. NRW. S. 158) in der 
jeweils geltenden Fassung, 

  
 

§ 104 
Leitung und Prüfer der örtlichen  

Rechnungsprüfung 
 
(1) Die örtliche Rechnungsprüfung ist dem 
Rat unmittelbar verantwortlich und in ihrer 
sachlichen Tätigkeit ihm unmittelbar unter-
stellt. Sie ist von fachlichen Weisungen frei. 
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5. die Prüfung von Vergaben und 
 
6. die Wirksamkeit interner Kontrollen 

im Rahmen des internen Kontroll-
systems. 

 
(2) Die örtliche Rechnungsprüfung kann 
ferner folgende Aufgaben wahrnehmen: 
 
1. die Prüfung der Zweckmäßigkeit 

und der Wirtschaftlichkeit der Ver-
waltung, 

 
2. die Prüfung der Wirtschaftsführung 

und des Rechnungswesens der Ei-
genbetriebe und anderer Einrich-
tungen der Gemeinde nach § 107 
Absatz 2, 

 
3. die Prüfung der Betätigung der Ge-

meinde als Gesellschafterin, Aktio-
närin oder Mitglied in Gesellschaf-
ten und anderen Vereinigungen 
des privaten Rechts oder in der 
Rechtsform der Anstalt des öffentli-
chen Rechts gemäß § 114a sowie 
die Buch- und Betriebsprüfung, die 
sich die Gemeinde bei einer Beteili-
gung, bei der Hingabe eines Darle-
hens oder sonst vorbehalten hat. 

 
(3) Der Rat kann der örtlichen Rech-
nungsprüfung weitere Aufgaben über-
tragen. 
 
 
 
(4) Der Bürgermeister kann innerhalb 
seines Amtsbereichs unter Mitteilung an 
den Rechnungsprüfungsausschuss der 
örtlichen Rechnungsprüfung Aufträge 
zur Prüfung erteilen. 
 
(5) Der Prüfer kann für die Durchführung 
seiner Prüfung nach den Absätzen 1 
bis 4 Aufklärung und Nachweise verlan-
gen, die für eine sorgfältige Prüfung not-
wendig sind. Der Prüfer hat die Rechte 
nach Satz 1 auch gegenüber den Ab-
schlussprüfern der verselbstständigten 
Aufgabenbereiche. 
 

 
 
 
 
 
 
(2) Der Rat bestellt die Leitung der örtlichen 
Rechnungsprüfung und die Prüfer und beruft 
sie ab. Die Leitung und die Prüfer können 
nicht Mitglieder des Rates sein unddürfen 
eine andere Stellung in der Gemeinde nur in-
nehaben, wenn dies mit ihren Prüfungsauf-
gaben vereinbar ist. Sie dürfen nicht Zahlun-
gen der Gemeinde abwickeln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Leitung der örtlichen Rechnungsprü-
fung darf nicht Angehöriger des Bürgermeis-
ters, des Kämmerers oder des für die Zah-
lungsabwicklung Verantwortlichen und des-
sen Stellvertreters sein. 
 
(4) Für die Aufgaben nach § 103 Abs. 1 
Nrn. 1 bis 3 dürfen die Prüfer nicht an der 
Führung der Bücher oder an der Aufstellung 
des Jahresabschlusses oder des Gesamtab-
schlusses mitgewirkt haben. 
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(6) Die örtliche Rechnungsprüfung kann 
sich mit Zustimmung des Rechnungs-
prüfungsausschusses Dritter als Prüfer 
bedienen. 
 
(7) Ein Dritter darf nicht Prüfer sein, 
 
1. wenn er Mitglied des Rates, Ange-

höriger des Bürgermeisters, des 
Kämmerers oder des Verantwortli-
chen für die Zahlungsabwicklung o-
der seines Stellvertreters ist, 

 
2. wenn er Beschäftigter der ver-

selbstständigten Aufgabenbereiche 
der Gemeinde ist, die in öffentlich-
rechtlicher oder privatrechtlicher 
Form geführt werden, oder diesen 
in den letzten drei Jahren vor der 
Bestellung als Prüfer angehört hat, 

 
3. wenn er in den letzten fünf Jahren 

mehr als 30 Prozent der Gesamt-
einnahmen aus seiner beruflichen 
Tätigkeit aus der Prüfung und Bera-
tung der zu prüfenden Gemeinde 
und der verselbstständigten Aufga-
benbereiche der Gemeinde, die in 
öffentlich-rechtlicher oder in privat-
rechtlicher Form geführt werden, 
bezogen hat und dies auch im lau-
fenden Jahr zu erwarten ist; ver-
selbstständigte Aufgabenbereiche 
der Gemeinde in privatrechtlicher 
Form müssen nur einbezogen wer-
den, wenn die Gemeinde mehr als 
20 Prozent der Anteile daran be-
sitzt. 

 
§ 102 Absatz 9 gilt entsprechend.“ 
 

22. § 105 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 105 
Überörtliche Prüfung 

 
(1) Die überörtliche Prüfung als Teil der all-
gemeinen Aufsicht des Landes über die Ge-
meinden ist Aufgabe der Gemeindeprü-
fungsanstalt. 
 
(2) Die Gemeindeprüfungsanstalt ist bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unabhängig 
und an Weisungen nicht gebunden. 
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a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„(3) Die überörtliche Prüfung er-
streckt sich darauf, ob 
 
1. bei der Haushaltswirtschaft der 

Gemeinden sowie ihrer Son-
dervermögen die Gesetze und 
die zur Erfüllung von Aufgaben 
ergangenen Weisungen (§ 3 
Absatz 2) eingehalten worden 
sind und  

 
2. die zweckgebundenen Staats-

zuweisungen bestimmungsge-
mäß verwendet worden sind. 
 

Die überörtliche Prüfung stellt zu-
dem fest, ob die Gemeinde sachge-
recht und wirtschaftlich verwaltet 
wird. Dies kann auch auf verglei-
chender Grundlage geschehen. 
Bei der Prüfung sind vorhandene 
Ergebnisse der Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lagebe-
richtes, des Gesamtabschlusses 
und des Gesamtlageberichtes, der 
Jahresabschlüsse der Eigenbe-
triebe, Sonder- und Treuhandver-
mögen sowie, wenn eine Befreiung 
für die Erstellung eines Gesamtab-
schlusses und eines Gesamtlage-
berichtes vorliegen, der Beteili-
gungsbericht und Ergebnisse der 
örtlichen Rechnungsprüfung aus 
der Aufgabenwahrnehmung nach 
§ 103 zu berücksichtigen.“ 

 
b) Nach Absatz 3 wird folgender Ab-

satz 4 eingefügt: 
 

„(4) Die überörtliche Prüfung soll in 
jeder Gemeinde alle fünf Jahre un-
ter Einbeziehung sämtlicher vorlie-
gender Jahresabschlüsse und La-
geberichte, Gesamtabschlüsse 
und Gesamtlageberichte, Beteili-
gungsberichte sowie Jahresab-
schlüssen der Sondervermögen, 
Treuhandvermögen, Unternehmen 
und Beteiligungen stattfinden.“ 

 

 
 
(3) Die überörtliche Prüfung erstreckt sich 
darauf, ob 
 
1. bei der Haushaltswirtschaft der Ge-

meinden sowie ihrer Sondervermögen 
die Gesetze und die zur Erfüllung von 
Aufgaben ergangenen Weisungen (§ 3 
Abs. 2) eingehalten und die zweckge-
bundenen Staatszuweisungen bestim-
mungsgemäß verwendet worden sind, 

2. die Buchführung und die Zahlungsab-
wicklung ordnungsgemäß durchgeführt 
worden sind. 

3. Die überörtliche Prüfung stellt zudem 
fest, ob die Gemeinde sachgerecht und 
wirtschaftlich verwaltet wird. Dies kann 
auch auf vergleichender Grundlage ge-
schehen. 

 
Bei der Prüfung sind vorhandene Ergebnisse 
der örtlichen Rechnungsprüfung zu berück-
sichtigen. 
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c) Der bisherige Absatz 4 wird Ab-
satz 5 und das Wort „Prüfberichts“ 
wird durch das Wort „Prüfungsbe-
richts“ ersetzt.  

 
 
 
 
 
 
d) Der bisherige Absatz 5 wird Ab-

satz 6 und wie folgt geändert: 
 
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Die Bürgermeisterin oder der 

Bürgermeister hat zu den 
Feststellungen und Empfeh-
lungen, die im Prüfungsbe-
richt gegenständlich sind, 
Stellung zu nehmen.“ 

 
bb) Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Der Rechnungsprüfungs-

ausschuss unterrichtet den 
Rat über das Ergebnis seiner 
Beratungen.“ 

 
e) Der bisherige Absatz 6 wird Ab-

satz 7 und wie folgt gefasst: 
 

„(7) Der Rat beschließt über die ge-
genüber der Gemeindeprüfungsan-
stalt und der Aufsichtsbehörde ab-
zugebende Stellungnahme in Be-
zug auf die im Prüfungsbericht ent-
haltenen Feststellungen und Emp-
fehlungen in öffentlicher Sitzung in-
nerhalb einer dafür bestimmten 
Frist, das Ergebnis aus der Vorbe-
ratung im Rechnungsprüfungsaus-
schuss kann einbezogen werden.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Die Gemeindeprüfungsanstalt teilt das 
Prüfungsergebnis in Form eines Prüfberichts 
 
1. der geprüften Gemeinde, 
2. den Aufsichtsbehörden und 
3. den Fachaufsichtsbehörden, soweit ihre 

Zuständigkeit berührt ist, 
 
mit. 
 
(5) Der Bürgermeister legt den Prüfungsbe-
richt dem Rechnungsprüfungsausschuss zur 
Beratung vor. Der Rechnungsprüfungsaus-
schuss unterrichtet den Rat über den we-
sentlichen Inhalt des Prüfungsberichts sowie 
über das Ergebnis seiner Beratungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Die Gemeinde hat zu den Beanstandun-
gen des Prüfungsberichts gegenüber der 
Gemeindeprüfungsanstalt und der Aufsichts-
behörde innerhalb einer dafür bestimmten 
Frist Stellung zu nehmen. 
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f) Der bisherige Absatz 7 wird Ab-
satz 8 und wie folgt gefasst: 

 
„(8) Die Gemeindeprüfungsanstalt 
soll Gemeinden, Körperschaften, 
Anstalten, Stiftungen, Verbände 
und Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts auf Antrag in Fragen 
 
1. der Organisation und Wirt-

schaftlichkeit der Verwaltung, 
 
2. der Rechnungslegung und der 

Rechnungsprüfung und 
 
3. solchen, die mit der Ausschrei-

bung, Vergabe und Abrech-
nung von baulichen Maßnah-
men zusammenhängen,  

 
beraten. Sonstige im öffentlichen 
Interesse tätige juristische Perso-
nen kann sie in diesen Fragen auf 
Antrag beraten.“ 

 
g) Der bisherige Absatz 8 wird Ab-

satz 9 und wie folgt gefasst: 
 

„(9) Werden Prüfungsaufgaben 
nach § 92 Absatz 3 oder nach 
§ 102 Absatz 1, § 103 Absatz 1 
durch die Gemeindeprüfungsan-
stalt bei den Gemeinden durchge-
führt, dürfen die mit diesen Aufga-
ben befassten Prüfer nicht gleich-
zeitig in diesen Gemeinden die 
überörtliche Prüfung nach Absatz 3 
oder Beratungstätigkeiten nach Ab-
satz 8 wahrnehmen. Die Gemein-
deprüfungsanstalt hat insofern ein 
geeignetes Rotationsverfahren zur 
Anwendung zu bringen.“  

 

 
 
 
(7) Die Gemeindeprüfungsanstalt soll Kör-
perschaften, Anstalten, Stiftungen und Ver-
bände und Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts  
 
1. in Fragen der Organisation und Wirt-

schaftlichkeit der Verwaltung und 
2. in bautechnischen Fragen, die mit der 

Ausschreibung, Vergabe und Abrech-
nung von baulichen Maßnahmen zu-
sammenhängen auf Antrag beraten. 
Sonstige im öffentlichen Interesse tätige 
juristische Personen kann sie in diesen 
Fragen auf Antrag beraten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) Werden Prüfungsaufgaben nach § 92 
Abs. 5 oder nach § 103 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 
durch Prüfer der Gemeindeprüfungsanstalt 
bei den Gemeinden durchgeführt oder haben 
sie daran mitgewirkt, dürfen diese Prüfer 
nicht an der überörtlichen Prüfung der Ge-
meinde mitwirken. 
 

23. § 106 wird aufgehoben. 
 

 § 106 
Jahresabschlussprüfung der  

Eigenbetriebe 
 
(1) Der Jahresabschluß und der Lagebericht 
des Eigenbetriebes sind zu prüfen (Jahres-
abschlußprüfung). In die Prüfung des Jah-
resabschlusses ist die Buchführung einzube-
ziehen. Die Prüfung des Jahresabschlusses 
erstreckt sich darauf, ob die gesetzlichen 
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Vorschriften und die sie ergänzenden Sat-
zungen und sonstigen ortsrechtlichen Best-
immungen beachtet sind. Der Lagebericht ist 
darauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresab-
schluß in Einklang steht und ob seine sonsti-
gen Angaben nicht eine falsche Vorstellung 
von der Lage des Unternehmens erwecken. 
Über die Prüfung ist schriftlich zu berichten. 
Im Rahmen der Jahresabschlußprüfung ist in 
entsprechender Anwendung des § 53 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 des Haushaltsgrundsätzegeset-
zes ferner die Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung zu prüfen und über die wirt-
schaftlich bedeutsamen Sachverhalte zu be-
richten. Die Kosten der Jahresabschlußprü-
fung trägt der Betrieb. Eine Befreiung von 
der Jahresabschlußprüfung ist zulässig; sie 
kann befristet und mit Auflagen verbunden 
werden. 
 
(2) Die Jahresabschlussprüfung obliegt der 
Gemeindeprüfungsanstalt. Die Gemeinde-
prüfungsanstalt bedient sich zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung eines Wirt-
schaftsprüfers, einer Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft oder in Einzelfällen eines hierzu 
befähigten eigenen Prüfers. Die Gemeinde 
kann einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft vorschlagen. 
Die Gemeindeprüfungsanstalt soll dem Vor-
schlag der Gemeinde folgen. Die Gemeinde-
prüfungsanstalt kann zulassen, dass der Be-
trieb im Einvernehmen mit der Gemeinde-
prüfungsanstalteinen Wirtschaftsprüfer oder 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft unmit-
telbar mit der Prüfung beauftragt. Die Ge-
meindeprüfungsanstalt teilt das Prüfungser-
gebnis in Form des Prüfungsberichts der be-
troffenen Gemeinde mit. § 105 Abs. 5 und 6 
gilt entsprechend. Wenn Veranlassung dazu 
besteht oder auf Anforderung, teilt die Ge-
meindeprüfungsanstalt das Prüfungsergeb-
nis den Kommunal- und den Fachaufsichts-
behörden mit. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für Einrichtungen, die gemäß § 107 Abs. 2 
entsprechend den Vorschriften über das 
Rechnungswesen der Eigenbetriebe geführt 
werden. 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3570 

 
 

42 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
24. In § 108b Absatz 2 Satz 1 wird das Wort 

„schriftlich“ gestrichen. 
 

 § 108b 
Regelung zur Vollparität 

 
(1) Nach Maßgabe der folgenden Regelun-
gen kann für die fakultativen Aufsichtsräte 
kommunal beherrschter Gesellschaften, die 
von den bis zum 31. Oktober 2020 amtieren-
den kommunalen Vertretungen zu bestellen 
sind, auf Antrag eine Ausnahme von der in 
§ 108a geregelten Drittelparität zugelassen 
werden.  
 
(2) Die Ausnahme ist von der Gemeinde, die 
die Gesellschaft beherrscht, schriftlich bei 
der zuständigen Aufsichtsbehörde unter Bei-
fügung eines entsprechenden Ratsbeschlus-
ses und des vorgesehenen Gesellschafts-
vertrages zu beantragen. Sind an der kom-
munal beherrschten Gesellschaft zwei oder 
mehr Gemeinden beteiligt, muss der Antrag 
von sämtlichen an der Gesellschaft beteilig-
ten Gemeinden unter Beifügung der entspre-
chenden Ratsbeschlüsse gestellt werden.  
 
(3) Die zuständige Aufsichtsbehörde hat die 
Ausnahme zuzulassen, wenn die in Absatz 2 
genannten Unterlagen ordnungsgemäß vor-
liegen und der Gesellschaftsvertrag den 
sonstigen Anforderungen des § 108a und 
der nachfolgenden Absätze entspricht. Die 
Zulassung der Ausnahme durch die zustän-
dige Aufsichtsbehörde bedarf vor ihrem 
Wirksamwerden der Genehmigung des für 
Kommunales zuständigen Ministeriums. 
 
(4) Sind sämtliche Aufsichtsratsmandate von 
der Gemeinde zu besetzen, können abwei-
chend von § 108a Absatz 1 Satz 3 bis zur 
Hälfte der Aufsichtsratsmandate mit Arbeit-
nehmervertretern besetzt werden. Wird die 
Hälfte der Aufsichtsratsmandate mit Arbeit-
nehmervertretern besetzt, muss der Gesell-
schaftsvertrag vorsehen, dass der Aufsichts-
ratsvorsitzende nicht zu dem von der Arbeit-
nehmerseite vorgeschlagenen Personen-
kreis gehört. Außerdem muss der Gesell-
schaftsvertrag für den Fall, dass eine Ab-
stimmung im Aufsichtsrat Stimmengleichheit 
ergibt, regeln, dass noch in derselben Sit-
zung des Aufsichtsrats eine erneute Abstim-
mung über denselben Gegenstand herbeige-
führt wird, bei der der Aufsichtsratsvorsit-
zende zwei Stimmen hat.  
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(5) Ist ein Teil der Aufsichtsratsmandate von 
Gesellschaftern zu besetzen, die die Vor-
schriften des 11. Teils nicht unmittelbar, 
sinngemäß oder entsprechend anzuwenden 
haben, muss der Gesellschaftsvertrag vorse-
hen, dass die Mehrzahl der auf die Ge-
meinde entfallenden Aufsichtsratsmandate 
mit Personen besetzt wird, die nicht von der 
Arbeitnehmerseite vorgeschlagen werden. 
 
(6) Im Übrigen gelten die Regelungen des 
§ 108a. Das für Kommunales zuständige Mi-
nisterium bestimmt durch Rechtsverordnung 
das Verfahren für die Wahl der Vorschlags-
liste, insbesondere die Vorbereitung der 
Wahl und die Aufstellung der Wählerlisten, 
die Frist für die Einsichtnahme in die Wähler-
listen und die Erhebung von Einsprüchen ge-
gen sie, die Wahlvorschläge und die Frist für 
ihre Einreichung, das Wahlausschreiben und 
die Frist für seine Bekanntmachung, die 
Stimmabgabe, die Feststellung des Wahler-
gebnisses und die Fristen für seine Bekannt-
machung, die Anfechtung der Wahl und die 
Aufbewahrung der Wahlakten. 
 

25. § 115 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 115 
Anzeige 

 
(1) Entscheidungen der Gemeinde über 
 
a) die Gründung oder wesentliche Erweite-

rung einer Gesellschaft oder eine we-
sentliche Änderung des Gesellschafts-
zwecks oder sonstiger wesentlicher Än-
derungen des Gesellschaftsvertrages, 

b) die Beteiligung an einer Gesellschaft  
oder die Änderung der Beteiligung an 
einer Gesellschaft, 

c) die gänzliche oder teilweise Veräuße-
rung einer Gesellschaft oder der Beteili-
gung an einer Gesellschaft, 

d) die Errichtung, die Übernahme oder die 
wesentliche Erweiterung eines Unter-
nehmens, die Änderung der bisherigen 
Rechtsform oder eine wesentliche Än-
derung des Zwecks, 

e) den Abschluß von Rechtsgeschäften, 
die ihrer Art nach geeignet sind, den 
Einfluß der Gemeinde auf das Unter-
nehmen oder die Einrichtung zu min-
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a) In Satz 1 wird das Wort „, schriftlich“ 

gestrichen. 
 
 
b) In Satz 3 werden die Wörter „oder 

verlängern“ durch die Wörter „, ver-
längern oder ergänzende Unterla-
gen verlangen“ ersetzt. 
 

 

dern oder zu beseitigen oder die Aus-
übung von Rechten aus einer Beteili-
gung zu beschränken, 

f) die Führung von Einrichtungen entspre-
chend den Vorschriften über die Eigen-
betriebe, 

g) den Erwerb eines Geschäftsanteils an 
einer eingetragenen Genossenschaft, 

h) die Errichtung, wesentliche Erweiterung 
oder Auflösung einer rechtsfähigen An-
stalt des öffentlichen Rechts gemäß 
§ 114 a, die Beteiligung oder Erhöhung 
einer Beteiligung der Anstalt an anderen 
Unternehmen oder Einrichtungen oder 
deren Gründung sowie Rechtsge-
schäfte der Anstalt im Sinne des § 111 

 
sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich, 
spätestens sechs Wochen vor Beginn des 
Vollzugs, schriftlich anzuzeigen. Aus der An-
zeige muß zu ersehen sein, ob die gesetzli-
chen Voraussetzungen erfüllt sind. Die Auf-
sichtsbehörde kann im Einzelfall aus beson-
derem Grund die Frist verkürzen oder verlän-
gern. 
 
 
(2) Für die Entscheidung über die mittelbare 
Beteiligung an einer Gesellschaft gilt Ent-
sprechendes, wenn ein Beschluß des Rates 
nach § 108 Abs. 6 oder § 111 Abs. 2 zu fas-
sen ist. 
 

26. § 116 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Gemeinde hat in jedem 
Haushaltsjahr für den Abschluss-
stichtag 31. Dezember einen Ge-
samtabschluss aufzustellen. § 95 
Absatz 1 gilt entsprechend.“ 

 
b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 2 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 

 § 116 
Gesamtabschluss 

 
 
(1) Die Gemeinde hat in jedem Haushaltsjahr 
für den Abschlussstichtag 31. Dezember ei-
nen Gesamtabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
aufzustellen. Er besteht aus der Gesamter-
gebnisrechnung, der Gesamtbilanz und dem 
Gesamtanhang und ist um einen Gesamtla-
gebericht zu ergänzen. Der Rat bestätigt den 
geprüften Gesamtabschluss durch Be-
schluss. § 96 findet entsprechende Anwen-
dung. 
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„(2) Der Gesamtabschluss besteht 
aus 
 
1. der Gesamtergebnisrech-

nung, 
2. der Gesamtbilanz, 
3. dem Gesamtanhang, 
4. der Kapitalflussrechnung und 
5. dem Eigenkapitalspiegel. 
 
Darüber hinaus hat die Gemeinde 
einen Gesamtlagebericht aufzu-
stellen.“ 

 
c) Der bisherige Absatz 2 wird Ab-

satz 3 und wie folgt gefasst: 
 

„(3) Zum Zwecke der Aufstellung 
des Gesamtabschlusses sind die 
Jahresabschlüsse aller verselb-
ständigten Aufgabenbereiche in öf-
fentlich-rechtlicher oder privat-
rechtlicher Form mit dem Jahresab-
schluss der Gemeinde zu konsoli-
dieren, sofern im Gesetz oder 
durch Rechtsverordnung nicht an-
deres bestimmt ist. Für mittelbare 
Beteiligungen gilt § 290 Absatz 3 
des Handelsgesetzbuches ent-
sprechend.“ 

 
d) Der bisherige Absatz 3 wird durch 

folgende Absätze 4 bis 6 ersetzt: 
 
„(4) Auf den Gesamtabschluss 
sind, soweit seine Eigenart keine 
Abweichung bedingt oder im Ge-
setz oder durch Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt ist, die 
Vorschriften über den gemeindli-
chen Jahresabschluss entspre-
chend anzuwenden. 
 
(5) Hat sich die Zusammensetzung 
der in den Gesamtabschluss einbe-
zogenen verselbständigten Aufga-
benbereiche gemäß Absatz 3 im 
Laufe des Haushaltsjahres wesent-
lich geändert, so sind in den Ge-
samtabschluss Angaben aufzuneh-
men, die es ermöglichen, die aufei-
nanderfolgenden Gesamtab-
schlüsse sinnvoll zu vergleichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Zu dem Gesamtabschluss hat die Ge-
meinde ihren Jahresabschluss nach § 95 
und die Jahresabschlüsse des gleichen Ge-
schäftsjahres aller verselbstständigten Auf-
gabenbereiche in öffentlich-rechtlicher oder 
privatrechtlicher Form zu konsolidieren. Auf 
den Gesamtabschluss sind, soweit seine Ei-
genart keine Abweichung erfordert, § 88 und 
§ 91 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) In den Gesamtabschluss müssen ver-
selbstständigte Aufgabenbereiche nach Ab-
satz 2 nicht einbezogen werden, wenn sie für 
die Verpflichtung, ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzge-
samtlage der Gemeinde zu vermitteln, von 
untergeordneter Bedeutung sind. Dies ist im 
Gesamtanhang darzustellen.  
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(6) Die in den Gesamtabschluss 
einzubeziehenden verselbständig-
ten Aufgabenbereiche nach Absatz 
3 haben der Gemeinde ihre Jahres-
abschlüsse, Lageberichte, und 
wenn eine Abschlussprüfung statt-
gefunden hat, die Prüfungsberichte 
sowie, wenn ein Zwischenab-
schluss aufzustellen ist, einen auf 
den Stichtag des Gesamtabschlus-
ses aufgestellten Abschluss unver-
züglich einzureichen. Die Ge-
meinde kann von jedem verselb-
ständigten Aufgabenbereich nach 
Absatz 3 alle Aufklärungen und 
Nachweise verlangen, welche die 
Aufstellung des Gesamtabschlus-
ses und des Gesamtlageberichtes 
erfordert.“ 

 
e) Der bisherige Absatz 4 wird Ab-

satz 7 und wie folgt geändert: 
 

aa) Im Textteil vor Nummer 1 wird 
das Wort „Gesamtlageberich-
tes“ durch das Wort „Gesamt-
anhangs“ ersetzt. 

 
bb) Nummer 3 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 
 
 

„3. die Mitgliedschaften in 
Aufsichtsräten und ande-
ren Kontrollgremien im 
Sinne des § 125 Ab-
satz 1 Satz 5 des Aktien-
gesetzes,“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Am Schluss des Gesamtlageberichtes 
sind für die Mitglieder des Verwaltungsvor-
stands nach § 70, soweit dieser nicht zu bil-
den ist für den Bürgermeister und den Käm-
merer, sowie für die Ratsmitglieder, auch 
wenn die Personen im Haushaltsjahr ausge-
schieden sind, anzugeben:  
 
1. der Familienname mit mindestens ei-

nem ausgeschriebenen Vornamen, 
2. der ausgeübte Beruf, 
3. die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten 

und anderen Kontrollgremien i.S.d. 
§ 125 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengeset-
zes, 

4. die Mitgliedschaft in Organen von ver-
selbstständigten Aufgabenbereichen 
der Gemeinde in öffentlich-rechtlicher  
oder privatrechtlicher Form, 

5. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger 
privatrechtlicher Unternehmen. 
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f) Der bisherige Absatz 5 wird Ab-
satz 8 und wie folgt gefasst: 

 
„(8) Der Gesamtabschluss und der 
Gesamtlagebericht sind innerhalb 
der ersten neun Monate nach dem 
Abschlussstichtag aufzustellen, 
§ 95 Absatz 5 findet für deren Auf-
stellung entsprechende Anwen-
dung.“ 
 

g) Der bisherige Absatz 6 wird Ab-
satz 9 und wie folgt gefasst: 

 
„(9) Für die Prüfung des Gesamtab-
schlusses und des Gesamtlagebe-
richtes gilt § 59 Absatz 3 entspre-
chend. Der Rat bestätigt den ge-
prüften Gesamtabschluss durch 
Beschluss, § 96 Absatz 1 Sätze 1, 
4 und 7 und Absatz 2 finden ent-
sprechende Anwendung.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

h) Der bisherige Absatz 7 wird aufge-
hoben. 

 

 
 
 
(5) Der Gesamtabschluss ist innerhalb der 
ersten neun Monate nach dem Abschluss-
stichtag aufzustellen. § 95 Abs. 3 findet für 
die Aufstellung des Gesamtabschlusses ent-
sprechende Anwendung.  
 
 
 
 
 
 
(6) Der Gesamtabschluss ist vom Rech-
nungsprüfungsausschuss dahingehend zu 
prüfen, ob er ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-
, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage 
der Gemeinde unter Beachtung der Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Buchführung ergibt. 
Die Prüfung des Gesamtabschlusses er-
streckt sich darauf, ob die gesetzlichen Vor-
schriften und die sie ergänzenden Satzun-
gen und sonstigen ortsrechtlichen Bestim-
mungen beachtet worden sind. Der Gesamt-
lagebericht ist darauf zu prüfen, ob er mit 
dem Gesamtabschluss in Einklang steht und 
ob seine sonstigen Angaben nicht eine fal-
sche Vorstellung von der Vermögens-, 
Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage 
der Gemeinde erwecken. § 101 Abs. 2 bis 8 
gilt entsprechend. 
 
(7) In die Prüfung nach Absatz 6 müssen die 
Jahresabschlüsse der verselbstständigten 
Aufgabenbereiche nicht einbezogen werden, 
wenn diese nach gesetzlichen Vorschriften 
geprüft worden sind.  
 

27. Nach § 116 wird folgender § 116a ein-
gefügt: 

 
„§ 116a 

Größenabhängige Befreiungen 
 
(1) Eine Gemeinde ist von der Pflicht, ei-
nen Gesamtabschluss und einen Ge-
samtlagebericht aufzustellen, befreit, 
wenn am Abschlussstichtag ihres Jah-
resabschlusses und am vorhergehen-
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den Abschlussstichtag jeweils mindes-
tens zwei der nachstehenden Merkmale 
zutreffen: 
 
1. die Bilanzsummen in den Bilanzen 

der Gemeinde und der einzubezie-
henden verselbständigten Aufga-
benbereiche nach § 116 Absatz 3 
übersteigen insgesamt nicht mehr 
als 1 500 000 000 Euro, 

 
2. die der Gemeinde zuzurechnenden 

Erträge aller vollkonsolidierungs-
pflichtigen verselbständigten Auf-
gabenbereiche nach § 116 Absatz 
3 machen weniger als 50 Prozent 
der ordentlichen Erträge der Ergeb-
nisrechnung der Gemeinde aus, 

 
3. die der Gemeinde zuzurechnenden 

Bilanzsummen aller vollkonsolidie-
rungspflichtigen verselbständigten 
Aufgabenbereiche nach § 116 Ab-
satz 3 machen insgesamt weniger 
als 50 Prozent der Bilanzsumme 
der Gemeinde aus. 

 
(2) Über das Vorliegen der Vorausset-
zungen für die Befreiung von der Pflicht 
zur Aufstellung eines Gesamtabschlus-
ses entscheidet der Rat für jedes Haus-
haltsjahr bis zum 30. September des auf 
das Haushaltsjahr folgenden Jahres. 
Das Vorliegen der Voraussetzungen 
nach Absatz 1 ist gegenüber dem Rat 
anhand geeigneter Unterlagen nachzu-
weisen. Die Entscheidung des Rates ist 
der Aufsichtsbehörde jährlich mit der 
Anzeige des durch den Rat festgestell-
ten Jahresabschlusses der Gemeinde 
vorzulegen.  
 
(3) Sofern eine Gemeinde von der grö-
ßenabhängigen Befreiung im Zusam-
menhang mit der Erstellung eines Ge-
samtabschlusses Gebrauch macht, ist 
ein Beteiligungsbericht gemäß § 117 zu 
erstellen.“ 
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28. Nach § 116a wird folgender § 116b ein-
gefügt: 

 
„§ 116b 

Verzicht auf die Einbeziehung 
 
In den Gesamtabschluss und den Ge-
samtlagebericht müssen verselbststän-
digte Aufgabenbereiche nach § 116 Ab-
satz 3 nicht einbezogen werden, wenn 
sie für die Verpflichtung, ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gemeinde zu vermit-
teln, von untergeordneter Bedeutung 
sind. Die Anwendung des Satzes 1 ist 
im Gesamtanhang anzugeben und zu 
begründen. Aufgabenträger mit dem 
Zweck der unmittelbaren oder mittelba-
ren Trägerschaft an Sparkassen sind 
nicht im Gesamtabschluss zu konsoli-
dieren.“ 
 

  

29. § 117 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 117 
Beteiligungsbericht 

 
(1) In den Fällen, in denen eine Ge-
meinde von der Aufstellung eines Ge-
samtabschlusses unter den Vorausset-
zungen des § 116a befreit ist, ist in dem 
Jahr ein Beteiligungsbericht zu erstel-
len. Für die Erstellung des Beteiligungs-
berichtes gilt § 116 Absatz 6 Satz 2 ent-
sprechend. Über den Beteiligungsbe-
richt ist ein gesonderter Beschluss des 
Rates in öffentlicher Sitzung herbeizu-
führen. 
 
 
 
(2) Der Beteiligungsbericht hat folgende 
Informationen zu sämtlichen verselb-
ständigten Aufgabenbereichen in öffent-
lich-rechtlicher und privatrechtlicher 
Form zu enthalten, sofern in diesem Ge-
setz oder in einer Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt wird:   

 
1. die Beteiligungsverhältnisse,  
 

  
 

§ 117 
Beteiligungsbericht 

 
(1) Die Gemeinde hat einen Beteiligungsbe-
richt zu erstellen, in dem ihre wirtschaftliche 
und nichtwirtschaftliche Betätigung, unab-
hängig davon, ob verselbstständigte Aufga-
benbereiche dem Konsolidierungskreis des 
Gesamtabschlusses angehören, zu erläu-
tern ist. Dieser Bericht ist jährlich bezogen 
auf den Abschlussstichtag des Gesamtab-
schlusses fortzuschreiben und dem Gesamt-
abschluss beizufügen. Der Beteiligungsbe-
richt ist dem Jahresabschluss nach § 95 bei-
zufügen, wenn kein Gesamtabschluss nach 
§ 116 aufzustellen ist. 
 
(2) Der Beteiligungsbericht ist dem Rat und 
den Einwohnern zur Kenntnis zu bringen. 
Die Gemeinde hat zu diesem Zweck den Be-
richt zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. 
Auf die Möglichkeit zur Einsichtnahme ist in 
geeigneter Weise öffentlich hinzuweisen. 
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2. die Jahresergebnisse der verselb-
ständigten Aufgabenbereiche, 

 
3. eine Übersicht über den Stand der 

Verbindlichkeiten und die Entwick-
lung des Eigenkapitals jedes ver-
selbständigten Aufgabenbereiches 
sowie  

 
4. eine Darstellung der wesentlichen 

Finanz- und Leistungsbeziehungen 
der Beteiligungen untereinander 
und mit der Gemeinde.“ 

 
30. § 118 wird aufgehoben. 

 
 § 118 

Vorlage- und Auskunftspflichten 
 

Die Gemeinde ist verpflichtet, bei der Ausge-
staltung von Gründungsverträgen oder Sat-
zungen für die in § 116 bezeichneten Orga-
nisationseinheiten darauf hinzuwirken, dass 
ihr das Recht eingeräumt wird, von diesen 
Aufklärung und Nachweise zu verlangen, die 
die Aufstellung des Gesamtabschlusses er-
fordert. 
 

31. § 133 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 133 
Ausführung des Gesetzes 

 
(1) Das für Kommunales zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem für Finanzen zuständigen Ministerium 
zur Durchführung dieses Gesetzes durch 
Rechtsverordnung zu regeln: 
 
1. Inhalt und Gestaltung des Haushalts-

plans, der mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanung sowie die Haushaltsfüh-
rung und die Haushaltsüberwachung; 
dabei kann es bestimmen, dass Einzah-
lungen und Auszahlungen, für die ein 
Dritter Kostenträger ist oder die von ei-
ner zentralen Stelle ausgezahlt werden, 
nicht im Haushalt der Gemeinde abge-
wickelt werden, 

2. die Veranschlagung von Erträgen, Auf-
wendungen sowie Einzahlungen und 
Auszahlungen und Verpflichtungser-
mächtigungen, die Bildung von Budgets 
sowie den Ausweis von Zielen und 
Kennzahlen, 
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3. Inhalt und Umfang von Abschreibun-
gen, die Bildung von Rückstellungen 
und von Rücklagen sowie deren Min-
desthöhe und Verwendung, 

4.  die Erfassung, den Nachweis, die Be-
wertung und die Fortschreibung der 
Vermögensgegenstände und der Schul-
den, 

5. die Geldanlagen und ihre Sicherung, 
6. die Ausschreibung von Lieferungen und 

Leistungen sowie die Vergabe von Auf-
trägen einschließlich des Abschlusses 
von Verträgen, 

7. die Stundung, die Niederschlagung und 
den Erlass von Ansprüchen sowie die 
Behandlung von Kleinbeträgen, 

8.  Inhalt, Gestaltung, Prüfung und Aufbe-
wahrung des Jahresabschlusses und 
des Gesamtabschlusses, 

9.  die Aufgaben und die Organisation der 
Finanzbuchhaltung, deren Beaufsichti-
gung und Prüfung sowie die ordnungs-
gemäße Abwicklung der Buchführung 
und des Zahlungsverkehrs, einschließ-
lich ihrer Grundsätze und Verfahren, 

10. die erstmalige Bewertung von Vermö-
gen und Schulden und die Aufstellung, 
Prüfung und Aufbewahrung der Eröff-
nungsbilanz sowie die Vereinfachungs-
verfahren und Wertberichtigungen, 

11. die zeitliche Aufbewahrung von Bü-
chern, Belegen und sonstigen Unterla-
gen,  

12. Aufbau und Verwaltung, Wirtschaftsfüh-
rung, Rechnungswesen und Prüfung 
der Eigenbetriebe, deren Freistellung 
von diesen Vorschriften sowie das 
Wahlverfahren zur Aufstellung des Vor-
schlages der Versammlung der Be-
schäftigten für die Wahl von Beschäftig-
ten als Mitglieder des Betriebsaus-
schusses und ihrer Stellvertreter, ferner 
das Verfahren zur Bestimmung der 
Nachfolger im Falle des Ausscheidens 
dieser Mitglieder oder Stellvertreter vor 
Ablauf der Wahlperiode des Rates, 

13. das Verfahren bei der Errichtung der 
rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen 
Rechts und deren Aufbau, die Verwal-
tung, die Wirtschaftsführung sowie das 
Rechnungs- und Prüfungswesen. 
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„(3) Das für Kommunales zuständige 
Ministerium gibt, soweit es für die Ver-
gleichbarkeit der Haushalte erforderlich 
ist, durch Verwaltungsvorschrift Muster 
insbesondere für 

 
1. die Haushaltssatzung und ihre Be-

kanntmachung, 
 
2. die Beschreibung und Gliederung 

der Produktbereiche und Produkt-
gruppen sowie die Gestaltung des 
Haushaltsplanes und des Finanz-
planes, 

 
3. die Form des Haushaltsplanes und 

seiner Anlagen und des Finanzpla-
nes, 

 
4. die Form der Anlagenübersicht, der 

Forderungsübersicht, der Eigenka-
pitalübersicht und der Verbindlich-
keitenübersicht, 

 
 
 

(2) Das für Kommunales zuständige Ministe-
rium erlässt die erforderlichen Verwaltungs-
vorschriften, insbesondere für 
 
1. die Gliederung des Haushaltsplans in 

Produktbereiche, 
2. die Kontierung von Erträgen und Auf-

wendungen im Ergebnisplan und in der 
Ergebnisrechnung, 

3. die Kontierung von Einzahlungen und 
Auszahlungen im Finanzplan und in der 
Finanzrechnung, 

4. Verfahren zur Ermittlung von Wertan-
sätzen und deren Kontierung in der Bi-
lanz, 

5. die Einrichtung und Zuordnung von 
Konten für die Finanzbuchhaltung, 

6. die Ausgestaltung von Sicherheitsstan-
dards für die Finanzbuchhaltung, 

7. die Festlegung von Nutzungsdauern für 
Vermögensgegenstände, 

8. Verfahren zur Ermittlung von Wertan-
sätzen für Vermögen und Schulden in 
der Eröffnungsbilanz, 

9. Inhalt und Gestaltung von Prüfungsbe-
richten. 

 
(3) Die Gemeinde ist verpflichtet, Muster zu 
verwenden, die das für Kommunales zustän-
dige Ministerium aus Gründen der Vergleich-
barkeit der Haushalte für verbindlich erklärt 
hat, insbesondere für 
 
1. die Haushaltssatzung und ihre Bekannt-

machung, 
 
2. die produktorientierte Gliederung des 

Haushaltsplans und die Gliederung des 
Ergebnisplans nach Ertrags- und Auf-
wandsarten sowie des Finanzplans 
nach Ein- und Auszahlungsarten, 

 
3.  die Form des Haushaltsplans und sei-

ner Anlagen,  
 
 
4.  die Gliederung und die Form der Be-

standteile des Jahresabschlusses, des 
Gesamtabschlusses und ihrer Anlagen,  
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5. die Zahlungsanordnungen, Buch-
führung, den Kontenrahmen, den 
Jahresabschluss und den Gesamt-
abschluss und ihren jeweiligen An-
lagen und 

 
6. den Beteiligungsbericht  

 
im Ministerialblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen bekannt. Die Gemein-
den sind verpflichtet, diese Muster zu 
verwenden. Die Bekanntgabe von Mus-
tern nach Satz 1 Nummer 2 und 3 erfolgt 
im Benehmen mit dem für Finanzen zu-
ständigen Ministerium.“ 

 
 

5.  die Buchführung und die Zahlungsab-
wicklung in der Finanzbuchhaltung. 

 

Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen 
 
Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), 
die zuletzt durch [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle] geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

 

 Kreisordnung (KrO NRW) für das Land 
Nordrhein-Westfalen 

1. § 26 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
ändert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 26 
Zuständigkeiten des Kreistags 

 
(1) Der Kreistag beschließt über die Angele-
genheiten des Kreises, die ihrer Bedeutung 
nach einer solchen Entscheidung bedürfen 
oder die er sich vorbehält, soweit nicht in die-
sem Gesetz etwas anderes bestimmt ist. Er 
ist ausschließlich zuständig für 
 
a) die Aufstellung allgemeiner Grundsätze, 

nach denen die Verwaltung geführt wer-
den soll, 

b) die Wahl der Mitglieder des Kreisaus-
schusses und ihrer Stellvertreter, 

c) die Wahl der Mitglieder der anderen 
Ausschüsse, 

d) die Bestellung des allgemeinen Vertre-
ters des Landrats und des Kämmerers, 

e) die Änderung des Gebiets des Kreises, 
die Bestimmung des Namens und der 
Bezeichnung des Kreises und des Sit-
zes der Kreisverwaltung sowie die Än-
derung und Einführung von Dienstsie-
geln, Wappen und Flaggen, soweit nicht 
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a) In Buchstabe i werden nach dem 

Wort „Gesamtabschlusses“ die 
Wörter „, sofern ein Gesamtab-
schluss nicht erstellt wird, die Be-
schlussfassung über den Beteili-
gungsbericht“ eingefügt. 

 
b) Nach Buchstabe i wird folgender 

Buchstabe j eingefügt: 
 

„j) den Beschluss über die gegen-
über der Gemeindeprüfungs-
anstalt und der Aufsichtsbe-
hörde abzugebende Stellung-
nahme gemäß § 105 Absatz 7 
der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen,“. 

 
c) Die bisherigen Buchstaben j bis o 

werden die Buchstaben k bis p. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

in diesem Gesetz etwas anderes be-
stimmt ist, 

f) den Erlaß, die Änderung, die Aufhebung 
von Satzungen und sonstigen ortsrecht-
lichen Bestimmungen, 

g) den Erlass der Haushaltssatzung und 
des Stellenplans, die Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzeptes, die Zu-
stimmung zu überplanmäßigen und au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen und überplanmäßigen 
und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen, die Festlegung von 
Wertgrenzen für die Veranschlagung 
und Abrechnung einzelner Investitions-
maßnahmen, 

h) die Festsetzung allgemein geltender öf-
fentlicher Abgaben und privatrechtlicher 
Entgelte sowie der Kreisumlage, 

i) die Feststellung des Jahresabschlusses 
und die Entlastung sowie die Bestäti-
gung des Gesamtabschlusses, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
j) den Erwerb von Vermögensgegenstän-

den, soweit es sich nicht um Geschäfte 
der laufenden Verwaltung handelt, 

k) die teilweise oder vollständige Veräuße-
rung oder Verpachtung von Eigenbetrie-
ben, die teilweise oder vollständige Ver-
äußerung einer unmittelbaren oder mit-
telbaren Beteiligung an einer Gesell-
schaft oder anderen Vereinigungen des 
privaten Rechts, die Veräußerung eines 
Geschäftsanteils an einer eingetrage-
nen Kreditgenossenschaft sowie den 
Abschluss von anderen Rechtsgeschäf-
ten im Sinne des § 111 Abs. 1 und 2 Ge-
meindeordnung, 
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d) Der bisherige Buchstabe p wird 

Buchstabe q und wie folgt gefasst: 
 

„q) die Bestellung und Abberufung 
der Leitung und der Prüfer der 
örtlichen Rechnungsprüfung 
sowie die Übertragung von 
Aufgaben auf die örtliche 
Rechnungsprüfung,“. 

e) Die bisherigen Buchstaben q bis t 
werden die Buchstaben r bis u. 

 
 

l) die Errichtung, Übernahme, Erweite-
rung, Einschränkung und Auflösung von 
Anstalten des öffentlichen Rechts ge-
mäß § 114 a der Gemeindeordnung, öf-
fentlichen Einrichtungen und Eigenbe-
trieben, die Bildung oder Auflösung ei-
nes gemeinsamen Kommunalunterneh-
mens gemäß § 27 Abs. 1 bis 3 und 6 
des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit, die Änderung der 
Unternehmenssatzung eines gemein-
samen Kommunalunternehmens sowie 
der Austritt aus einem gemeinsamen 
Kommunalunternehmen, die erstmalige 
unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
sowie die Erhöhung einer unmittelbaren 
oder mittelbaren Beteiligung an einer 
Gesellschaft oder anderen Vereinigun-
gen in privater Rechtsform, den Erwerb 
eines Geschäftsanteils an einer einge-
tragenen Kreditgenossenschaft, 

m) die Umwandlung der Rechtsform von 
Anstalten des öffentlichen Rechts gem. 
§ 114a der Gemeindeordnung, öffentli-
chen Einrichtungen und Eigenbetrieben 
sowie die Umwandlung der Rechtsform 
von Gesellschaften, an denen der Kreis 
beteiligt ist, soweit der Einfluß des Krei-
ses geltend gemacht werden kann, 

n) die Umwandlung des Zwecks, die Zu-
sammenlegung und die Aufhebung von 
Stiftungen einschließlich des Verbleibs 
des Stiftungsvermögens, 

o) die Übernahme von Bürgschaften, den 
Abschluß von Gewährverträgen und die 
Bestellung sonstiger Sicherheiten für 
andere sowie solche Rechtsgeschäfte, 
die den vorgenannten wirtschaftlich 
gleichkommen, 

 
 
 
p) die Bestellung und Abberufung der Lei-

tung und der Prüfer der örtlichen Rech-
nungsprüfung sowie die Erweiterung 
der Aufgaben der örtlichen Rechnungs-
prüfung über die Pflichtaufgaben hin-
aus, 

q) die Genehmigung von Verträgen des Krei-
ses mit Kreistags- und Ausschußmit-
gliedern, mit dem Landrat und den lei-
tenden Dienstkräften des Kreises nach 
näherer Bestimmung der Hauptsatzung, 
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r) die Übernahme neuer Aufgaben, für die 
keine gesetzliche Verpflichtung besteht, 

s) alle Angelegenheiten, in denen das Ge-
setz die Zuständigkeit des Kreistags 
ausdrücklich vorschreibt, 

t) die Festlegung strategischer Ziele unter 
Berücksichtigung der Ressourcen. 

 
Der Kreistag kann durch die Hauptsatzung 
die Erledigung bestimmter Geschäfte, für die 
er nach Satz 2 Buchstaben j und k zuständig 
ist, auf den Kreisausschuß übertragen. 
 
(2) Der Kreistag ist durch den Landrat über 
alle wichtigen Angelegenheiten der Kreisver-
waltung zu unterrichten; er überwacht die 
Durchführung seiner Beschlüsse sowie den 
Ablauf der Verwaltungsangelegenheiten. 
Auch kann der Kreistag vom Landrat Einsicht 
in die Akten durch einen von ihm bestimmten 
Ausschuß oder einzelne von ihm beauftragte 
Mitglieder fordern. In Einzelfällen muß auf 
Verlangen von mindestens einem Fünftel der 
Kreistagsmitglieder oder einer Fraktion auch 
einem einzelnen, von den Antragstellern zu 
benennenden Kreistagsmitglied Aktenein-
sicht gewährt werden. Ausschussvorsit-
zende können vom Landrat jederzeit Aus-
kunft und Akteneinsicht über die Angelegen-
heiten verlangen, die zum Aufgabenbereich 
ihres Ausschusses gehören. Dritte sind von 
der Teilnahme an der Akteneinsicht ausge-
schlossen. Akteneinsicht darf einem Kreis-
tagsmitglied nicht gewährt werden, das we-
gen Interessenwiderstreits von der Beratung 
und Entscheidung der Angelegenheit ausge-
schlossen ist. 
 
(3) Über wichtige Anordnungen der Auf-
sichtsbehörde und Anordnungen, bei denen 
die Aufsichtsbehörden dies bestimmen, ist 
der Kreistag vom Landrat zu unterrichten. 
 
(4) Der Landrat ist verpflichtet, einem Kreis-
tagsmitglied auf Verlangen Auskunft zu ertei-
len oder zu einem Tagesordnungspunkt Stel-
lung zu nehmen. Jedem Kreistagsmitglied ist 
vom Landrat auf Verlangen Akteneinsicht zu 
gewähren, soweit die Akten im Zusammen-
hang mit der Vorbereitung oder der Kontrolle 
von Beschlüssen des Kreistages oder des 
Ausschusses stehen, dem es angehört. 
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Dritte sind von der Teilnahme an der Akten-
einsicht ausgeschlossen. Die Akteneinsicht 
darf nur verweigert werden, soweit ihr 
schutzwürdige Belange Betroffener oder 
Dritter entgegenstehen. Die ablehnende Ent-
scheidung ist schriftlich zu begründen. Ak-
teneinsicht darf einem Kreistagsmitglied 
nicht gewährt werden, das wegen Interes-
senwiderstreits von der Beratung und Ent-
scheidung der Angelegenheit ausgeschlos-
sen ist. 
 
(5) Für die Vertretung der Kreise in Organen 
von juristischen Personen oder Personen-
vereinigungen gilt § 113 der Gemeindeord-
nung entsprechend. Vertreter des Kreises, 
die Mitgliedschaftsrechte in Organen, Beirä-
ten oder Ausschüssen von juristischen Per-
sonen oder Personenvereinigungen wahr-
nehmen, werden vom Kreistag bestellt oder 
vorgeschlagen. Ist mehr als ein Vertreter des 
Kreises zu benennen, muss der Landrat oder 
der von ihm vorgeschlagene Bedienstete 
des Kreises dazuzählen. Die Vertreter des 
Kreises sind an die Beschlüsse des Kreis-
tags und des Kreisausschusses gebunden. 
Sie haben ihr Amt auf Beschluß des Kreis-
tags jederzeit niederzulegen. Die Sätze 1 bis 
5 gelten nur, soweit durch Gesetz nichts an-
deres bestimmt ist. 
 
(6) Absatz 5 gilt entsprechend, wenn dem 
Kreis das Recht eingeräumt wird, Mitglieder 
des Vorstandes, des Aufsichtsrates oder ei-
nes gleichartigen Organs zu bestellen oder 
vorzuschlagen. 
 
(7) Werden die vom Kreis bestellten oder 
vorgeschlagenen Personen aus dieser Tätig-
keit haftbar gemacht, so hat ihnen der Kreis 
den Schaden zu ersetzen, es sei denn, daß 
sie ihn vorsätzlich oder grob fahrlässig her-
beigeführt haben. Auch in diesem Fall ist der 
Kreis schadensersatzpflichtig, wenn die vom 
Kreis bestellten Personen nach Weisung des 
Kreistags oder des Kreisausschusses ge-
handelt haben. 
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2. Dem § 28 Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 § 28 
Rechte und Pflichten der  

Kreistagsmitglieder 
 
(1) Die Kreistagsmitglieder sind verpflichtet, 
in ihrer Tätigkeit ausschließlich nach dem 
Gesetz und ihrer freien, nur durch Rücksicht 
auf das öffentliche Wohl bestimmten Über-
zeugung zu handeln; sie sind an Aufträge 
nicht gebunden. 
 
(2) Für die Tätigkeit als Kreistagsmitglied o-
der als Mitglied eines Ausschusses gelten 
die Vorschriften der §§ 30 bis 32 Gemeinde-
ordnung mit folgenden Maßgaben entspre-
chend: 
 
1. Die Pflicht zur Verschwiegenheit kann 

ihnen gegenüber nicht vom Landrat an-
geordnet werden; 

2. die Genehmigung, als Zeuge auszusa-
gen, erteilt bei Kreistagsmitgliedern der 
Kreistag, bei Kreisausschußmitgliedern 
der Kreisausschuß und bei Ausschuß-
mitgliedern der Ausschuß; 

3. die Offenbarungspflicht über Ausschlie-
ßungsgründe besteht bei Kreistags- und 
Kreisausschußmitgliedern gegenüber 
dem Landrat, bei Ausschußmitgliedern 
gegenüber dem Ausschußvorsitzenden 
vor Eintritt in die Verhandlung; 

4. über Ausschließungsgründe entschei-
det bei Kreistagsmitgliedern der Kreis-
tag, bei Kreisausschußmitgliedern der 
Kreisausschuß und bei Ausschußmit-
gliedern der Ausschuß; 

5. ein Verstoß gegen die Offenbarungs-
pflicht wird vom Kreistag, vom Kreisaus-
schuß bzw. vom Ausschuß durch Be-
schluß festgestellt; 

6. sachkundige Bürger und sachkundige 
Einwohner als Mitglieder von Ausschüs-
sen können Ansprüche anderer gegen 
den Kreis nur dann nicht geltend ma-
chen, wenn diese in Zusammenhang 
mit ihren Aufgaben stehen; ob diese Vo-
raussetzungen vorliegen, entscheidet 
der Ausschuß. 

 
Die Kreistagsmitglieder, Mitglieder des 
Kreisausschusses und Mitglieder der Aus-
schüsse müssen gegenüber dem Landrat 
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„§ 16 des Korruptionsbekämpfungsge-
setzes vom 16. Dezember 2004  
(GV. NRW. 2005 S. 8) in der jeweils gel-
tenden Fassung bleibt unberührt.“ 

Auskunft über ihre wirtschaftlichen und per-
sönlichen Verhältnisse geben, soweit das für 
die Ausübung ihrer Tätigkeit von Bedeutung 
sein kann. Die näheren Einzelheiten regelt 
der Kreistag. Name, Anschrift, der ausge-
übte Beruf sowie andere vergütete und eh-
renamtliche Tätigkeiten können veröffent-
licht werden. Die Auskünfte sind vertraulich 
zu behandeln. Nach Ablauf der Wahlperiode 
sind die gespeicherten Daten der ausge-
schiedenen Kreistagsmitglieder zu löschen. 
 
 
 
(3) Erleidet der Kreis infolge eines Beschlus-
ses des Kreistags einen Schaden, so haften 
die Kreistagsmitglieder, wenn sie 
 
a) in vorsätzlicher und grob fahrlässiger 

Verletzung ihrer Pflicht gehandelt ha-
ben, 

b) bei der Beschlußfassung mitgewirkt ha-
ben, obwohl sie nach dem Gesetz hier-
von ausgeschlossen waren, und ihnen 
der Ausschließungsgrund bekannt war, 

c) der Bewilligung von Ausgaben zuge-
stimmt haben, für die das Gesetz oder 
die Haushaltssatzung eine Ermächti-
gung nicht vorsieht, wenn nicht gleich-
zeitig die erforderlichen Deckungsmittel 
bereitgestellt werden. 

 
3. § 55 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „Den Gemeinden ist vor Beschlussfas-

sung über die Haushaltssatzung mit ih-
ren Anlagen in öffentlicher Sitzung Ge-
legenheit zur Anhörung zu geben.“ 

 

 § 55 
Beteiligungsrechte der kreisangehörigen 

Gemeinden 
 
(1) Die Festsetzung der Kreisumlage erfolgt 
im Benehmen mit den kreisangehörigen Ge-
meinden. Das Benehmen ist sechs Wochen 
vor Aufstellung des Entwurfes der Haus-
haltssatzung einzuleiten. 
 
(2) Stellungnahmen der kreisangehörigen 
Gemeinden im Rahmen der Benehmensher-
stellung werden dem Kreistag mit der Zulei-
tung des Entwurfes der Haushaltssatzung 
mit ihren Anlagen zur Kenntnis gegeben. 
Den Gemeinden ist auf Wunsch Gelegenheit 
zur Anhörung zu geben. Über Einwendun-
gen der Gemeinden beschließt der Kreistag 
in öffentlicher Sitzung. Der Kreis teilt ihnen 
das Beratungsergebnis und dessen Begrün-
dung mit. 
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4. § 56a Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 „Der Ausgleichsrücklage können Jahre-

süberschüsse durch Beschluss des 
Kreistages zugeführt werden, soweit die 
allgemeine Rücklage einen Bestand in 
Höhe von mindestens 3 Prozent der Bi-
lanzsumme des Jahresabschlusses des 
Kreises aufweist.“ 

 

 § 56a 
Ausgleichsrücklage 

  
In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage zu-
sätzlich zur allgemeinen Rücklage als ge-
sonderter Posten des Eigenkapitals anzuset-
zen. Der Ausgleichsrücklage können Jahre-
süberschüsse durch Beschluss des Kreista-
ges zugeführt werden, soweit ihr Bestand 
nicht den Höchstbetrag von einem Drittel des 
Eigenkapitals erreicht hat. 
 

Artikel 3 
Änderung der Landschaftsverbandsord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen 

 
Die Landschaftsverbandsordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 657), die zuletzt durch [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle] geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

  
Landschaftsverbandsordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LVerbO) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. In § 7 Absatz 1 Buchstabe e werden 

nach dem Wort „Gesamtabschlusses“ 
die Wörter „, sofern ein Gesamtab-
schluss nicht erstellt wird, die Be-
schlussfassung über den Beteiligungs-
bericht“ eingefügt. 

 

 § 7 
Zuständigkeiten der  

Landschaftsversammlung 
 
(1) Die Landschaftsversammlung beschließt 
über 
 
a) die allgemeinen Grundsätze, nach de-

nen die Verwaltung geführt werden soll, 
b) die Wahl der Mitglieder des Land-

schaftsausschusses und der Fachaus-
schüsse, 

c) die Wahl des Direktors des Land-
schaftsverbandes und der Landesräte, 

d) den Erlaß, die Änderung und die Aufhe-
bung von Satzungen des Landschafts-
verbandes, 

e) den Erlass der Haushaltssatzung, die 
Landschaftsumlage, die Feststellung 
des Jahresabschlusses und die Entlas-
tung sowie die Bestätigung des Ge-
samtabschlusses, 

f) die Festlegung strategischer Ziele unter 
Berücksichtigung der Ressourcen. 
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(2) Die Landschaftsversammlung kann sich 
die Beratung und Entscheidung von Angele-
genheiten, für die der Landschaftsausschuß 
zuständig ist (§ 11 Abs. 1), vorbehalten. 
 

2. Dem § 15 Absatz 4 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Pflichten der Mitglieder der Landschafts-

versammlung, 
des Landschaftsausschusses und der 

Fachausschüsse 
 

(1) Die Mitglieder der Landschaftsversamm-
lung, des Landschaftsausschusses und der 
Fachausschüsse handeln ausschließlich 
nach dem Gesetz und ihrer freien, nur durch 
die Rücksicht auf das öffentliche Wohl be-
stimmten Überzeugung. Sie sind an Aufträge 
nicht gebunden. 
 
(2) Für die Tätigkeit als Mitglied der Land-
schaftsversammlung, des Landschaftsaus-
schusses oder eines Fachausschusses gel-
ten die Vorschriften der §§ 30 bis 32 der Ge-
meindeordnung mit folgenden Maßgaben 
entsprechend: 
 
1. Die Pflicht zur Verschwiegenheit kann 

ihnen gegenüber nicht vom Direktor des 
Landschaftsverbandes angeordnet wer-
den; 

2. die Genehmigung, als Zeuge auszusa-
gen, erteilt der Landschaftsausschuß; 

3. Mitglieder der Landschaftsversamm-
lung, des Landschaftsausschusses und 
der Fachausschüsse sind nicht allein 
deshalb von der Mitwirkung ausge-
schlossen, weil sie Dienstkräfte einer 
Mitgliedskörperschaft oder einer kreis-
angehörigen Gemeinde sind, der die 
Entscheidung einen unmittelbaren Vor-
teil oder Nachteil bringen kann; 

4. die Offenbarungspflicht über Ausschlie-
ßungsgründe bei Mitgliedern der Land-
schaftsversammlung und des Land-
schaftsausschusses besteht gegenüber 
dem Vorsitzenden der Landschaftsver-
sammlung, bei Ausschußmitgliedern 
gegenüber dem Ausschußvorsitzenden 
vor Eintritt in die Verhandlung; 

5. über Ausschließungsgründe entschei-
det bei Mitgliedern der Landschaftsver-
sammlung die Landschaftsversamm-
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lung, bei Mitgliedern des Landschafts-
ausschusses der Landschaftsaus-
schuß, bei Ausschußmitgliedern der 
Ausschuß; 

6. ein Verstoß gegen die Offenbarungs-
pflicht wird von der Landschaftsver-
sammlung, dem Landschaftsausschuß 
beziehungsweise dem Ausschuß durch 
Beschluß festgestellt; 

7. sachkundige Bürger im Sinne des § 13 
Abs. 3 Satz 2 als Mitglieder von Aus-
schüssen können Ansprüche anderer 
gegen den Landschaftsverband nur 
dann nicht geltend machen, wenn diese 
in Zusammenhang mit ihren Aufgaben 
stehen; ob diese Voraussetzungen vor-
liegen, entscheidet der Ausschuß. 

 
(3) Erleidet der Landschaftsverband infolge 
eines Beschlusses der Landschaftsver-
sammlung, des Landschaftsausschusses  
oder der Fachausschüsse einen Schaden, 
so haften deren Mitglieder, wenn sie 
 
a) in vorsätzlicher oder grob fahrlässiger 

Verletzung ihrer Pflicht gehandelt haben 
oder 

b) bei der Beschlußfassung mitgewirkt ha-
ben, obwohl sie nach dem Gesetz hier-
von ausgeschlossen waren und ihnen 
der Ausschließungsgrund bekannt war 
oder 

c) der Bewilligung von Ausgaben zuge-
stimmt haben, für die das Gesetz oder 
die Haushaltssatzung eine Ermächti-
gung nicht vorsieht, wenn nicht gleich-
zeitig die erforderlichen Deckungsmittel 
bereitgestellt werden. 

 
(4) Die Mitglieder der Landschaftsversamm-
lung, des Landschaftsausschusses und der 
Fachausschüsse müssen gegenüber dem 
Vorsitzenden der Landschaftsversammlung 
Auskunft über ihre wirtschaftlichen und per-
sönlichen Verhältnisse geben, soweit das für 
die Ausübung ihres Mandats von Bedeutung 
sein kann. Die näheren Einzelheiten regelt 
die Landschaftsversammlung. Name, An-
schrift, der ausgeübte Beruf sowie andere 
vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten 
können veröffentlicht werden. 
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 „§ 16 des Korruptionsbekämpfungsge-

setzes vom 16. Dezember 2004 (GV. 
NRW. 2005 S. 8) in der jeweils gelten-
den Fassung bleibt unberührt.“ 

Die Auskünfte sind vertraulich zu behandeln. 
Nach Ablauf der Wahlperiode sind die ge-
speicherten Daten der ausgeschiedenen Mit-
glieder zu löschen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. In § 23 Absatz 2 Satz 1 wird nach den 

Wörtern „den Jahresabschluss“ das 
Wort „und“ durch ein Komma ersetzt 
und werden nach dem Wort „Gesamtab-
schluss“ die Wörter „und den Beteili-
gungsbericht“ eingefügt. 

 

 § 23 
Haushaltswirtschaft und Prüfung 

 
(1) Die Landschaftsverbände haben für je-
des Haushaltsjahr über alle Erträge und Auf-
wendungen, Einzahlungen und Auszahlun-
gen sowie Verpflichtungsermächtigungen ei-
nen Haushaltsplan aufzustellen und am 
Ende des Haushaltsjahres einen Jahresab-
schluss und einen Gesamtabschluss aufzu-
stellen. 
 
(2) Für den Haushalt, die mittelfristige Ergeb-
nis- und Finanzplanung, die Verwaltung des 
Vermögens, die Finanzbuchhaltung, den 
Jahresabschluss und den Gesamtabschluss 
sowie das Prüfungswesen gelten sinngemäß 
die Vorschriften der Gemeindeordnung und 
ihrer Durchführungsverordnungen sowie 
§ 55 der Kreisordnung. Das Nähere wird 
durch Satzung geregelt. 
 
(3) Soweit nicht in diesem Gesetz oder auf-
grund dieses Gesetzes eine andere Rege-
lung getroffen ist, finden die Vorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen über die wirtschaftliche Betäti-
gung und die nichtwirtschaftliche Betätigung 
sowie die hierzu erlassenen Rechtsvorschrif-
ten in ihrer jeweils geltenden Fassung mit 
der Maßgabe entsprechende Anwendung, 
dass an die Stelle des Rates der Land-
schaftsausschuss, an die Stelle des Bürger-
meisters der Direktor des Landschaftsver-
bandes und an die Stelle der Beigeordneten 
die Landesräte treten. Bei der entsprechen-
den Anwendung des § 113 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
findet § 50 Absatz 4 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen ebenfalls 
entsprechende Anwendung. 
 
(4) Die überörtliche Prüfung der Land-
schaftsverbände ist Aufgabe der Gemeinde-
prüfungsanstalt. 
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(5) Der Entwurf der Haushaltssatzung mit ih-
ren Anlagen ist nach vorheriger öffentlicher 
Bekanntgabe an sieben Tagen öffentlich 
auszulegen. Gegen den Entwurf können Ein-
wohner der Mitgliedskörperschaften inner-
halb einer Frist von vierzehn Tagen nach Be-
ginn der Auslegung Einwendungen erheben. 
In der öffentlichen Bekanntgabe der Ausle-
gung ist auf die Frist hinzuweisen; außerdem 
ist die Stelle anzugeben, bei der die Einwen-
dungen zu erheben sind. Über die Einwen-
dungen beschließt die Landschaftsver-
sammlung in öffentlicher Sitzung. 
 

4. § 23a wird wie folgt geändert: 
 
a) Die Überschrift wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 23a 
Ausgleichsrücklage“. 

 
 
 
 
 
 

b) In Satz 2 werden die Wörter „ihr Be-
stand nicht den Höchstbetrag von 
einem Drittel des Eigenkapitals er-
reicht hat“ durch die Wörter „die all-
gemeine Rücklage einen Bestand 
in Höhe von mindestens 3 Prozent 
der Bilanzsumme des Jahresab-
schlusses aufweist“ ersetzt. 

 

  
 
 
 
 

§ 23a 
  
In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage zu-
sätzlich zur allgemeinen Rücklage als ge-
sonderter Posten des Eigenkapitals anzuset-
zen. Der Ausgleichsrücklage können Jahre-
süberschüsse durch Beschluss der Land-
schaftsversammlung zugeführt werden, so-
weit ihr Bestand nicht den Höchstbetrag von 
einem Drittel des Eigenkapitals erreicht hat. 
  
 

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über den  

Regionalverband Ruhr 
 

Das Gesetz über den Regionalverband Ruhr 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96), das zu-
letzt durch [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle] geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 

  
Gesetz über den  

Regionalverband Ruhr (RVRG) 
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1. In § 9 Nummer 7 werden nach dem Wort 

„Gesamtabschlusses“ die Wörter „, so-
fern ein Gesamtabschluss nicht erstellt 
wird, die Beschlussfassung über den 
Beteiligungsbericht“ eingefügt. 
 

 § 9 
Zuständigkeiten der  

Verbandsversammlung 
 

Die Verbandsversammlung beschließt über 
 
1. die allgemeinen Grundsätze, nach de-

nen die Verwaltung des Verbandes ge-
führt werden soll, 

2. die Wahl der beratenden Mitglieder der 
Verbandsversammlung (§ 10 Abs. 9),  

3. die Wahl der Mitglieder und der stellver-
tretenden Mitglieder des Verbandsaus-
schusses und der Ausschüsse entspre-
chend § 50 Absatz 2 und 3 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666), die zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. 
NRW. S. 878) geändert worden ist,  

4. die Wahl und die Abberufung der Regi-
onaldirektorin oder des Regionaldirek-
tors und der Beigeordneten sowie die 
Bestellung und den Widerruf der Bestel-
lung einer Beigeordneten oder eines 
Beigeordneten zur allgemeinen Vertre-
terin oder zum allgemeinen Vertreter 
der Regionaldirektorin oder des Regio-
naldirektors,  

5. den Erlass, die Änderung und Aufhe-
bung der Verbandsordnung und von 
Satzungen, 

6. den Erlass der Haushaltssatzung und 
des Stellenplans, die Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzepts, die Zu-
stimmung zu überplanmäßigen und au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen und zu überplanmäßigen 
und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen sowie die Festlegung 
von Wertgrenzen für die Veranschla-
gung und Abrechnung einzelner Investi-
tionsmaßnahmen, 

7. die Feststellung des Jahresabschlusses 
und die Bestätigung des Gesamtab-
schlusses, 

8. die Festlegung strategischer Ziele unter 
Berücksichtigung der Ressourcen, 

9. die Übernahme oder Aufgabe von Auf-
gaben oder Tätigkeiten nach § 4 Ab-
satz 2 bis 6, 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10530&val=10530&seite=878&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10530&val=10530&seite=878&sg=0&menu=1
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10. die in § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe k), 
l) und m) der Gemeindeordnung ge-
nannten Angelegenheiten, 

11. die Aufstellung, Ergänzung oder Ände-
rung des Verbandsverzeichnisses 
Grünflächen gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 
und 2. 

 
2. Dem § 12 wird folgender Absatz 5 ange-

fügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 12 
Pflichten und Rechte  

der Mitglieder der Verbandsversamm-
lung 

 
(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung 
sind verpflichtet, in ihrer Tätigkeit aus-
schließlich nach dem Gesetz und ihrer 
freien, nur durch Rücksicht auf das öffentli-
che Wohl bestimmten Überzeugung zu han-
deln; sie sind an Aufträge nicht gebunden. 
 
(2) Die Pflichten und Rechte der Mitglieder 
der Verbandsversammlung regelt die Ver-
bandsordnung nach Maßgabe der §§ 30, 31 
und 32 Gemeindeordnung. Die Hauptverwal-
tungsbeamtinnen und Hauptverwaltungsbe-
amten unterliegen den beamtenrechtlichen 
Bestimmungen.  
 
(3) Die ehrenamtlichen Mitglieder der Ver-
bandsversammlung haben Anspruch auf 
Freistellung, Ersatz ihres Verdienstausfalls 
und auf Aufwandsentschädigung nach den 
Regeln der §§ 44, 45 Gemeindeordnung und 
der Entschädigungsverordnung. 
 
(4) Neben den Entschädigungen, die den eh-
renamtlichen Mitgliedern der Verbandsver-
sammlung nach Absatz 3 zustehen, erhalten 
 
1. die Vorsitzende oder der Vorsitzende 

der Verbandsversammlung, 
2. die stellvertretenden Vorsitzenden der 

Verbandsversammlung und weitere 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter, 

3. Vorsitzende von Ausschüssen der Ver-
bandsversammlung, 

4. Fraktionsvorsitzende - bei Fraktionen 
mit mindestens acht Mitgliedern auch 
eine stellvertretende Vorsitzende oder 
ein stellvertretender Vorsitzender, mit 
mindestens 16 Mitgliedern auch zwei 
und mit mindestens 24 Mitgliedern auch 
drei stellvertretende Vorsitzende - 
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„(5) Die Mitglieder der Verbandsver-
sammlung müssen gegenüber dem Vor-
sitzenden der Verbandsversammlung 
Auskunft über ihre wirtschaftlichen und 
persönlichen Verhältnisse geben, so-
weit das für die Ausübung ihres Man-
dats von Bedeutung sein kann. Die nä-
heren Einzelheiten regelt die Verbands-
versammlung. Name, Anschrift, der 
ausgeübte Beruf sowie andere vergü-
tete und ehrenamtliche Tätigkeiten kön-
nen veröffentlicht werden. Die Aus-
künfte sind vertraulich zu behandeln. 
Nach Ablauf der Wahlperiode sind die 
gespeicherten Daten der ausgeschiede-
nen Mitglieder zu löschen. § 16 des Kor-
ruptionsbekämpfungsgesetzes vom 
16. Dezember 2004 (GV. NRW. 2005 
S. 8) in der jeweils geltenden Fassung 
bleibt unberührt.“ 
 

 
eine vom für Kommunales zuständigen Mi-
nisterium durch Rechtsverordnung festzu-
setzende angemessene Aufwandsentschä-
digung. Durch Satzung können einzelne 
Ausschüsse von der Regelung in Satz 1 
Nummer 3 ausgenommen werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. In § 20 Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-

ter „ihr Bestand nicht den Höchstbetrag 
von einem Drittel des Eigenkapitals er-
reicht hat“ durch die Wörter „die allge-
meine Rücklage einen Bestand in Höhe 
von mindestens 3 Prozent der Bilanz-
summe des Jahresabschlusses auf-
weist“ ersetzt. 
 

 § 20 
Haushaltswirtschaft 

 
(1) Auf die Haushaltswirtschaft finden die 
Vorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen und die hierzu er-
lassenen Rechtsvorschriften in ihrer jeweils 
geltenden Fassung sowie § 55 Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen entspre-
chende Anwendung, soweit nicht in diesem 
Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes eine 
andere Regelung getroffen wurde. 
 
(2) In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage 
zusätzlich zur allgemeinen Rücklage als ge-
sonderter Posten des Eigenkapitals anzuset-
zen. Der Ausgleichsrücklage können Jahre-
süberschüsse durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung zugeführt werden, so-
weit ihr Bestand nicht den Höchstbetrag von 
einem Drittel des Eigenkapitals erreicht hat. 
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Artikel 5 
Änderung des Gemeindeprüfungsan-

staltsgesetzes 
 

Das Gemeindeprüfungsanstaltsgesetz vom 
30. April 2002 (GV. NRW. S. 160), das zu-
letzt durch [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle] geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

 

  
Gesetz über die Gemeindeprüfungsan-

stalt (Gemeindeprüfungsanstaltsgesetz - 
GPAG) 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Gemeindeprüfungsanstalt 
führt die überörtliche Prüfung bei 
den Gemeinden und Kreisen nach 
Maßgabe des § 105 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666) in der jeweils 
geltenden Fassung durch. Sie kann 
mit der Prüfung des gemeindlichen 
Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes nach § 102 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen, mit der Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes von Eigenbetrieben nach 
§ 103 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen so-
wie mit der Prüfung des Gesamtab-
schlusses nach § 116 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen beauftragt werden.“  

 

 § 2 
Aufgaben 

 
 
(1) Die Gemeindeprüfungsanstalt führt die 
überörtliche Prüfung bei den Gemeinden und 
Kreisen nach Maßgabe des § 105 der Ge-
meindeordnung durch und ist zuständig für 
die Jahresabschlussprüfung bei deren wirt-
schaftlichen Unternehmen, die als Eigenbe-
triebe geführt werden, nach Maßgabe des 
§ 106 der Gemeindeordnung sowie in den 
sonstigen durch Gesetz oder Rechtsverord-
nung zugewiesenen Fällen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Gemeindeprüfungsanstalt führt bei 
anderen Körperschaften, Anstalten, Stiftun-
gen, Verbänden und Einrichtungen des öf-
fentlichen Rechts und deren Eigenbetrieben 
die überörtliche Prüfung und die Jahresab-
schlussprüfung durch, wenn ihr die Zustän-
digkeit durch Gesetz oder durch Rechtsver-
ordnung des für Kommunales zuständigen 
Ministeriums übertragen worden ist. Wird 
durch eine Rechtsverordnung nach Satz 1 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3570 

 
 

69 

der Geschäftsbereich eines anderen Ministe-
riums oder des Landesrechnungshofs be-
rührt, bedarf sie des Einvernehmens mit die-
ser obersten Landesbehörde; vor der Über-
tragung ist die Gemeindeprüfungsanstalt zu 
hören. 
 
(3) Das für Kommunales zuständige Ministe-
rium und die nachgeordneten Kommunalauf-
sichtsbehörden können die Gemeindeprü-
fungsanstalt mit der Durchführung von Prü-
fungen im begründeten Einzelfall beauftra-
gen. Darüber hinaus kann das für Kommu-
nales zuständige Ministerium die Gemeinde-
prüfungsanstalt mit der Erstellung von Gut-
achten beauftragen, die insbesondere der 
Überprüfung und vergleichenden Bewer-
tung, auch von Maßnahmen zur Weiterent-
wicklung der kommunalen Selbstverwaltung, 
dienen. Das für Kommunales zuständige Mi-
nisterium kann bestimmen, dass die Durch-
führung von Prüfungsaufträgen gemäß Satz 
1 anderen Prüfungsaufgaben vorgehen. 

 
b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„(4) Die Gemeindeprüfungsanstalt 
soll Gemeinden, Körperschaften, 
Anstalten, Stiftungen, Verbände 
und Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts auf Antrag in Fragen 
 
1. der Organisation und Wirt-

schaftlichkeit der Verwaltung,  
 
2. der Rechnungslegung und der 

Rechnungsprüfung und 
 
3. solchen, die mit der Ausschrei-

bung, Vergabe und Abrech-
nung von baulichen Maßnah-
men zusammenhängen,  

 
beraten. Sonstige im öffentlichen 
Interesse tätige juristische Perso-
nen kann sie in diesen Fragen auf 
Antrag beraten. Sie führt auf Antrag 
die Zulassungsverfahren für Fach-
programme nach § 94 Absatz 2 der 
Gemeindeordnung durch.“ 

 
 
 

  
 
(4) Die Gemeindeprüfungsanstalt soll Kör-
perschaften, Anstalten, Stiftungen, Ver-
bände und Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts 
 
 
1. in Fragen der Organisation und Wirt-

schaftlichkeit der Verwaltung und 
 
2. in bautechnischen Fragen, die mit der 

Ausschreibung, Vergabe und Abrech-
nung von baulichen Maßnahmen zu-
sammenhängen 

 
auf Antrag beraten. Sonstige im öffentlichen 
Interesse tätige juristische Personen kann 
sie in diesen Fragen auf Antrag beraten. 
 
(5) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann sich 
die Gemeindeprüfungsanstalt der Hilfe von 
Wirtschaftsprüfern, Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaften oder anderer geeigneter Dritter 
bedienen. 
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c) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 
 

„(6) Werden Prüfungsaufgaben 
nach § 92 Absatz 4 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen oder nach § 102 Absatz 
2, § 103 Absatz 1 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen durch die Gemeindeprü-
fungsanstalt durchgeführt, dürfen 
die mit diesen Aufgaben befassten 
Prüfer nicht gleichzeitig in diesen 
Gemeinden die überörtliche Prü-
fung nach § 105 Absatz 3 der Ge-
meindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen oder Beratungstä-
tigkeiten nach § 105 Absatz 8 der 
Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen wahrnehmen. 
Die Gemeindeprüfungsanstalt hat 
insofern ein geeignetes Rotations-
verfahren zur Anwendung zu brin-
gen.“ 

 

  

2. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 
 

„§ 2a 
Aufgaben auf dem Gebiet der Infor-

mationstechnologie 
 
(1) Die Gemeindeprüfungsanstalt fun-
giert auf dem Gebiet der Informations-
technik im Bereich der kommunalen 
Haushaltswirtschaft als Beratungs- und 
Koordinierungsstelle für die Kommu-
nen. Die Planungs-, Organisations-, 
Personal- und Finanzhoheit der Kom-
munen bleiben unberührt.  
 
(2) Die von der Gemeindeprüfungsan-
stalt für den kommunalen Bereich erar-
beiteten Standards und Empfehlungen 
in dem in Absatz 1 genannten Gebiet 
sind im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen zu veröffentlichen. 
Diese Standards und Empfehlungen 
können auch durch Bereitstellung im In-
ternet gemäß der Bekanntmachungs-
verordnung vom 26. August 1999 (GV. 
NRW. S. 516) in der jeweils geltenden 
Fassung mit der Maßgabe bekannt ge-
macht werden, dass auf die erfolgte Be-
reitstellung und die Internetadresse 
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nachrichtlich im Ministerialblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen hinzuweisen 
ist.  
 
(3) Die Gemeindeprüfungsanstalt kann 
für Produkte und Verfahren der Informa-
tionstechnik im Bereich der kommuna-
len Haushaltswirtschaft Zertifikate ver-
geben. 
 
(4) Die Gemeindeprüfungsanstalt tritt 
selbst nicht als Anbieter von Hardware, 
Software und Systemlösungen auf und 
erbringt keine Datenverarbeitungsleis-
tungen im Auftrag von Dritten. “ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. In § 9 Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-

ter „ihr Bestand nicht den Höchstbetrag 
von einem Drittel des Eigenkapitals er-
reicht hat“ durch die Wörter „die allge-
meine Rücklage einen Bestand in Höhe 
von mindestens 3 Prozent der Bilanz-
summe des Jahresabschlusses der Ge-
meindeprüfungsanstalt aufweist“ er-
setzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 9 
Haushaltswirtschaft und Prüfung 

 
(1) Für die Haushaltswirtschaft gelten, soweit 
nicht nachstehend eine andere Regelung ge-
troffen ist, die Vorschriften des 8. Teils der 
Gemeindeordnung mit Ausnahme der Vor-
schriften über die Auslegung der Haushalts-
satzung und des Jahresabschlusses sowie 
der Vorschriften über die Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzepts. Der Haushalt 
soll in jedem Jahr ausgeglichen sein. 
 
(2) In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage 
zusätzlich zur allgemeinen Rücklage als ge-
sonderter Posten des Eigenkapitals anzuset-
zen. Der Ausgleichsrücklage können Jahre-
süberschüsse durch Beschluss des Verwal-
tungsrats zugeführt werden, soweit ihr Be-
stand nicht den Höchstbetrag von einem 
Drittel des Eigenkapitals erreicht hat. 
 
(3) Die örtliche Prüfung der Gemeindeprü-
fungsanstalt wird durch Satzung geregelt. 
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4. § 10 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„(2) Für Prüfungsleistungen nach § 2 Ab-
satz 1 Satz 2, für Gutachten gemäß § 2 
Absatz 3 Satz 2 und für Beratungsleis-
tungen gemäß § 2 Absatz 4 erhebt die 
Gemeindeprüfungsanstalt Entgelte, die 
mindestens kostendeckend sein sollen.“ 
 

 § 10 
Entgelte 

 
(1) Die Gemeindeprüfungsanstalt erhebt für 
ihre Tätigkeit, mit Ausnahme der Prüfungen 
gem. § 2 Abs. 3 Satz 1, Gebühren in entspre-
chender Anwendung des Kommunalabga-
bengesetzes vom 21. Oktober 1969 (GV. 
NRW. S. 712), das zuletzt durch Gesetz vom 
15. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1150) ge-
ändert worden ist. Der Zeitraum für den Aus-
gleich von Kostenüberdeckungen und Kos-
tenunterdeckungen gemäß § 6 Absatz 2 
Satz 3 des Kommunalabgabengesetzes 
kann angemessen verlängert werden. 
 
(2) Für Gutachten gem. § 2 Abs. 3 Satz 2 und 
für Beratungen gem. § 2 Abs. 4 erhebt die 
Gemeindeprüfungsanstalt Entgelte, die min-
destens kostendeckend sein sollen. 
 

Artikel 6 
Änderung des Schuldendiensthilfegeset-

zes Nordrhein-Westfalen 
 
In § 5 Nummer 2 und 3 des Schuldendienst-
hilfegesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
15. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1154, 
ber. S. 1206) wird jeweils die Angabe „30“ 
durch die Angabe „48“ ersetzt. 

 

 Gesetz über die Leistung von  
Schuldendiensthilfen für Kredite zur  
Sanierung, Modernisierung und zum 
Ausbau der kommunalen Schulinfra-

struktur in Nordrhein-Westfalen  
(Schuldendiensthilfegesetz Nordrhein-

Westfalen) 
 

§ 5 
Rückforderung 

 
Die zuständige Bezirksregierung kann die 
nach diesem Gesetz gezahlten Schulden-
diensthilfen ganz oder teilweise von den 
Kommunen zurückfordern, wenn 
  
1. die Kredite gemäß § 1 nicht oder nicht 

vollständig für die Zwecke des Pro-
gramms „NRW.BANK.Gute Schule 
2020“ verwendet wurden, 

2. der NRW.BANK innerhalb von 30 Mo-
naten nach Auszahlung keine Bestäti-
gung der Kommune über die zweckent-
sprechende Verwendung der Kredite 
vorliegt, 

3. der NRW.BANK innerhalb von 30 Mo-
naten nach Auszahlung keine Bestäti-
gung der Kommune über das Vorliegen 
des Beschlusses über ein Konzept vor-

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10790&val=10790&seite=1150&sg=0&menu=1
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liegt, wie sie die im Rahmen des Pro-
gramms „NRW.BANK.Gute Schule 
2020“ eingeräumten Kreditkontingente 
in Anspruch nehmen will oder 

4. eine Veräußerung oder Zweckänderung 
eines Grundstücks nach § 4 ohne die in 
§ 4 Satz 2 vorgeschriebene Unterrich-
tung erfolgt und hierdurch über den in § 
4 Satz 1 genannten Zeitpunkt hinaus 
Schuldendiensthilfen geleistet werden. 

 
Artikel 7 

Inkrafttreten 
  
(1) Artikel 6 tritt mit Wirkung vom  
1. Januar 2017 in Kraft. 
 
(2) Artikel 4 Nummer 2 tritt am  
1. November 2020 in Kraft. 
 
(3) Artikel 1 Nummer 15 Buchstabe b tritt am 
1. Januar 2021 in Kraft. 
 
(4) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am  
1. Januar 2019 in Kraft. 
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Begründung zum  
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
 
Zweites Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements 
für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen und weiterer kom-
munalrechtlicher Vorschriften 
 
(2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz – 2. NKFWG NRW) 
 
Allgemeiner Teil der Begründung 
 
A. Ziel des Gesetzentwurfes 
 
Mit der Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements (im Folgenden kurz: NKF) 
zum 1. Januar 2005 wurde die gemeindliche Haushaltswirtschaft nach und nach auf die Doppik 
umgestellt. Ausgangspunkt war die Erkenntnis, dass das damalige kamerale Haushalts- und 
Rechnungswesen der Gemeinden die erforderlichen Informationen über Ressourcenaufkom-
men und -verbräuche für eine zeitgemäße Verwaltungssteuerung und Haushaltswirtschaft nur 
unzureichend darstellte.  
 
Ein Erstes Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements für 
Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen (NKFWG NRW) trat im 
Jahr 2012 in Kraft. Aus der damaligen gesetzlich vorgesehenen NKF-Evaluierung wurden 
Kenntnisse über den praktischen Umgang mit den neuen haushaltsrechtlichen Regelungen 
durch die Kommunen gewonnen, aber auch die Erfahrung gemacht, dass einzelne Bestim-
mungen einer Anpassung bedürfen. 
 
Auch im NKFWG NRW wurde eine Pflicht zur Evaluierung fortgeschrieben. Der Zwischenbe-
richt zur Evaluation auf der Grundlage von Artikel 10 § 1 des NKFWG NRW wurde dem Land-
tag mit der Drucksachen-Nummer 17/342 am 30. November 2017 zur Verfügung gestellt.  
 
Im Zuge der Führung der kommunalen Bücher in Form der doppelten Buchführung haben sich 
über das NKFWG NRW hinaus weitere Erkenntnisse ergeben, die eine Anpassung der Vor-
schriften über das gemeindliche Haushalts- und Rechnungswesen erforderlich machen.  
 
In der kommunalen Praxis zeigt sich insbesondere, dass – im Zuge – von kommunalen Haus-
haltsbewirtschaftungsmaßnahmen Investitionen in die Unterhaltung bzw. Erhaltung des ge-
meindlichen Anlagevermögens zeitlich gestreckt oder verschoben werden und somit ein steti-
ger Substanzverzehr in den gemeindlichen Bilanzen feststellbar ist. Vor dem Hintergrund der 
derzeitigen Verfasstheit des NKF sind diese Vorgänge in den Aufwand zu verbuchen und be-
lasten damit das jeweilige kommunale Jahresergebnis.  
 
Vor dem Hintergrund der derzeitigen wirtschaftlichen Situation in Nordrhein-Westfalen ver-
zeichnen zahlreiche Kommunen steigende Steuereinnahmen. Sofern die Kommunen eine 
steuerkraftabhängige Umlage an die nächsthöhere kommunale Ebene zu leisten haben, ist 
ihnen bisher eine Abbildung dieser ungewissen Verbindlichkeit (in der Zukunft) in der gemeind-
lichen Bilanz nicht gestattet.  
 
Um die Fähigkeit zum Haushaltsausgleich zu stärken, bedarf es darüber hinaus einer Anpas-
sung der Vorschriften über die sogenannte – im Eigenkapital angesiedelte – Ausgleichsrück-
lage. 
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Aus den gemeindlichen Erfahrungen mit der Erstellung und der Beratung von Gesamtab-
schlüssen ergibt sich, dass die damit erwartete Transparenz der kommunalen Mutter – der 
Stadt – zu ihren Unternehmensbeteiligungen überwiegend nicht im Ergebnis erzielt worden 
ist. Daher ist die Pflicht zum Erstellen eines Gesamtabschlusses auch in Abgrenzung zum 
derzeit ebenfalls zu erstellenden Beteiligungsbericht einer Kommune neu zu fassen.  
 
Die Vorschriften über die örtliche Rechnungsprüfung sind aus den vorliegenden Erkenntnissen 
einer Aktualisierung zu unterziehen – auch in Abgrenzung zum Tätigwerden der überörtlichen 
Prüfung durch die Gemeindeprüfungsanstalt Nord-rhein-Westfalen. 
 
 
B. Eckpunkte des Gesetzentwurfs: 
 
Mit dem Entwurf des „Zweiten Gesetzes zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Fi-
nanzmanagements für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nord-rhein-Westfalen  
(2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz – 2. NKFWG NRW)“ werden die erforderlichen Änderun-
gen in den landesgesetzlichen Rahmen zur Umsetzung gebracht. 
 
Der Gesetzentwurf enthält eine Anpassung der landesgesetzlichen Vorschriften in der Ge-
meindeordnung Nordrhein-Westfalen, der Kreisordnung Nordrhein-Westfalen, der Land-
schaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, in dem Gesetz über den Regio-
nalverband Ruhr, in dem Gesetz über den Landesverband Lippe, und in dem Gesetz über die 
Gemeindeprüfungsanstalt. 

 
1.  Wirklichkeitsprinzip trägt Besonderheiten der öffentlichen Verwaltung Rechnung  
 
Im Zuge der Erfahrungen mit dem Neuen Kommunalen Finanzmanagement in Nordrhein-
Westfalen hat sich gezeigt, dass die Führung einer öffentlichen Verwaltung Besonderheiten 
im Gegensatz zur Führung eines Unternehmens aufweist. Unverändert sind für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung durch die Gemeinden 
und Gemeindeverbände zur Anwendung zu bringen. Die sogenannten GoB werden überwie-
gend durch Einzelvorschriften geregelt, die für die Rechnungslegung anzuwenden sind. Diese 
entsprechen weitgehend den GoB des Handelsgesetzbuches, weichen jedoch bei kommuna-
len Besonderheiten von diesen ab. So ist das handelsrechtlich verankerte Vorsichtsprinzip im 
Vergleich zu seiner Entsprechung im Handelsgesetzbuch nur eingeschränkt wirksam. Dieses 
– bisher in Nordrhein-Westfalen verankerte Prinzip – wird mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
zum Wirklichkeitsprinzip weiterentwickelt.  
 
Die Anschaffungs- und Herstellungskosten für Vermögensgegenstände sind Ausfluss des im 
Handels- und Steuerrechts geltenden Nominalwertprinzips. Der neue Normtext lehnt sich an 
§ 253 HGB an, wobei allerdings die Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht – wie im HGB 
– die Obergrenze bilden, sondern eine feste Bemessungsgrundlage darstellen werden. Das 
handelsrechtliche Vorsichtsprinzip wird insoweit wegen der Unterschiede zwischen öffentli-
cher Verwaltung und Unternehmen durch das Wirklichkeitsprinzip ersetzt. Einzelheiten zur Be-
wertung werden verordnungsrechtlich und in Form von Anwendungshinweisen geregelt und 
erläutert. Hierdurch werden Erneuerungsinvestitionen in das gemeindliche Anlagevermögen 
partiell aktivierungsfähig; die kommunale Investitionsfähigkeit zur Erneuerung des für die Bür-
gerinnen und Bürger vorgehaltenen Anlagevermögens wie kommunale Straßen und Brücken, 
Schulen, Verwaltungsgebäude wird wieder gestärkt. 
 
Durch die zukünftige Zuaktivierungsfähigkeit wird der im § 1 Absatz 1 Satz 2 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen verankerte Grundsatz der Generationengerechtig-
keit im Hinblick auf die Finanzierung in besonderem Maße Genüge getan.  
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2.   Stärkung der Fähigkeit zum Haushaltsausgleich  
 
Die Fähigkeit der Kommunen, die Ausgleichsrücklage, die im Eigenkapital angesiedelt ist, aus 
einem vorhandenen Jahresüberschuss zu dotieren, wird verbessert. Die bisherige Beschrän-
kung in der Zuführung entfällt. Damit werden Kommunen in die Lage versetzt, Jahresüber-
schüsse künftig stärker als bisher zum Haushaltsausgleich aus der Ausgleichsrücklage ein-
setzen zu dürfen. Dies wird insbesondere bei den umlageberechtigten Körperschaften zu einer 
Verstetigung der Umlagegrundsätze führen. Anstelle oder zusätzlich zur Verwendung einer 
Ausgleichsrücklage zum Haushaltsausgleich im Ergebnisplan können die Kommunen zukünf-
tig einen globalen Minderaufwand in Höhe von 1 Prozent der Summe der ordentlichen Auf-
wendungen unter Angabe der zu kürzenden Teilpläne veranschlagen. 
 
3.  Bildung und Bewertung von Personal- und sonstigen Rückstellungen 
 
Im Zusammenhang mit den zu bildenden Rückstellungen für Pensionen und Versorgungsauf-
wendungen für die Beamtenschaft wird vorgesehen, dass Unterschiedsbeträge die aus Besol-
dungsanpassungen resultieren, über einen Zeitraum in der gemeindlichen Bilanz respektive in 
der Ergebnisrechnung angesammelt werden dürfen. Das Nähere hierzu wird im Wege der 
Rechtsverordnung geregelt. 
 
Darüber hinaus wird über den vorliegenden Gesetzentwurf den Kommunen in Nordrhein-West-
falen erstmals gestattet werden, für ungewisse Verbindlichkeiten aus steuerkraftabhängigen 
Umlagen eine Aufwandsrückstellung bilden zu dürfen. Dies wird dazu beitragen, die kommu-
nale Haushaltswirtschaft – auch im Verhältnis zu den Umlageverbänden – zu verstetigen.  
 
4. Erstmals Befreiungsmöglichkeit von der Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses 

bei Stärkung der Funktion des Beteiligungsberichtes 
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird erstmals der Möglichkeit, die es im Handelsgesetz-
buch gibt, Rechnung getragen, sich von der Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses 
unter den im Gesetzentwurf genannten Voraussetzungen befreien lassen zu können. Sofern 
eine kommunale Vertretungskörperschaft von der Befreiungsmöglichkeit zur Aufstellung eines 
Gesamtabschlusses Gebrauch macht, ist zwingend ein Beteiligungsbericht aufzustellen, über 
den die kommunale Vertretungskörperschaft Beschluss zu fassen hat. Das für Kommunales 
zuständige Ministerium wird – aus Gründen der Vergleichbarkeit der Beteiligungsberichte – 
durch Verwaltungsvorschrift ein Muster für den Beteiligungsbericht bekannt geben, welches 
pflichtig durch die Gemeinden und Gemeindeverbände zu verwenden sein wird. Hierdurch wird 
die Transparenz der Tätigkeiten einer Stadt als „Mutterunter-nehmen“ für die kommunalen 
Vertretungskörperschaften und für die Bürgerschaft wesentlich gestärkt werden. 
 
5.  Veränderungen bei den Vorschriften über die örtliche und die überörtliche Prüfung 
 
Die Regelungen über die örtliche Rechnungsprüfung werden neu gefasst: Mit dem Gesetzent-
wurf wird vorgelegt, dass Kreisfreie Städte und Große kreisangehörige Städte eine örtliche 
Rechnungsprüfung einzurichten haben. Mittlere kreisangehörige Städte können entweder eine 
eigene örtliche Rechnungsprüfung einrichten oder aber sich einer anderen örtlichen Rech-
nungsprüfung bedienen. Gemeinden ohne örtliche Rechnungsprüfung – also solche, die we-
der eine eigene örtliche Rechnungsprüfung eingerichtet noch sich einer anderen örtlichen 
Rechnungsprüfung bedient haben – können einen geeigneten Bediensteten als Rechnungs-
prüfer bestellen, sich eines anderen kommunalen Rechnungsprüfers oder eines Wirtschafts-
prüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedienen. Hierdurch wird die Fähigkeit zur 
interkommunalen Zusammenarbeit – auch über mögliche Kreisgrenzen hinweg – gestärkt. 
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Gleichzeitig wird neu geregelt, dass einer Leiterin oder einem Leiter der örtlichen Rechnungs-
prüfung nur durch Beschluss der kommunalen Vertretungskörperschaft mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln diese entzogen werden kann. In diesen Fällen besteht eine Anzeigepflicht gegen-
über der Aufsichtsbehörde.  
 
Die örtliche Prüfung der Eigenbetriebe und eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen wird der ört-
lichen Prüfung – bisher der Gemeindeprüfungsanstalt – übertragen. Damit wird eine bisher 
erforderliche „Schleife“ bei der Jahresabschlussprüfung der genannten Betriebe über die Ge-
meindeprüfungsanstalt beseitigt.  
 
Der örtlichen Rechnungsprüfung wird im Zuge einer weiteren gesetzlichen Änderung die Prü-
fung über die Wirksamkeit interner Kontrollen im Rahmen des Internen Kontrollsystems über-
tragen. Dem Internen Kontrollsystem kommt für die Haushalts- und Rechnungslegung der 
Kommunen eine wesentliche Rolle zu. Die Aufnahme in den Aufgabenkatalog der örtlichen 
Rechnungsprüfung stärkt zudem das örtliche Bewusstsein im Umgang mit internen Kontrollen 
und erforderlichen Aufgabentrennungen („Vier-Augen-Prinzip“) bei wesentlichen gemeindli-
chen Prozessen.  
 
Im Zuge der vorgetragenen Änderungen für die örtliche Rechnungsprüfung ergeben sich auch 
Änderungen für die überörtliche Prüfung: Diese soll künftig in jeder gemeinde und jedem Ge-
meindeverband alle fünf Jahre vorgenommen werden. Gleichzeitig wird – neu – geregelt, dass 
eine kommunale Vertretungskörperschaft über die gegenüber der Gemeindeprüfungsanstalt 
und der Aufsichtsbehörde abzugebende Stellungnahme in Bezug auf den Prüfungsbericht ent-
haltenen Feststellungen und Empfehlungen zu beschließen hat.  
 
Darüber hinaus erhält die Gemeindeprüfungsanstalt neue Aufgaben auf dem Gebiet der Infor-
mationstechnologie: Sie soll künftig als Beratungs- und Koordinierungsstelle für Informations-
technologie gegenüber den Kommunen fungieren. Darüber hinaus soll sie im Zusammenhang 
mit der Informationstechnologie Standards und Empfehlungen für den kommunalen Bereich 
erarbeiten. Die Planungs-, Organisations-, Personal- und Finanzhoheit der Kommunen bleibt 
unberührt. 
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Besonderer Teil der Begründung 
 
Artikel 1  
Änderung der Gemeindeordnung 
 
1. zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis) 
 
Redaktionelle Folgeänderung. 
 
 
2. zu § 3 „Aufgaben der Gemeinden“ 
 
Im Gesetz fehlte bislang das Vollzitat des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit. Es 
handelt sich um die erstmalige Nennung, die daher im Zuge der redaktionellen Überarbeitung 
anzupassen ist. 
 
 
3. zu § 41 „Zuständigkeiten des Rates“:   
 
a) § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe j 

 
In § 41 Absatz 1 Satz 2 wird – im Zuge der Einführung einer Befreiungsmöglichkeit über die 
Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses – neu geregelt, dass in diesem Falle, der Rat 
pflichtig über den dann zu erstellenden Beteiligungsbericht zu beraten und Beschluss zu fas-
sen hat. Damit wird für den Fall, dass der Rat von der neu geschaffenen Befreiungsmöglichkeit 
im Zusammenhang mit der Aufstellung eines Gesamtabschlusses (siehe zu § 116a) Gebrauch 
macht, die Befassung mit der Tätigkeit der jeweiligen Stadt als „Mutterunternehmen“ im Ver-
hältnis zu den jeweiligen Beteiligungen jährlich sichergestellt.  
 
b) § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe k 

 
Vor dem Hintergrund der im § 105 („Überörtliche Prüfung“) vorgenommenen Änderungen ist 
es erforderlich, den Katalog der Vorbehaltsaufgaben des Rates entsprechend zu ergänzen. 
Vgl. insoweit die Ausführungen zu § 105.  
 
In der Folge wird aus dem bisherigen Buchstaben k der Buchstabe l. Die weiteren Buchstaben 
verschieben sich jeweils um einen.  
 
c) § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstaben l bis q 
 
Redaktionelle Folgeänderung. 
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d) § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe r 
 
Die örtliche Rechnungsprüfung ist dem Rat unmittelbar verantwortlich und in ihrer sachlichen 
Tätigkeit ihm unmittelbar unterstellt. Im heutigen Normtext obliegt es dem Rat, die Aufgaben 
der örtlichen Rechnungsprüfung über die Pflichtaufgaben hinaus, zu erweitern. Die vorgetra-
gene Änderung formuliert diesen Ratsvorbehalt weitergehender – unter Berücksichtigung der 
im 10. Teil der Gemeindeordnung vorgetragenen Änderungen - und stärkt damit die Kontroll-
funktion des Rates gegenüber der Verwaltung.  
 
e) Absatz 1 Satz 2 Buchstaben s bis u 
 
Redaktionelle Folgeänderung. 
 
 
4. zu § 43 „Rechte und Pflichten der Ratsmitglieder“:  
 
§ 43 Absatz 3 GO enthält eine Auskunftspflicht der Rats- und Ausschussmitglieder über ihre 
wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse. Sinn und Zweck diese Auskunftspflicht ist es, 
eine mögliche Interessenkollision frühzeitig zu erkennen und drohenden Verstößen gegen das 
Mitwirkungsverbot nach § 31 GO rechtzeitig begegnen zu können. 
 
Daneben gilt seit März 2005 das Korruptionsbekämpfungsgesetz mit der Zielsetzung, Korrup-
tion zu bekämpfen. 
 
Die Mitteilungspflichten nach § 43 Absatz 3 Satz 1 und nach § 16 KorruptionsbG weisen zwar 
Überschneidungen auf, sind aber aufgrund ihrer unterschiedlichen Zielrichtung nicht de-
ckungsgleich. Die Mitteilungspflicht nach § 43 Absatz 1 Satz 1 GO bezieht sich auf alle wirt-
schaftlichen und persönlichen Verhältnisse, soweit diese für die Ausübung des Mandats von 
Bedeutung sein können. In diesen Zusammenhang können etwa das Grundvermögen inner-
halb des Gemeindegebiets, die entgeltliche Vertretung fremder Interessen oder die Erstattung 
von Gutachten, die die Gemeinde oder Einwohner der Gemeinde betreffen, relevant sein. 
Diese Mitteilungspflicht geht damit über die Aufzählung in § 16 KorruptionsbG hinaus. 
 
§ 43 Absatz 3 Satz 4 gibt zudem dem Rat die Möglichkeit Name, Anschrift, den ausgeübten 
Beruf sowie andere vergütete und ehrenamtliche Tätigkeiten zu veröffentlichen. Diese Mög-
lichkeit besteht neben den jährlichen Veröffentlichungspflichten nach dem KorruptionsbG, auf 
dessen ergänzende Anwendung daher zu verweisen ist. 
 
5. zu § 59 „Hauptausschuss, Finanzausschuss und Rechnungsprüfungsausschuss“  
 
a) § 59 Absatz 3 
 
§ 59 Absatz 3 wird neu gefasst. Es wird klargestellt, dass der Rechnungsprüfungsausschuss 
den gemeindlichen Jahresabschluss und den Lagebericht unter Einbezug des Prüfungsberich-
tes zu prüfen hat. Diese Prüfungspflicht konkretisiert die allgemeine Pflicht der Mitglieder einer 
Vertretungskörperschaft zur Überwachung des Verwaltungshandelns. Diese Überwachung ist 
ohne eine Prüfung der Rechnungslegung nicht möglich.  
 
Darüber hinaus ist die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes Voraussetzung 
für die Feststellung desselbigen und die Entlastung gemäß § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe j. 
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Über den Prüfungsbericht wird im Wesentlichen über die Rechtmäßigkeit der Rechnungsle-
gung Bericht erstattet; dieser entbindet nicht von einem eigenständigen Auseinandersetzen. 
Der Prüfungsbericht stellt sozusagen eine Unterstützung für die Mitglieder des Rechnungsprü-
fungsausschusses dar, sich ein eigenes Urteil bilden zu können.  
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss kann sich zur Prüfung des gemeindlichen Jahresabschlus-
ses und des Lageberichtes der örtlichen Rechnungsprüfung oder eines Dritten gemäß § 102 
Absatz 2 bedienen.  
 
Neu geregelt wird, dass die für die Jahresabschlussprüfung Verantwortlichen an der Sitzung 
des Rechnungsprüfungsausschusses, in der über den Jahresabschluss und den Lagebericht 
beraten wird, teilzunehmen haben. Deutlich hervorgehoben wird, über was die Prüfungsver-
antwortlichen gegenüber den Mitgliedern des Rechnungsprüfungsausschusses Stellung zu 
nehmen haben. Dies schließt insbesondere wesentliche Schwächen des gemeindlichen Inter-
nen Kontrollsystems, soweit dieses für das Haushalts- und Rechnungswesen einschlägig ist, 
ein. Diese Änderung berücksichtigt- genauso wie die vorgetragene Änderung im § 104 GO -  
mehrere in der jüngsten Vergangenheit aufgetretene Fälle von Fehlverhalten kommunaler Be-
schäftigter zu Lasten von Kommunen und stellt somit eine Stärkung der Wahrnehmung der 
Aufgaben des Rechnungsprüfungsausschusses – im Sinne der Überwachung der Verwaltung 
– auf der einen Seite wie der örtlichen Rechnungsprüfung auf der anderen Seite dar.  
 
Die Stärkung der gemeindlichen Überwachung der Rechnungslegung durch den Rechnungs-
prüfungsausschuss findet seinen Ausdruck darin, dass der Rechnungsprüfungsausschuss 
zum Ergebnis der Jahresabschlussprüfung – nicht zum Prüfungsbericht – schriftlich gegen-
über dem Rat Stellung zu nehmen hat, dem letztlich die Beschlussfassung über die Feststel-
lung des Jahresabschlusses obliegt.  
 
Die geänderten Vorschriften finden gleichsam auf die Prüfung eines Gesamtabschlusses und 
eines Gesamtlageberichtes Anwendung.  
 
b) § 59 Absatz 4 
 
Unter Berücksichtigung der Änderungen im § 59 Absatz 3 ergibt sich das Erfordernis, dass 
wenn ein Jahresabschluss, ein Gesamtabschluss und/oder die jeweiligen Lageberichte nach 
Vorlage des Prüfungsberichtes eine wesentliche Änderung erfahren, diese Änderungen ggf. 
einer Prüfungspflicht durch den Rechnungsprüfungsausschuss unterliegen. Über das Ergeb-
nis dieser Prüfung ist dem Rat analog zu § 59 Absatz 3 Satz 4 und 5 zu berichten.  
 
6. zu § 75 „Allgemeine Haushaltsgrundsätze“  
 
a) § 75 Absatz 2 
 
Der Haushalt muss in jedem Jahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein. Er ist ausge-
glichen, wenn der Gesamtbetrag der Erträge die Höhe des Gesamtbetrages der Aufwendun-
gen erreicht oder übersteigt.  
 
Nach der bestehenden Rechtslage des § 75 Absatz 2 Satz 3 gilt die Verpflichtung zum Haus-
haltsausgleich als erfüllt, wenn der Fehlbedarf im Ergebnisplan und der Fehlbetrag in der Er-
gebnisrechnung durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage gedeckt werden können.  
 
Trotz der Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten und unter Ausschöpfung aller Ertragsmöglich-
keiten (unter Wahrung der vorgetragenen Änderung zu § 77 Absatz 2) kann es sein, dass sich 
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in der Ergebnisplanung dennoch ein Jahresfehlbedarf für das künftige Haushaltsjahr einer 
Kommune ergibt.  
 
Über die Einführung des Satzes 4 in § 75 Absatz 2 hinaus wird die Gemeinde ermächtigt, 
anstelle oder zusätzlich zur Verwendung der Ausgleichsrücklage einen sogenannten globalen 
Minderaufwand ansetzen zu dürfen. Ein globaler Minderaufwand stellt eine pauschale Kürzung 
von Aufwendungen im Rahmen der Haushaltsplanung dar. Diese darf bis zu einem Betrag von 
1 Prozent der Summer der ordentlichen Aufwendungen unter Angabe der zu kürzenden Teil-
pläne veranschlagt werden. Die Änderung stärkt die Fähigkeit und den kommunalen Hand-
lungsspielraum im Rahmen der Haushaltsplanung zur Erlangung des geforderten Haushalts-
ausgleichs.  
 
 
b) § 75 Absatz 3 
 
In § 75 Absatz 3 wird die bisherige Beschränkung bei der Zuführung von Jahresabschlüssen 
in die Ausgleichsrücklage aufgehoben. Damit wird die Ausgleichsrücklage künftig die Funktion 
eines „Gewinnvortrages“ – wie aus dem Handelsrecht bekannt – erfüllen und damit die ge-
meindliche Flexibilität zum Haushaltsausgleich stärken.  
 
Die Zuführungsmöglichkeit ist dabei an die Voraussetzung gebunden, dass die allgemeine 
Rücklage einen Bestand in Höhe von mindestens 3 % der Bilanzsumme des Jahresabschlus-
ses der Gemeinde aufweist.  
 
Diese Eingangsschwelle ist erforderlich um sicherzustellen, dass zwischen dem Stadium des 
fiktiven Haushaltsausgleichs – über die Ausgleichsrücklage und künftig über den globalen Min-
deraufwand – und dem Stadium der Überschuldung ein Eigenkapitalpuffer verbleibt. Es soll 
nicht im Stadium der Überschuldung möglich sein, die Ausgleichsrücklage aufzufüllen, durch 
deren Einsatz den Haushalt eines Folgejahres fiktiv auszugleichen und so Aufsichtsregelun-
gen zu umgehen.  
 
Die Höhe von 3 % der Bilanzsumme entspricht dem durch die Gemeindeprüfungsanstalt Nord-
rhein-Westfalen im Rahmen der überörtlichen Prüfung der vergangenen Jahre als Resilienz-
größe für den Fall eines Einbruchs der Ertragsgrundlagen genutzten Eigenkapitalmaßstab.  
 
 
7. zu § 77 „Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung“  
 
a) § 77 Absatz 2 
 
Die gesetzlich festgelegte Rangfolge der Beschaffung der Finanzmittel bedingt, dass eine 
Kommune vor einer Steuererhebung (Absatz 2 Nummer 2) und einer Kreditaufnahme (Absatz 
4 neu) zunächst spezielle Entgelte zu erheben hat. Die Regelung geht von dem Grundsatz 
aus, dass derjenige, eine kommunale Leistung in Anspruch nimmt oder eine kommunale Ein-
richtung benutzt, die entstehenden Kosten in vertretbarem Umfang selbst tragen soll. Die Vor-
schrift in § 77 Absatz 2 Nummer 1 tritt zugleich der Entwicklung entgegen, auf angemessene 
Gegenleistungen zu verzichten und den Aufwand für die der einzelnen Bürgerin oder dem 
einzelnen Bürger besonders zugutekommenden Leistungen aus allgemeinen Deckungsmitteln 
zu bestreiten.   
 
Wie bisher hat die Gemeinde eigenverantwortlich darüber zu entscheiden, in welchem Aus-
maß und in welcher Höhe Entgelte im Rahmen des wirtschaftlich Gebotenen und sozial Ver-
tretbaren festzusetzen sind. Somit hat auch die Aufsichtsbehörde dieses Ermessen und den 
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Beurteilungsspielraum der Gemeinde bei der Beschaffung ihrer Finanzmittel zu berücksichti-
gen.  
 
b) § 77 Absatz 3 neu 
 
Der neu eingefügte § 77 Absatz 3 ist so zu verstehen, dass die Abgaben erhebende kommu-
nale Körperschaft nach Möglichkeit auf die wirtschaftliche Situation der Abgabepflichtigen 
Rücksicht nehmen sollen. Dieser Grundsatz ist bereits aus § 9 der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW 
S. 90) geändert wurde, im Verhältnis des Kreises zu den kreisangehörigen Gemeinden und 
den Abgabepflichtigen bekannt.  
 
Die Verankerung eines entsprechenden Grundsatzes in der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen im Verhältnis einer Gemeinde oder Stadt zu den abgabepflichtigen Bür-
gerinnen und Bürgern fehlte indes bisher.  
 
Dabei ist auf die gesamte Abgabenlast der Abgabepflichtigen zum Maßstab zu nehmen, nicht 
die Belastung Einzelner mit Abgaben. Eine allgemeingültige und damit bezifferbare Belas-
tungsgrenze lässt sich hingegen nicht definieren.  
 
In der Folge des neu eingefügten Absatzes 3 wird der bisherige Absatz 3 zu Absatz 4.  
 
 
8. zu § 83 „Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen“  
 
a) § 83 Absatz 1 Satz 2 

 
Die Deckung muss bislang bei überplanmäßigen Aufwendungen stets im laufenden Haushalts-
jahr gewährleistet sein. Insbesondere mit Blick auf die deutliche Sozial- und Personalauf-
wandsquote der Gemeinden ist dies nicht sachgemäß, da es dazu führt, dass in diesen Fällen 
auch bei offensichtlicher Unabweisbarkeit faktisch keine überplanmäßige Aufwendung getätigt 
werden darf. Es ist daher geboten, diesbezüglich auf eine Sollvorschrift überzugehen: danach 
ist die Deckung im laufenden Haushaltsjahr darzustellen, soweit keine ausnahmsweise Ab-
weichung geboten ist. 

 
b) § 83 Absatz 1 Satz 3 

 
Zwischen dem bestellten und dem beauftragten Kämmerer wird nach örtlichen Erfordernissen 
und nicht nur nach dem Haushaltsrecht differenziert: Aus § 83 Absatz 1 GO NRW und § 24 
Absatz 1 Gemeindehaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen ergibt sich, dass die bestellte 
Kämmerin oder der bestellte Kämmerer, ansonsten die Bürgermeisterin oder der Bürgermeis-
ter in bestimmten Fällen entscheidet. Die beauftragte Kämmerin oder der beauftragte Kämme-
rer darf in diesen beiden Fällen nicht entscheiden, auch wenn sie oder er ansonsten die glei-
chen Aufgaben und die gleiche Funktion wahrnimmt, wie die bestellte Kämmerin oder der be-
stellte Kämmerer.  
 
Da die Kämmerin oder Kämmerer insgesamt die Finanzverantwortung in der Gemeinde trägt, 
wird auf die bisher in § 83 Absatz 1 Satz 3 enthaltene Differenzierung verzichtet.  
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9. zu § 86 „Kredite“  
 
a) Absatz 1 
 
aa) Zu Satz 1 
 
Redaktionelle Anpassung des Verweises infolge der Änderung der Absatzreihenfolge des  
§ 77. 
 
bb) Zur Anfügung zusätzlicher Sätze 
 
Die zahlreichen ungesicherten Fremdwährungskredite der Vergangenheit haben Risiken für 
kommunale Haushalte aufgezeigt, die es künftig zu vermeiden gilt. Daher gilt es, die klare 
Verbindung zu einem Währungssicherungsgeschäft auch gesetzlich vorzusehen. Ergänzende 
Eingrenzungen sind Gegenstand erlassweiser Regelungen. 
 
b) Absatz 4 
 
Bei einer stärker werdenden elektronischen Abwicklung von Verwaltungsvorgängen wird der-
zeit bei der Bestellung von Sicherheiten gleichwohl noch ausdrücklich eine schriftliche Anzeige 
über die Entscheidung der Gemeinde an ihre Aufsichtsbehörde verlangt.  
 
Daher werden die derzeit in der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen geregelten Schriftfor-
merfordernisse zur Beförderung der elektronischen Abwicklung von Verwaltungsvorgängen 
angepasst. Damit wird auf das ausdrückliche Schriftformerfordernis verzichtet.  
 
 
10. zu § 87 „Sicherheiten und Gewährleistungen für Dritte“  
 
Bei einer stärker werdenden elektronischen Abwicklung von Verwaltungsvorgängen wird der-
zeit bei der Bestellung von Sicherheiten gleichwohl noch ausdrücklich eine schriftliche Anzeige 
über die Entscheidung der Gemeinde an ihre Aufsichtsbehörde verlangt.  
 
Daher werden die derzeit in der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen geregelten Schriftfor-
merfordernisse zur Beförderung der elektronischen Abwicklung von Verwaltungsvorgängen 
angepasst. Damit wird auf das ausdrückliche Schriftformerfordernis verzichtet.  
 
11. zu § 88 „Rückstellungen“  
 
§ 88 wird neu gefasst: Die Änderung stellt eine Anpassung des Regelungsinhaltes in der nord-
rhein-westfälischen Gemeindeordnung an den Regelungsinhalt des Handelsrechts in § 249 
HGB dar. Hierdurch wird es den Gemeinden und Gemeindeverbänden künftig ermöglicht, bei-
spielsweise Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aus steuerkraftabhängigen Um-
lagen passivieren zu dürfen. Die Höhe dieses unter den Sonstigen Rückstellungen zu zeigen-
den Ansatzes ergibt sich ganz allgemein aus dem Produkt des aktuellen Hebesatzes der je-
weiligen Umlage und der umlagerelevanten Steuermehreinnahmen des Haushaltsjahres.  
 
Bei der Rückstellungsbildung sind nur solche Sachverhalte zu berücksichtigen, die eine künf-
tige Zahlungsverpflichtung der Kommune, begründet in dem Haushaltsjahr, auslösen. Prog-
nostizierte Mindereinnahmen berechtigen nicht zur Bildung einer Rückstellung.  
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§ 88 Absatz 2 dient zur Klarstellung, dass Rückstellungen nur aufgelöst werden dürfen, soweit 
der Grund hierfür entfallen ist. 
 
Die zur optimalen Umsetzbarkeit in der Praxis erforderlichen weiteren Konkretisierungen der 
neuen Regelungen zur Rückstellungsbildung sowie -auflösung werden separat im Wege der 
Rechtsverordnung nach § 133 Absatz 1 Nummer 3 bestimmt. 
 
 
12. zu § 90 „Vermögensgegenstände“  
 
Gemäß § 90 Absatz 3 Satz 1 darf eine Gemeinde Vermögensgegenstände, die sie auf abseh-
bare Zeit zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht benötigt, veräußern. Dies schließt unbebaute und 
bebaute Grundstücke ein. Ob die Gemeinde einen Vermögensgegenstand zur Aufgabenerfül-
lung nicht (mehr) benötigt und es daher veräußern will, entscheidet die Gemeinde nach pflicht-
gemäßem Ermessen.  
 
Die Veräußerung im Sinne des § 90 Absatz 3 Satz 1 umfasst dabei jede Verfügung mit dem 
Ziel, das Eigentum auf einen Dritten zu übertragen, oder ein Recht an einen Anderen abzutre-
ten. Neben dem Verkauf, der Schenkung oder dem Tausch wird hiervon auch die Übertragung 
beispielsweise von Erbbaurechten der Kommune auf Dritte sowie die Bestellung von Erbbau-
rechten an kommunalen Grundstücken zugunsten Dritter erfasst.  
 
Dabei gilt es, das Zulässigkeitskriterium in § 90 Absatz 3 Satz 2 zu beachten. Vermögensge-
genstände dürfen in der Regel nur zu ihrem vollen Wert veräußert werden. Bei Grundstücken 
ist hierunter der Verkehrswert im Sinne von § 194 des Baugesetzbuches (BauGB) zu verste-
hen.  
 
Nach dieser Vorschrift wird der Verkehrswert durch den Preis bestimmt, der in dem Zeitpunkt, 
auf den sich die Ermittlung bezieht, im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach den rechtlichen 
Gegebenheiten und tatsächlichen Eigenschaften, der sonstigen Beschaffenheit und der Lage 
des Grundstücks ohne Rücksicht auf ungewöhnliche oder persönliche Verhältnisse zu erzielen 
wäre. 
 
Der Verkehrswert eines Grundstücks wird durch ein Verkehrswertgutachten, vorzugsweise 
durch den Gutachterausschuss für die Ermittlung von Grundstückswerten oder einen öffentlich 
bestellten und vereidigten Sachverständen, durch das auf eine öffentliche Ausschreibung ein-
gegangene Höchstgebot oder – bei unbebauten Grundstücken – auf der Grundlage des Bo-
denrichtwertes nach § 196 BauGB ermittelt.  
 
Durch das Einfügen der Sätze 3 bis 5 in den § 90 Absatz 3 ist künftig eine Ausnahme von dem 
Zulässigkeitskriterium in § 90 Absatz 3 Satz 2 vorgesehen, und zwar für den Fall, dass die 
Veräußerung des Vermögensgegenstandes im öffentlichen Interesse ist.  
 
Dies gilt gemäß § 90 Absatz 3 Satz 4 insbesondere für Veräußerungen zur Förderung von 
sozialen Einrichtungen, des öffentlich-geförderten Wohnungsbaus, des Denkmalschutzes und 
der Bildung privaten Eigentums unter sozialen Gesichtspunkten. Eine verbilligte Grundstücks-
abgabe an Wirtschaftsunternehmen als Maßnahme der direkten Wirtschaftsförderung hinge-
gen ist in der Regel schon nach dem Recht der Europäischen Union unzulässig (§ 90 Absatz 3 
Satz 5). 
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Die Veräußerung von Grundstücken unter dem Verkehrswert muss durch klare und nachvoll-
ziehbare Beschlüsse des Rates begründet werden. Dies setzt in jedem Fall zunächst die Fest-
stellung des vollen Wertes und sodann die Begründung der politischen Entscheidung zur Ab-
senkung des Kaufpreises auf eine vom Gremium gewollte Höhe voraus. Ferner soll die Ange-
messenheit von Nachlässen an Kriterien ausgerichtet sein, die eine Übertragung auf vergleich-
bare Fälle zulassen.  
 
13. zu § 91 „Inventar, Inventur und allgemeine Bewertungsgrundsätze“  
 
a) § 91 Absatz 1 
 
§ 91 Absatz 1 wird inhaltlich an den Normtext des § 240 Absatz 1 HGB angepasst und stellt 
den Grundsatz über die jährliche Erstellung des Inventars für Zwecke des aufzustellenden 
Jahresabschlusses dar.  
 
b) § 91 Absatz 2 und Absatz 3 
 
§ 91 Absatz 2 regelt den Grundsatz, dass körperliche Vermögensgegenstände durch eine kör-
perliche Bestandsaufnahme (Inventur) zu erfassen sind, soweit durch Gesetz oder durch 
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist. Die Aufstellung des Inventars hat dabei inner-
halb der einem ordnungsgemäßen Geschäftsgang entsprechenden Zeit zu erfolgen. 
 
c) § 91 Absatz 4 
 
§ 91 Absatz 3 Satz 1 regelt die allgemeinen Bewertungsgrundsätze für das in der Bilanz aus-
zuweisende Vermögen, die Sonderposten, die Rückstellungen, die Verbindlichkeiten und die 
Rechnungsabgrenzungsposten; die Bewertung richtet sich nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung.  
 
§ 91 Absatz 3 Satz 2 führt im Weiteren ausdrücklich genannte allgemeine Bewertungsgrund-
sätze auf (Nummer 1 bis 5), enthält aber auch weitere, implizite Bewertungsgrundsätze, die 
sich aus der nicht abschließenden Aufzählung durch die Verwendung des Wortes „insbeson-
dere“ sowie aus Absatz 4 ergeben.  
 
Da es sich bei den in § 91 Absatz 3 Satz 2 aufgeführten Grundsätzen um normierte und damit 
kodifizierte Grundsätze handelt, ergibt sich die Vorgabe zu deren Beachtung aus § 95 Absatz 
1, der zur Aufstellung des Jahresabschlusses nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung verpflichtet.  
 
Die Grundsätze der Nummern 1 bis 5 sind von Gleichrangigkeit gekennzeichnet, da den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung ein Vorrang- bzw. ein Nachrangverhältnis grund-
sätzlich fremd ist.    
 
Nummer 1 entspricht dem Wortlaut aus § 252 Absatz 1 Nummer 1 HGB und regelt den Grund-
satz der Bilanzidentität. Dies bedeutet auf der einen Seite, dass die Wertansätze der Eröff-
nungsbilanz eines Haushaltsjahres mit den Wertansätzen der Schlussbilanz des vorhergehen-
den Haushaltsjahres übereinstimmen müssen. Dies beinhaltet gleichsam, dass die Form und 
die Gliederung der Bilanzposten beibehalten wird.  
 
§ 91 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 nimmt den Grundsatz der Einzelbewertung der Vermögens-
gegenstände, Sonderposten, Rückstellungen, Verbindlichkeiten und Rechnungsabgrenzungs-
posten auf. Der Grundsatz der Einzelbewertung bedingt, dass ein Wertausgleich zwischen 
Vermögensgegenständen und Schulden verhindert wird.  
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§ 91 Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 nimmt – neu – die Weiterentwicklung des nordrhein-westfäli-
schen kommunalen Haushalts- und Rechnungswesen hin zum Wirklichkeitsprinzip auf: Es ist 
wirklichkeitsgetreu zu bewerten. Damit wird künftig für die kommunale Doppik in Nordrhein-
Westfalen in Abweichung vom Handelsrecht das Wirklichkeitsprinzip zum Grundsatz erhoben. 
Die handelsrechtlichen Vorschriften, die bisher und auch weiterhin das nordrhein-westfälische 
kommunale Finanzmanagement prägen, sind vorrangig auf die Bedürfnisse der Gläubiger von 
Unternehmen zugeschnitten. Denn: Die Gläubiger einer Unternehmung sind die Bilanzadres-
saten, die durch einen Jahresabschluss informiert werden sollen. Der vorrangige Rechnungs-
legungszweck des Handelsrechtes ist daher der Gläubigerschutz.  
 
Im Gegensatz dazu ist der Zweck einer kommunalen Verwaltung vorrangig auf die Sicherstel-
lung der (jeweiligen) Aufgabenerfüllung gerichtet. Vor diesem Hintergrund ist auch die Auf-
nahme des sogenannten „Going-Concern-Prinzips“ (Bewertung unter der Annahme der Un-
ternehmensfortführung) als ein Systemgrundsatz des HGB, welches sich im Handelsrecht in 
§ 252 Absatz 1 Nummer 2 HGB wiederfindet, in das Recht über das kommunale Finanzma-
nagement entbehrlich. Dies liegt darin begründet, dass sich eine Kommune zwar überschulden 
kann, aber nicht aufgrund dessen insolvent geht (§ 128 Absatz 2 der Gemeindeordnung).  
 
Aus diesem Grund ist die vollumfängliche Anwendung des handelsrechtlichen Vorsichtsprin-
zips, abgeleitet aus dem Rechnungslegungszweck des Gläubigerschutzes, auf das Tätigwer-
den öffentlicher Verwaltungen und dem Zweck der Sicherstellung der jeweiligen Aufgabener-
füllung nicht sachgerecht: Daher wird, nach über zwölf-jähriger Erfahrung mit dem nordrhein-
westfälischen kommunalen Finanzmanagements an dieser Stelle eine wesentliche Weiterent-
wicklung vorgenommen: Die Hinwendung zum Wirklichkeitsprinzip. Das Wirklichkeitsprinzip 
ist nicht mit einer reinen Marktwertbetrachtung gleichzusetzen, so dass es auch in Zukunft zur 
Bildung stiller Reserven durch einen wirklichkeitsgetreuen Ansatz kommen kann.  
 
§ 91 Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 Satz 1 wird durch den Grundsatz der Stichtagsbewertung, 
wie dieser aus § 252 Absatz 1 Nummer 4 HGB bekannt ist, ergänzt. Der Grundsatz der Stich-
tagsbewertung erfordert, dass die am Abschlussstichtag vorliegenden tatsächlichen Verhält-
nisse für die jeweilige Bewertung maßgeblich sind. Dies gilt für vorhersehbare Risiken und 
Verluste auch dann, wenn diese im Wertaufhellungszeitraum (Zeitraum zwischen Abschluss-
stichtag und Aufstellung des Jahresabschlusses) bekannt werden. § 91 Absatz 3 Satz 2 Num-
mer 3 Satz 3 stellt – wie bisher sicher – dass nur realisierte Gewinne Eingang in die Rech-
nungslegung der Gemeinden und Gemeindeverbände finden; eine Berücksichtigung unreali-
sierter Erträge bzw. Gewinne scheidet aus (Realisationsprinzip). Die Aktivierung nachträgli-
cher Anschaffungs- oder Herstellungskosten wird vom Gewinnrealisationsprinzip – vor dem 
Hintergrund einer wirklichkeitsgetreuen Bewertung – nicht berührt. Ferner sind Zuschreibun-
gen aufgrund von Wertaufholungen für vorangegangene außerplanmäßige Abschreibungen 
zulässig.  
 
§ 91 Absatz 3 Satz 2 Nummer 4 bestimmt den Grundsatz der Periodenabgrenzung und ent-
spricht § 252 Absatz 1 Nummer 5 HGB. Um die Gewährleistung eines periodengerechten Jah-
resergebnisses sicherzustellen, sind Aufwendungen und Erträge in dem Haushaltsjahr zu er-
fassen, in dem sie wirtschaftlich verursacht sind – unabhängig vom tatsächlichen Zahlungs-
zeitpunkt.  
 
§ 91 Absatz 3 Satz 2 Nummer 5 normiert den Grundsatz der Bewertungsstetigkeit und ent-
spricht § 252 Absatz 1 Nummer 6 HGB: Die auf den vorangegangenen Jahresabschluss an-
gewandten Bewertungsmethoden sollen beibehalten werden. Der Grundsatz sichert somit die 
Vergleichbarkeit der in einem Jahresabschluss enthaltenen Informationen über die Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes.  
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d) § 91 Absatz 5 
 
§ 91 Absatz 5 sieht – analog zu § 252 Absatz 2 HGB – vor, dass nur in begründeten Ausnah-
mefällen von den in § 91 Absatz 4 enthaltenen allgemeinen Bewertungsgrundsätzen abgewi-
chen werden darf.    
 
 
14. zu § 92 „Eröffnungsbilanz“  
 
Das Gesetz über ein Neues Kommunales Finanzmanagement für Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen (Kommunales Finanzmanagementgesetz NRW – NKFG NRW) trat am 1. Januar 
2005 in Kraft. Seit diesem Zeitpunkt haben sämtliche Gemeinden und Gemeindeverbände in 
Nordrhein-Westfalen unter Berücksichtigung eines Übergangszeitraumes eine Eröffnungsbi-
lanz nach dem System der doppelten Buchführung erstellt.  
 
Die nun vorgetragenen Änderungen dienen der Verschlankung des Gesetzes und führen zu 
keinen nachträglichen, rückwirkenden Änderungen bei dem Ansatz und der Bewertung von 
Vermögensgegenständen, Sonderposten, Rückstellungen, Verbindlichkeiten und Rechnungs-
abgrenzungsposten.  
 
Durch die Beibehaltung des bisherigen § 92 Absatz 3 (neu: § 92 Absatz 2) ist sichergestellt, 
dass die damals ermittelten Wertansätze, im Besonderen für die Bewertung des Vermögens 
weiterhin als Anschaffungs- oder Herstellungskosten Fortwirkung entfalten. Die bisherigen Re-
gelungen aus § 92 Absatz 4 und 5 werden in einem neuen Absatz 3 zusammengeführt und an 
die Änderungen in § 59 Absatz 3 angepasst.  
 
Unverändert gilt über § 92 Absatz 5 (bisher: § 92 Absatz 7), dass Wertansätze letztmals eine 
Berichtigung im vierten der Eröffnungsbilanz folgenden Jahresabschlusses haben entfalten 
dürfen. Dies ist sachgerecht, da sämtliche der betroffenen Gemeinden und Gemeindever-
bände inzwischen über einen langjährigen Erfahrungshorizont mit der Anwendung des Neuen 
Kommunalen Finanzmanagements verfügen.  
 
 
15. zu § 94 „Übertragung der Finanzbuchhaltung“  
 
a) § 94 Absatz 1 
 
Der künftige § 94 Absatz 1 entspricht dem bisherigen Regelungsinhalt aus § 94. Sofern die 
Aufgabenerfüllung für die Finanzbuchhaltung ganz oder teilweise von einer Stelle außerhalb 
der Gemeindeverwaltung besorgen werden soll, ist der Beschluss hierüber künftig aus Grün-
den der Transparenz der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 
 
b) § 94 Absatz 2 
 
Im Zusammenhang mit der Automation von Fachverfahren wird aus der kommunalen Familie 
verstärkt der Wunsch nach Standardisierung und einheitlichen Vorgaben für den Einsatz von 
Fachprogrammen vorgetragen. Über § 94 Absatz 2 wird neu und erstmals geregelt, dass nur 
solche Fachprogramme verwendet werden dürfen, die von der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen zugelassen worden sind.  
 
Der Vorteil dieser Änderung liegt darin, dass der Einsatz von Fachprogrammen vor Ort nicht 
jeweils neu auf Rechtsanforderungskonformität geprüft werden muss. Die bisherige Prüfung – 
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auch unter Berücksichtigung von IT-Standards im Rahmen des Jahresabschlusses – stellt ei-
nen übermäßigen Aufwand dar.  
 
Diese Prüfung kann und soll landeseinheitlich durch die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-
Westfalen, die als Teil der Aufsicht über die entsprechende Fachexpertise in landesweitem 
Überblick verfügt, durchgeführt werden. Für die Anbieter von Fachverfahren wiederum bietet 
die damit gegebene landesweit einheitliche Zulassung die Sicherheit, dass ihre Programme 
den rechtlichen Anforderungen genügen und einem Marktzutritt keine aufwendigen Einzelprü-
fungen vor Ort voranzugehen haben. 
 
Um eine ausreichende Vorbereitung der dazu notwendigen Umsetzungsschritte in der Praxis 
zu gewährleisten, findet das neue Zulassungsverfahren erst ab dem 1. Januar 2021 Anwen-
dung (vgl. dazu die Inkrafttretensregelung, Art. 7 Absatz 2 Satz 1). 
 
 
16. zu § 95 „Jahresabschluss“  
 
a) § 95 Absatz 1 
 
§ 95 Absatz 1 Satz 1 normiert die Aufstellungspflicht über einen Jahresabschluss für jede Ge-
meinde und jeden Gemeindeverband. Der Aufstellungsgrundsatz ist Teil der kodifizierten 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. § 95 Absatz 1 Satz 2 übernimmt den aus dem 
Handelsrecht (§ 243 Absatz 2 HGB) bekannten Grundsatz der Klarheit und Übersichtlichkeit 
in das kommunale Haushalts- und Rechnungswesen. § 95 Absatz 1 Satz 3 beinhaltet den 
Grundsatz der Vollständigkeit unter Ergänzung der kommunal relevanten Ein- und Auszahlun-
gen (vgl. insoweit § 246 Absatz 1 HGB). Vermögensgegenstände sind in die Bilanz der Ge-
meinde bzw. des Gemeindeverbandes aufzunehmen, sofern sie dieser bzw. diesem wirt-
schaftlich zuzurechnen sind. Auf der Passivseite der Bilanz ergibt sich hieraus ebenfalls keine 
Veränderung: Schulden sind in der Gemeinde bzw. dem Gemeindeverband zu passivieren, 
sofern sie dieser bzw. diesem rechtlich zugeordnet werden können (Grundsatz der wirtschaft-
lichen Zurechnung).  
 
§ 95 Absatz 1 Satz 4 beinhaltet die Generalnorm und damit die zentrale Vorschrift für die 
Gestaltung des gemeindlichen Jahresabschlusses und entspricht der zentralen Norm aus 
§ 264 Absatz 2 Satz 1 HGB. Die Verwendung des Begriffes „Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung“ ist dabei ebenfalls von zentraler Bedeutung, da diese den übergeordneten Maß-
stab für die Ordnungsmäßigkeit der jeweiligen Jahresabschlüsse herstellt.  

 
b) § 95 Absatz 2 
 
§ 95 Absatz 2 nimmt den bisherigen Regelungsinhalt aus § 95 Absatz 1 Sätze 3 und 4 auf und 
überführt diesen in einen eigenständigen Absatz. Materiell-rechtliche Änderungen ergeben 
sich hieraus nicht.  
 
c) § 95 Absatz 3 
 
Bisher sah § 95 Absatz 2 vor, dass am Schluss des Lageberichtes Angaben über die Mitglieder 
des Verwaltungsvorstandes, die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister, die Kämmerin oder 
den Kämmerer sowie zu den Mitgliedern des Rates aufzunehmen sind.  
 
In Übereinstimmung mit den Vorschriften aus dem Handelsrecht werden diese Pflichtangaben 
in den Anhang verlagert (vgl. dort § 285 Nummer 9 HGB) und sind dort unter den „Sonstigen 
Pflichtangaben“ abzubilden. Änderungen im Umfang der Angabepflichten ergeben sich nicht.   
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d) § 95 Absatz 4 
 
§ 95 Absatz 4 normiert erstmals in der Gemeindeordnung die Anlagen, die dem Anhang des 
gemeindlichen Jahresabschlusses pflichtig beizufügen sind. Diese umfassen einen Anlagen-
spiegel, einen Forderungsspiegel, einen Eigenkapitalspiegel, einen Verbindlichkeitenspiegel 
sowie eine Übersicht über die in das folgende Jahr übertragenen Haushaltsermächtigungen.  
 
e) § 95 Absatz 5 
 
In der Folge wird der bisherige § 95 Absatz 3 zu § 95 Absatz 5. Im Satz 1 werden nach den 
Worten „Entwurf des Jahresabschlusses“ die Worte „und des Lageberichtes“ ergänzt. Der La-
gebericht stellt ein rechtlich und funktional eigenständiges Rechnungslegungsinstrument dar. 
Er erläutert den Jahresabschluss und ergänzt diesen um Informationen über den Haushalts-
verlauf und die Lage der Gemeinde. Dem Lagebericht kommt eher eine prognostische Funk-
tion zu, auch wenn er gleichzeitig eine Rechenschaftsfunktion beinhaltet. Vor dem Hintergrund 
seiner rechtlichen und funktionalen Eigenständigkeit ist er gesondert aufzuführen.  
 
 
17. zu § 96 „Feststellung des Jahresabschlusses und Entlastung“ 
 
§ 96 Absatz 1 
 
Der neu in den § 96 Absatz 1 eingefügte Satz 3 bewirkt mit Blick auf die mit der Neuregelung 
des § 75 Absatz 3 erfolgende unbeschränkte Zuführungsmöglichkeit zur Ausgleichsrücklage, 
sofern ein Mindestbestand der allgemeinen Rücklage von 3 % der Bilanzsumme nicht unter-
schritten wird, dass dieser letztere Eigenkapitalpuffer, der zwischen der Möglichkeit zum fikti-
ven Haushaltsausgleich und dem Eintritt der Überschuldung liegt, im Fall seines Einsatzes im 
Rahmen des Verwendungsbeschlusses nachhaltig in seinem Bestand gesichert wird. Soweit 
in den Jahresabschlüssen der letzten drei vorhergehenden Haushaltsjahre aufgrund entstan-
dener Fehlbeträge der Ergebnisrechnung die allgemeine Rücklage reduziert wurde, ist daher 
ein Jahresüberschuss insoweit zunächst der allgemeinen Rücklage zuzuführen. Letztlich wird 
damit auch die dauerhafte Möglichkeit der Gemeinde zur künftigen Nutzung der Ausgleichs-
rücklage als Schwankungsreserve gesichert. 
 
In der Folge der Einfügung des neuen Satzes 3 werden die bisherigen Sätze 3 bis 5 zu den 
Sätzen 4 bis 6.  
 
 
18. zu § 101 „Örtliche Rechnungsprüfung“  
 
In der bisher geltenden Gemeindeordnung beginnt der „10. Teil: Rechnungsprüfung“ mit § 101 
„Prüfung des Jahresabschlusses, Bestätigungsvermerk“, während die eigentliche Definition 
der örtlichen Rechnungsprüfung erst als § 102 folgt.  
 
Im Zuge des Gesetzentwurfes wird die Reihenfolge der Regelungen verändert, so dass der 
10. Teil nun mit der Definition der örtlichen Rechnungsprüfung beginnt und sich daran erst die 
Aufgabenbeschreibungen anschließen.  
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a) § 101 Absatz 1 
 
§ 101 Absatz 1 (bisher: § 102 Absatz 1) regelt – neu – in nach Größenklassen abgestufter Art, 
welche Gemeinde eine örtliche Rechnungsprüfung einzurichten hat. Mit dem Gesetzentwurf 
haben kreisfreie Städten und Große kreisangehörige Gemeinden pflichtig eine örtliche Rech-
nungsprüfung einzurichten. Der bisher geltende § 102 Absatz 1 sah darüber hinaus vor, dass 
auch mittlere kreisangehörige Gemeinden eine solche einzurichten haben.  
 
In dem neu gestalteten § 101 Absatz 1 Satz 2 können nun mittlere kreisangehörige Gemeinden 
entweder eine eigene örtliche Rechnungsprüfung einrichten oder aber – abschließend – sich 
einer anderen örtlichen Rechnungsprüfung bedienen. Gemeinden ohne örtliche Rechnungs-
prüfung – also solche, die weder eine eigene örtliche Rechnungsprüfung eingerichtet noch 
sich einer anderen örtlichen Rechnungsprüfung bedient haben – können einen geeigneten 
Bediensteten als Rechnungsprüferin oder als Rechnungsprüfer bestellen oder sich eines an-
deren kommunalen Rechnungsprüfers oder eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft bedienen.  
 
Die Vorschriften des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit – GkG – gelten entspre-
chend.  
 
Durch die Änderungen wird der auf der einen Seite dem Wunsch nach einer verstärkten inter-
kommunalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der örtlichen Rechnungsprüfung – unabhängig 
von der Zugehörigkeit zu einem Kreis – Rechnung getragen. Das „Bedienen“ einer mittleren 
kreisangehörigen Gemeinde auf dem Gebiet der örtlichen Rechnungsprüfung erfolgt im Wege 
einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung mit der betreffenden anderen Gemeinde oder dem 
Gemeindeverband, die auch den Kostenersatz und die Abrechnung der Leistungen zu umfas-
sen hat.  
 
Auf der anderen Seite trägt die Änderung dem Umstand Rechnung, dass das kommunale 
Haushalts- und Rechnungswesen zunehmend komplexer wird, Fort- und Weiterbildungsbe-
darfe entsprechend ansteigen und somit die Fähigkeit, die örtliche Rechnungsprüfung quali-
tätsorientiert für die Zukunft aufzustellen, gestärkt wird.  
 
b) § 101 Absatz 2 
 
§ 101 Absatz 2 Satz 1 stellt klar, dass die örtliche Rechnungsprüfung – sowie geltend auch für 
bestellte Rechnungsprüfer, Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften – bei 
der Erfüllung der ihr zugewiesenen Prüfungsaufgaben unabhängig und an Weisungen nicht 
gebunden ist. § 101 Absatz 2 Satz 2 entspricht der bisher geltenden Vorschrift aus § 104 
Absatz 1 Satz 1. 
 
c) § 101 Absatz 3 
 
§ 101 Absatz 3 sieht erstmals vor, dass die Leiterin oder der Leiter der örtlichen Rechnungs-
prüfung die für ihr oder sein Amt erforderliche Vorbildung, Erfahrung und Eignung besitzen 
sowie hauptamtliche Bedienstete bzw. hauptamtlicher Bediensteter der Gemeinde sein muss.  
 
d) § 101 Absatz 4 
 
§ 101 Absatz 4 entspricht § 104 Absatz 2 in der bisherigen Fassung.  
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3570 

 
 

91 

e) § 101 Absatz 5  
 
Mit § 101 Absatz 5 wird erstmals vorgesehen, dass für die Abberufung einer Leiterin oder eines 
Leiters der örtlichen Rechnungsprüfung eine qualifizierte Ratsmehrheit zwei Dritteln der Stim-
men, bei Vorlage der Voraussetzung, dass die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben nicht 
mehr gewährleistet ist, erforderlich ist. Dies stärkt die Position der Leiterin oder des Leiters der 
örtlichen Rechnungsprüfung innerhalb der Verwaltung als Instrument des Kontrollorgans. So-
fern eine Leiterin oder ein Leiter einer örtlichen Rechnungsprüfung entsprechend abberufen 
wird, ist dies der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.  
 
f) § 101 Absatz 6 
 
§ 101 Absatz 6 nimmt den bisherigen Regelungsinhalt aus § 104 Absatz 3 auf und erweitert 
diesen auf weitere Personen bzw. Personenkreise, die grundsätzlich Einfluss – unmittelbar 
oder mittelbar – auf die Inhalte des kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens haben 
können. Für die Leiterin oder den Leiter bzw. für die Prüfer gilt, dass diese nicht in einem die 
Befangenheit begründeten Verhältnis zu diesen Personen stehen dürfen und verweist insofern 
auf die in § 31 Absatz 1 und 2 genannten Ausschließungsgründe.  
 
Sofern von der Möglichkeit des § 102 Absatz 8, des § 103 Absatz 2 Satz 2 oder des § 103 
Absatz 5 Gebrauch gemacht wird, erstreckt sich der Regelungsinhalt auch auf die jeweiligen 
Leitungen und die Bediensteten der Finanzbuchhaltung eines Sondervermögens, eines Eigen-
betriebes oder einer Einrichtung.  
 
Die Leiterin oder der Leiter sowie die der örtlichen Rechnungsprüfung angehörenden Prüfe-
rinnen und Prüfer müssen unabhängig sein; dies wird über die Neufassung klar herausgestellt.  
 
 
19. zu § 102 „Örtliche Prüfung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses“  
 
In der Folge der vorgenommenen Umkehrung der bisherigen Reihenfolge der Regelungen in 
der Gemeindeordnung schließt sich an § 101 „Örtliche Rechnungsprüfung“ nun die Aufgaben-
beschreibung für die örtliche Rechnungsprüfung, beginnend mit § 102 „Örtliche Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses“ an.  
 
a) § 102 Absatz 1 
 
In § 102 Absatz 1 Satz 1 ist die Pflicht zur Prüfung des gemeindlichen Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes durch die örtliche Rechnungsprüfung zu prüfen. Klarstellend erläutert § 102 
Absatz 1 Satz 2, dass ohne eine vorhergehende Prüfung des Jahresabschlusses keine Fest-
stellung nach § 96 vorgenommen werden kann.  
 
§ 102 Absatz 1 Sätze 3 und 4 bilden das behördeninterne Vorgehen im Falle der Änderung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes nach Abgabe des Prüfungsberichtes; beide 
Sätze sind das Pendant zu § 59 Absatz 3, in dem die Aufgabe des Rechnungsprüfungsaus-
schusses für den Fall der Änderung geregelt ist.  
 
Der bisherige § 101 Absatz 1 Sätze 5 und 6 sah vor, dass der Rechnungsprüfungsausschuss 
über Art und Umfang der Prüfung sowie über das Ergebnis der Prüfung einen Prüfungsbericht 
zu erstellen hatte. Darüber hinaus ist nach bisher geltendem Recht vorgesehen, dass der Be-
stätigungsvermerk in den Prüfungsbericht aufzunehmen ist. Durch die Neufassung des § 59 
Absatz 3 in Verbindung mit den Änderungen in dem 10. Teil der Gemeindeordnung wird nun 
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klargestellt, welche Aufgabe dem Rechnungsprüfungsausschuss und welche Aufgabe der ört-
lichen Rechnungsprüfung bzw. den von der Gemeinde mit der Jahresabschlussprüfung Be-
auftragten zukommen.  
 
b) § 102 Absatz 2 
 
§ 102 Absatz 2 ermächtigt die Gemeinde, mit der Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
einen Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder die Gemeindeprüfungsan-
stalt – anstelle der örtlichen Rechnungsprüfung nach Absatz 1 – zu beauftragen. Diese Rege-
lung stellt damit eine Erweiterung zur bisher geltenden Regelung aus § 101 Absatz 8 dar.  
 
Der bisherige § 101 Absatz 2 sah vor, dass vor Abgabe des Prüfungsberichtes durch den 
Rechnungsprüfungsausschuss an den Rat der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister bzw. 
unter der Voraussetzung des § 95 Absatz 3 auch der Kämmerin oder dem Kämmerer Gele-
genheit zur Stellungnahme zum Prüfungsergebnis zu geben ist.  
 
Es ist Usus, dass das Ergebnis einer Jahresabschlussprüfung vor Beschlussfassung durch ein 
Kontrollorgan mit dem jeweiligen Organ, dass den Jahresabschluss aufstellt, im Rahmen eines 
Abschlussgespräches erläutert wird. Insofern ist eine Regelung verzichtbar; mögliche Ein-
wände seitens der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters bzw. der Kämmerin oder des 
Kämmerers sind im weiteren Beratungs- und Beschlussverfahren immer vortragbar.    
 
c) § 102 Absatz 3 
 
§ 102 Absatz 3 beinhaltet den Umfang der gemeindlichen Jahresabschlussprüfung und ist an 
§ 317 HGB – unter Anpassung gemeindlicher Besonderheiten – eng angelehnt. § 102 Ab-
satz 3 Satz 3 beschreibt nun erstmals das Ziel der gemeindlichen Jahresabschlussprüfung, 
nämlich das Erkennen wesentlicher Unrichtigkeiten und Verstöße im Rahmen des anzuwen-
denden Normsystems auf die Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage einer Ge-
meinde.  
 
d) § 102 Absatz 4 
 
§ 102 Absatz 4 nimmt den bisherigen Regelungsinhalt aus § 103 Absatz 1 Satz 2 unter Be-
rücksichtigung einer redaktionellen Anpassung auf. 
 
e) § 102 Absatz 5 
 
§ 102 Absatz 5 sieht das sogenannte Einklangerfordernis des Lageberichtes mit dem ge-
meindlichen Jahresabschluss vor. Dabei ist auch zu prüfen, ob die Chancen und Risiken der 
künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. 
 
f) § 102 Absätze 6 und 7 
 
§ 102 Absätze 6 und 7 regeln neu und in Anlehnung an § 320 HGB die Vorlage- und Aus-
kunftsrechte der mit der Jahresabschlussprüfung Beauftragten. Damit wird sichergestellt, dass 
die mit der Jahresabschlussprüfung Beauftragten alle Informationen, Auskünfte und Unterla-
gen erhalten, damit eine ordnungsgemäße Jahresabschlussprüfung durchgeführt werden 
kann. Die Regelung sichert damit dem mit der gemeindlichen Jahresabschlussprüfung Beauf-
tragten eine unabhängige Stellung gegenüber den Personen, die den gemeindlichen Jahres-
abschluss aufstellen und verpflichtet diese gleichzeitig zur Unterstützung. Die Vorlage- und 
Auskunftsrechte umfassen auch solche gegenüber (weiteren) Mutter- und Tochterunterneh-
men der Gemeinde, sofern dies für eine sorgfältige Prüfung erforderlich ist.  
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g) § 102 Absatz 8 
 
§ 102 Absatz 8 regelt in Satz 1, dass über die gemeindliche Jahresabschlussprüfung sowie 
über das Ergebnis der Prüfung zu berichten ist. Die Vorschriften über die Erstattung des Prü-
fungsberichtes gemäß § 321 und die Vorschriften über den Bestätigungsvermerk nach § 322 
des Handelsgesetzbuches in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 28 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2745) geändert worden ist, gelten in der jeweiligen Fassung entspre-
chend.  
 
Sofern die örtliche Rechnungsprüfung oder die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfa-
len mit der Jahresabschlussprüfung beauftragt werden, ist der geforderte Bestätigungsver-
merk unter Berücksichtigung der Inhalte des § 322 HGB nachzuahmen.  
 
h) § 102 Absatz 9 
 
§ 102 Absatz 9 übernimmt den bisher in § 104 Absatz 4 verorteten Regelungsinhalt in die 
Vorschriften über die örtliche Prüfung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses 
unter redaktioneller Änderung des Norminhaltes.  
 
i) § 102 Absatz 10 
 
§ 102 Absatz 10 erstreckt die Anwendung der Regelungen aus den Absätzen 1 bis 9 auf die 
in § 97 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 benannten Sondervermögen. Die Regelung, die bisher in 
§ 103 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 enthalten war, wird in diesen Paragraphen überführt. In den 
Fällen, in denen die örtliche Rechnungsprüfung die Jahresabschlussprüfung der aufgeführten 
Sondervermögen wahrnimmt, gelten die Vorschriften zur Unbefangenheit gemäß § 101 Ab-
satz 6 entsprechend. 
 
j) § 102 Absatz 11 
 
§ 102 Absatz 11 sieht vor, dass im Falle des Aufstellens eines Gesamtabschlusses und eines 
Gesamtlageberichtes die Absätze 1 bis 9 entsprechende Anwendung finden.  
 
 
20. zu § 103 „Örtliche Prüfung der Eigenbetriebe“  
 
Die „Jahresabschlussprüfung der Eigenbetriebe“ ist in der bisher geltenden Fassung in § 106 
verankert. Im Zuge der Neufassung des 10. Teils der Gemeindeordnung schließt sich an die 
örtliche Prüfung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses nun mit dem neugestal-
teten § 103 die „örtliche Prüfung der Eigenbetriebe“ an.  
 
a) § 103 Absatz 1 
 
§ 103 Absatz 1 regelt, dass der Jahresabschluss und der Lagebericht eines Eigenbetriebes zu 
prüfen ist (Prüfungspflicht). Durch die Neufassung des § 103 Absatz 1 wird klargestellt, dass 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes eines Eigenbetriebes zur Vorbe-
reitung der Beschlussfassung des Rates dient. Durch die Formulierung wird klargestellt, dass 
die Jahresabschlussprüfung „Hilfsmittel“ des Rates für die Kontrolle der Verwaltung ist. Vgl. 
insoweit die grundlegenden Darlegungen zu § 59 Absatz 3. 
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Die bisherige in § 106 Absatz 1 Satz 8 enthaltene Regelung, wonach eine Befreiung von der 
Pflicht zur Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes eines Eigenbetriebes zu-
lässig ist, entfällt. Der Jahresabschluss eines Eigenbetriebes ist nach den Vorschriften für 
große Kapitalgesellschaften aufzustellen und somit um einen Lagebericht zu ergänzen. Eine 
Befreiung von der Prüfungspflicht ist daher nicht sachgerecht.  
 
b) § 103 Absatz 2 
 
§ 103 Absatz 2 sieht – unter Berücksichtigung der Änderungen in § 102 – vor, dass die Be-
triebsleitung mit der Durchführung der Jahresabschlussprüfung einen Wirtschaftsprüfer, eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 
nach vorheriger Beschlussfassung durch den Betriebsausschuss beauftragen kann. Sofern 
der Eigenbetrieb seine Buchführung nach den für Gemeinden geltenden Vorschriften führt (vgl. 
insoweit § 19 Absatz 1 EigVO NRW), kann auch die örtliche Rechnungsprüfung mit der Jah-
resabschlussprüfung beauftragt werden.  
 
Damit wird gegenüber der bisherigen Regelung aus § 106 Absatz 2 der Grundsatz, dass die 
Eigenbetriebe von der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen zu prüfen sind, aufge-
geben. Hierdurch entfällt für den Eigenbetrieb bzw. die Gemeinde ein zusätzlicher Abstim-
mungsbedarf mit der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen über die Frage, wer den 
Jahresabschluss und den Lagebericht eines Eigenbetriebes prüft.  
 
c) § 103 Absatz 3 
 
Für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes eines Eigenbetriebs gelten die 
Regelungen des § 102 über die gemeindliche Jahresabschlussprüfung entsprechend. Im Falle 
der Beauftragung der örtlichen Rechnungsprüfung oder Gemeindeanstalt Nordrhein-Westfa-
len mit der Jahresabschlussprüfung ist der geforderte Bestätigungsvermerk unter Berücksich-
tigung der Inhalte des § 322 HGB nachzuahmen.  
 
Über § 103 Absatz 3 Satz 2 wird die bisherige Erweiterung des Prüfungsauftrages um eine 
Prüfung über die Ordnungsmäßigkeit der Betriebsführung (§ 53 Absatz 1 Nummer 1 und 2 
Haushaltsgrundsätzegesetz in der jeweils geltenden Fassung) aus § 106 Absatz 1 Satz 6 fort-
geführt. § 103 Absatz 3 regelt – wie bisher in § 106 Absatz 1 Satz 7 – die Kostentragung der 
Jahresabschlussprüfung.  
 
d) § 103 Absatz 4 
 
§ 103 Absatz 4 wird neu in den Norminhalt eingefügt. Gemäß § 10 Absatz 5 der Eigenbetriebs-
verordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 644, 
ber. GV. NRW. 2005 S. 15), die zuletzt durch Artikel 26 des Ge-setzes vom 8. Juli 2016 (GV. 
NRW. S. 559) geändert worden ist, gilt, dass der Jahresüberschuss des Eigenbetriebes so 
hoch sein soll, dass neben angemessenen Rücklagen mindestens eine marktübliche Verzin-
sung des Eigenkapitals erwirtschaftet wird.  
 
§ 103 Absatz 4 erweitert damit die Angaben im Prüfungsbericht auf eben diesen Sachverhalt. 
Dies stärkt die Informationsfunktion des Jahresabschlusses und damit die Kontrollfunktion des 
Betriebsausschusses bzw. des Rates.  
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e) § 103 Absatz 5 
 
§ 103 Absatz 5 nimmt die bisher in § 106 Absatz 3 enthaltene Regelung auf und passt diese 
an die zuvor geänderten Vorschriften an. Sofern eine Einrichtung nach § 107 Absatz 2 nach 
den Vorschriften der EigVO NRW geführt wird, eröffnet sich damit auch die Möglichkeit, die 
Einrichtung, sofern von § 19 Absatz 1 EigVO NRW derart Gebrauch gemacht wird, dass die 
Buchführung nach den Vorschriften des Neuen Kommunalen Finanzmanagements geführt 
wird, von der örtlichen Rechnungsprüfung im Wege der Jahresabschlussprüfung prüfen zu 
lassen. Die Vorschriften aus § 101 Absatz 6 über Befangenheit begründende Verhältnisse 
erstrecken sich dann auch auf diese Einrichtungen bzw. die in diesen Einrichtungen handeln-
den Personen im einschlägigen Sinne.  
 
 
21. zu § 104 „Weitere Aufgaben der örtlichen Rechnungsprüfung“  
 
a) § 104 Absatz 1 
 
Durch die Neufassung der §§ 101 bis 103 nimmt der neugestaltete § 104 die weiteren Aufga-
ben der örtlichen Rechnungsprüfung über die in den §§ 102 und 103 genannten auf. Die bisher 
in § 103 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 verankerte Prüfung des gemeindlichen Jahresabschlusses 
wird im § 102 Absatz 1 geführt. Die Prüfung der Sondervermögen nach § 97 Absatz 1 Num-
mer 1, 2 und 4 wird in den § 102 Absatz 8 überführt. Die bisher in § 103 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 enthaltene Prüfung des Gesamtabschlusses wird im § 102 Absatz 9 geführt.  
 
Die weiteren Aufgaben der Rechnungsprüfung sind: 
 
1. die laufende Prüfung der Vorgänge in der Finanzbuchhaltung zur Vorbereitung der Prü-

fung des Jahresabschlusses (bisher in: § 103 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4), 
2. die dauernde Überwachung der Zahlungsabwicklung der Gemeinde und ihrer Sonderver-

mögen sowie die Vornahme der Prüfungen (bisher in: § 103 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5), 
3. bei Durchführung der Finanzbuchhaltung mit Hilfe automatisierter Datenverarbeitung (DV-

Buchführung) der Gemeinde und ihrer Sondervermögen die Prüfung der Programme vor 
ihrer Anwendung (bisher in: § 103 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6), 

4. die Prüfung der Finanzvorfälle gemäß § 100 Absatz 4 der Landeshaushaltsordnung (bis-
her in § 103 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7), 

5. die Prüfung von Vergaben (bisher in § 103 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8) sowie  
6. neu: die Wirksamkeit interner Kontrollen im Rahmen des Internen Kontrollsystems. 
 
Dem Internen Kontrollsystem kommt für das kommunale Haushalts- und Rechnungswesen 
eine besondere Bedeutung zu. Immer komplexer werdende Geschäftsprozesse sowie stei-
gende Transaktionsvolumen der Geschäfts(vor-)fälle erfordern, dass das Interne Kontrollsys-
tem ausgeprägt und funktionsfähig ist.  
 
Durch den Auf- und Ausbau eines Internen Kontrollsystems für die Prozesse, die wesentlichen 
Einfluss auf das kommunale Haushalts- und Rechnungswesen haben, können Risiken we-
sentlicher Falschdarstellungen im gemeindlichen Jahresabschluss bzw. im Gesamtabschluss 
(frühzeitig) identifiziert und durch geeignete Kontrollmaßnahmen begegnet werden.  
 
Im Rahmen der (gemeindlichen) Jahresabschlussprüfung wird sich, sofern möglich, auf die 
Wirksamkeit des Internen Kontrollsystems gestützt, um im Wege von System- bzw. Funktion-
sprüfungen ein Verständnis für eben dieses zu entwickeln. Das Interne Kontrollsystem stellt 
die Gesamtheit aller Maßnahmen, Grundsätze und Verfahren dar, die zur systematischen Prü-
fung von Geschäftsprozessen eingesetzt werden und die damit Einfluss auf das kommunale 
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Haushalts- und Rechnungswesen haben; die Buchführung ist Teil des Internen Kontrollsys-
tems.   
 
Es umfasst technische Einrichtungen sowie organisationale Prinzipien als Ausprägung inter-
ner Kontrollen. Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung wird auch die Wirksamkeit und Ange-
messenheit des Internen Kontrollsystems für die wesentlichen Geschäftsprozesse einer Prü-
fung unterzogen. Das Interne Kontrollsystem ist angemessen zu gestalten, damit wesentliche 
Falschangaben in den zu prüfenden Unterlagen verhindert, entdeckt und ggf. berichtigt werden 
können.  
 
Vor diesem Hintergrund sowie der eingangs skizzierten und zunehmend komplexer werden-
den Geschäftsprozesse wird der örtlichen Rechnungsprüfung die Aufgabe übertragen, die 
Wirksamkeit interner Kontrollen im Rahmen des Internen Kontrollsystems zu prüfen.  
 
b) § 104 Absatz 2 
 
§ 104 Absatz 2 ermächtigt die örtliche Rechnungsprüfung weitere Aufgaben wahrzunehmen. 
Gegenüber der bisher geltenden Regelung aus § 103 Absatz 2 stellt dies eine Stärkung der 
örtlichen Rechnungsprüfung als „Kontrollinstrument“ des Rates gegenüber der Verwaltung 
dar. § 104 Absatz 2 Nummer 1 entspricht der bisherigen Aufgabenbeschreibung aus § 103 
Absatz 2 Nummer 1.  
 
Mit § 104 Absatz 2 Nummer 2 wird eine neue Ermächtigung zur Prüfung der Wirtschaftsfüh-
rung der Eigenbetriebe und anderer Einrichtungen der Gemeinde (§ 107 Absatz 2) geschaffen. 
Die Eigenbetriebe und die anderen Einrichtungen nach § 107 Absatz 2 verfügen in der Regel 
über keine eigene „interne Revision“, die die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen 
(II. Teil der EigVO NRW) prüft. Gleichsam unterliegen diese Einrichtungen in der Regel der 
Kontrollfunktion des Rates, so dass etwaige Prüfungshandlungen einer örtlichen Rechnungs-
prüfung zu einer Stärkung der Aufsichtsfunktion der kommunalen Vertretungskörperschaft füh-
ren.  
 
§ 104 Absatz 2 Nummer 3 entspricht dem bisher geltenden Regelungsinhalt aus § 103 Ab-
satz 2 Nummer 3.  
 
c) § 104 Absätze 3 bis 6 
 
§ 104 Absatz 3 sieht vor, dass der Rat der örtlichen Rechnungsprüfung weitere (Prüfungs-
)Aufgaben, zum Beispiel anlassbezogen, übertragen kann.  
 
In der Folge wird der bisherige § 103 Absatz 3 zu § 104 Absatz 4, der bisherige § 103 Absatz 4 
zu § 104 Absatz 5 unter Anpassung der geltenden Normvorschriften infolge der vorgenomme-
nen Änderungen und der bisher geltende § 103 Absatz 5 zu § 104 Absatz 6.  
 
d) § 104 Absatz 7 
 
§ 104 Absatz 7 Satz 1 (bisher: § 103 Absatz 7 Satz 1) konkretisiert, wann ein Dritter, sofern 
sich die örtliche Rechnungsprüfung gemäß Absatz 6 Dritter als Prüfer bedient, kein Prüfer sein 
darf, um die Unabhängigkeit der beauftragten Prüfung zu gewährleisten. Satz 2 wird an den 
geänderten Paragraphen angepasst: eine materiell-rechtliche Änderung zur bisher geltenden 
Vorschrift ergibt sich dadurch nicht.  
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22. zu § 105 „Überörtliche Rechnungsprüfung“  
 
a) § 105 Absatz 1 und 2 
 
Die Absätze 1 und 2 des § 105 entsprechen der bisherigen Fassung des § 105.  
 
b) § 105 Absatz 3 
 
§ 105 Absatz 3 definiert den Umfang der überörtlichen Prüfung. Gemäß § 105 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 erstreckt sich die überörtliche Prüfung – wie bisher – darauf, ob bei der Haushalts-
wirtschaft der Gemeinden sowie ihrer Sondervermögen die Gesetze und die zur Erfüllung von 
Aufgaben ergangenen Weisungen (§ 3 Absatz 2) eingehalten worden sind und ob die zweck-
gebundenen Staatszuweisungen bestimmungsgemäß verwendet worden sind (Nummer 2 
neu). 
 
Bisher war in § 105 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 geregelt, dass sich die überörtliche Prüfung 
auch auf die Buchführung und die Zahlungsabwicklung sowie deren ordnungsgemäße Durch-
führung erstreckt. Die laufende Prüfung der Vorgänge in der Finanzbuchhaltung sowie die 
dauernde Überwachung der Zahlungsabwicklung der Gemeinde und ihrer Sondervermögen 
obliegt gemäß § 104 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 der örtlichen Prüfung. Hierdurch ist 
eine „laufende“ und „dauernde“ Prüfung von Buchführung und Zahlungsabwicklung gewähr-
leistet, so dass auf eine gesonderte Prüfung durch die überörtliche Prüfung verzichtet werden 
kann.  
 
Sofern die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen mit der Prüfung von Jahresab-
schlüssen (und ggf. Lageberichten) nach § 102 f. beauftragt wird, umfasst der Prüfungsauftrag 
auch den Einbezug der Buchführung, da sie sich insofern ein eigenes Urteil als Grundlage für 
den abzugebenden Bericht und den Ergebnisvermerk bilden muss.  
 
§ 105 Absatz 3 Satz 2 – neu – sieht vor, dass die überörtliche Prüfung bei Wahrnehmung ihren 
Aufgaben nach § 105 Absatz 3 Satz 1 die Ergebnisse vorhandener (Jahresabschluss-)Prüfun-
gen, auch solcher nach § 103 neu sowie aus Prüfungen, die nicht von der örtlichen Rech-
nungsprüfung durchgeführt wurden, berücksichtigt.  
 
c) § 105 Absatz 4 
 
§ 105 Absatz 4 normiert erstmals, dass die überörtliche Prüfung in jeder Gemeinde und jedem 
Gemeindeverband einmal alle fünf Jahre unter Einbezug der im Normtext genannten Doku-
mentationen vorgenommen werden soll. Damit ist sichergestellt, dass einmal im Laufe einer 
Kommunalwahlperiode eine überörtliche Prüfung der gemeindlichen Tätigkeit durch die Ge-
meindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen erfolgt.  
 
d) § 105 Absatz 5 
 
§ 105 Absatz 5 nimmt den bisherigen Regelungsinhalt aus § 105 Absatz 4 unter Berücksichti-
gung einer redaktionellen Änderung auf. Weitere Änderungen gegenüber der bisher geltenden 
Fassung ergeben sich nicht.  
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e) § 105 Absatz 6 
 
Wie bisher (alt: § 105 Absatz 5 Satz 1) legt die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister den 
Prüfungsbericht über die Ergebnisse der überörtlichen Prüfung dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss zur Beratung vor. § 105 Absatz 6 Satz 2 sieht – neu – vor, dass die Bürgermeisterin 
oder der Bürgermeister zu den im Prüfungsbericht gegenständlichen Feststellungen und Emp-
fehlungen Stellung zu nehmen hat. Dabei unterrichtet der Rechnungsprüfungsausschuss den 
Rat über das Ergebnis seiner Beratung. In der Praxis wird die oder der Vorsitzende des Rech-
nungsprüfungsausschusses dieser Aufgabe nachkommen; dies kann sie oder er mittels münd-
lichen Berichts in der Ratssitzung oder in einem Bericht zur Vorlage an den Rat verschriftli-
chen.  
 
f) § 105 Absatz 7 
 
Die Änderung in § 105 Absatz 6 sowie der neugefasste § 105 Absatz 7 dienen dazu, den 
Ergebnissen der überörtlichen Prüfung im Rahmen der Befassung der kommunalen Vertre-
tungskörperschaft ein höheres Gewicht zu verleihen. Der Rat als Letztentscheidungsorgan hat 
sich zu den Feststellungen und Empfehlungen der überörtlichen Prüfung per Beschluss in öf-
fentlicher Sitzung innerhalb einer dafür bestimmten Frist zu verhalten. Die dafür zu bestim-
mende Frist hat die terminlichen Sitzungsläufe des jeweiligen Rates zu wahren. Das Ergebnis 
der Beratung des Rechnungsprüfungsausschusses kann in die Beratung und Beschlussfas-
sung des Rates einbezogen werden. Dies sichert dem Rat seine Rechte als Beratungs- und 
Beschlussfassungsorgan in dieser Aufgabe; eine Vorbindung findet mithin nicht statt.  
 
g) § 105 Absatz 8 
 
Der bisherige § 105 Absatz 7 Satz 1 wird infolge der vorstehenden Änderungen zu § 105 Ab-
satz 8 und sieht in geänderter Fassung vor, dass auch Gemeinden auf Antrag durch die Ge-
meindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen in Bezug auf die Nummern 1 bis 3 beraten wer-
den können. Damit wird eine heute bereits bestehende Praxis gesetzlich abgesichert. § 105 
Absatz 8 Satz 1 Nummer 2 wird neu eingefügt und berücksichtigt eine Weiterentwicklung der 
Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen hin zu einem Kompetenzzentrum des Landes 
für die Gemeinden in Fragen des kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens. 
 
§ 105 Absatz 8 Satz 3 war bisher in § 105 Absatz 7 Nummer 2 Satz 2 enthalten und wird aus 
rechtstechnischen Gründen als eigenständiger Satz 3 ausgestaltet.  
 
h) § 105 Absatz 9 
 
Der bisherige § 105 Absatz 8 wird infolge vorstehender Änderungen zu § 105 Absatz 9. Im 
Zuge der möglichen Beauftragung der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen mit (ge-
meindlichen) Jahresabschlussprüfungen ist eine Trennung dieser Prüfung von der überörtli-
chen Prüfung bzw. den Beratungstätigkeiten aus § 105 Absatz 8 sicherzustellen.  
 
Die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen hat durch ein geeignetes Rotationsverfah-
ren dafür Sorge zu tragen, dass Prüfer, die gemäß § 92 Absatz 4 an der Prüfung der Eröff-
nungsbilanz teilgenommen haben bzw. an (gemeindlichen) Jahresabschlüssen nach §§ 102 
Absatz 1, 103 Absatz 1 mitwirken oder diese durchführen, nicht gleichzeitig in dieser Ge-
meinde mit der überörtlichen Prüfung nach § 105 Absatz 3 bzw. nicht mit Beratungstätigkeiten 
nach § 105 Absatz 8 betraut werden. Die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen hat 
die Unabhängigkeit der Prüfenden sicherzustellen. Vorrangige Aufgabe der Gemeindeprü-
fungsanstalt Nordrhein-Westfalen ist es, die überörtliche Prüfung nach § 105 Absatz 3 zu ge-
währleisten. 
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23. zu § 106 - Aufhebung  
 
Der bisherige § 106 über die „Jahresabschlussprüfung der Eigenbetriebe“ kann infolge der 
vorstehenden Änderungen im 10. Teil der Gemeindeordnung aufgehoben werden.  
 
 
24. zu § 108b „Regelungen zur Vollparität“  
 
Auf Antrag kann derzeit unter der Voraussetzung des § 108b Absatz 1 eine Ausnahme von 
der in § 108a geregelten Drittelparität bei fakultativen Aufsichtsräten kommunal beherrschter 
Gesellschaften zugelassen werden. Bei einer stärker werdenden elektronischen Abwicklung 
von Verwaltungsvorgängen wird hierfür derzeit gleichwohl noch ausdrücklich eine schriftliche 
Beantragung bei der zuständigen Aufsichtsbehörde verlangt (§ 108b Absatz 2 Satz 1). 
 
Daher werden die derzeit in der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen geregelten Schriftfor-
merfordernisse zur Beförderung der elektronischen Abwicklung von Verwaltungsvorgängen 
angepasst: In § 108b Absatz 2 Satz 1 wird daher das Schriftformerfordernis gestrichen.  
 
 
25. zu § 115 „Anzeige“  
 
a) § 115 Absatz 1 Satz 1 
 
Gemäß § 115 Absatz 1 Satz 1 sind Entscheidungen der Gemeinde über Sachverhalte der 
Buchstaben a bis h der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Bei einer stärker werdenden elektroni-
schen Abwicklung von Verwaltungsvorgängen wird hierfür derzeit gleichwohl noch ausdrück-
lich eine schriftliche Anzeige bei der zuständigen Aufsichtsbehörde verlangt (§ 115 Absatz 1 
Satz 1). 
 
Daher werden die derzeit in der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen geregelten Schriftfor-
merfordernisse zur Beförderung der elektronischen Abwicklung von Verwaltungsvorgängen 
angepasst: In § 115 Absatz 1 Satz 1 wird daher das Schriftformerfordernis gestrichen. 
 
b) § 115 Absatz 1 Satz 3 
 
Durch die Formulierungsänderung in § 115 Absatz 1 Satz 3 wird klargestellt, dass die Auf-
sichtsbehörde – wie in der Praxis auch bislang üblich – nicht nur die Frist verkürzen oder ver-
längern, sondern auch weitere Unterlagen im Bedarfsfalle anfordern kann. 
 
c) § 115 Absatz 1 Satz 3 
 
Das Einfügen in § 115 Absatz 1 Satz 3 ermöglicht der Aufsicht im Falle der Anzeige nach § 115 
Absatz 1 Buchstabe a bis h künftig ergänzende Unterlagen anzufordern. Siehe diesbezüglich 
auch die Begründung zur Änderung des § 115 Absatz 1 Satz 1. 
 
d) § 115 Absatz 3 
 
Da Anzeigeverfahren auch bei prozentual kleineren Beteiligungen Schutzfunktionen für die 
anzeigende Gemeinde haben, zugleich aber der Fall zu vermeiden ist, dass Entscheidungen 
dadurch erschwert werden, dass einzelne an einer Gesellschaft beteiligten Gemeinden Rats-
beschlüsse für wirtschaftlich nachrangige Beteiligungen nicht in für einen üblichen Geschäfts-
lauf angemessener Frist herbeiführen, ist sicherzustellen, dass die Anzeigeverfahren einer 
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nach Gesellschaftsvertrag definierten Mehrheit ausreichen, damit die Entscheidung auch um-
gesetzt werden kann. 
 
 
26.  zu § 116 „Gesamtabschluss“  
 
a) § 116 Absatz 1 
 
§ 116 Absatz 1 normiert die Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses für den Ab-
schlussstichtag 31. Dezember eines Haushaltsjahres. Die Vorschriften für den gemeindlichen 
Jahresabschluss nach § 95 Absatz 1 (Grundsatz der Klarheit und Übersichtlichkeit, Grundsatz 
der Vollständigkeit, Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, Generalnorm) 
gelten insoweit auch für den aufzustellenden Gesamtabschluss.  
 
b) § 116 Absatz 2 
 
Bisher waren die Bestandteile des Gesamtabschlusses in § 116 Absatz 1 Satz 2 enthalten. 
Diese werden nun in einen eigenständigen Absatz 2 überführt und um eine Kapitalflussrech-
nung sowie einen Eigenkapitalspiegel erweitert. Unverändert ist über § 116 Absatz 2 Satz 2 
der Gesamtabschluss um einen Lagebericht zu ergänzen.  
 
c) § 116 Absatz 3 
 
§ 116 Absatz 3 regelt, dass zum Zweck der Aufstellung des Gesamtabschlusses die Jahres-
abschlüsse aller verselbständigten Aufgabenbereiche in öffentlich-rechtlicher oder privatrecht-
licher Form mit dem Jahresabschluss der Gemeinde zu konsolidieren sind, sofern durch Ge-
setz oder durch Rechtsverordnung nicht anderes bestimmt ist. Der neu eingefügte § 116 Ab-
satz 3 Satz 2 regelt die Operationalisierung einzelner Kriterien in Bezug auf die Zuordnung 
von Rechten einer gemeindlichen Mutter im Falle mittelbarer Beteiligungen in dem § 290 Ab-
satz 3 HGB in der jeweils geltenden Fassung für anwendbar erklärt wird.  
 
d) § 116 Absatz 4 bis Absatz 6 
 
Auf den Gesamtabschluss sind, soweit seine Eigenart keine Abweichung bedingt, oder im Ge-
setz oder durch Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist, die Vorschriften über den ge-
meindlichen Jahresabschluss entsprechend anzuwenden.  
 
Die bisherige Regelung in § 116 Absatz 2 Satz 2 sah hingegen vor, dass auf den Gesamtab-
schluss die (einschränkend) Vorschriften über die Rückstellungen (§ 88) und über die Vermö-
gensbewertung nach § 91 Absatz 2 anzuwenden waren.   
 
Der neu eingefügte § 116 Absatz 5 berücksichtigt Änderungen im Konsolidierungskreis und 
damit möglicherweise einhergehende Einschränkungen bei der Vergleichbarkeit von Gesamt-
abschlüssen. In diesen Fällen sind Angaben in den Gesamtabschluss aufzunehmen, die eine 
Vergleichbarkeit ermöglichen. Die Aufnahme stellt eine Harmonisierung mit dem Konzernbi-
lanzrecht nach § 294 Absatz 2 HGB dar. 
 
Mit dem neu in den § 116 aufgenommenen Absatz 6 werden die Vorlage- und Auskunftsrechte 
der Gemeinde gegenüber den in einen Gesamtabschluss einzubeziehenden verselbständig-
ten Aufgabenbereichen gesetzlich geregelt. Der Regelungsinhalt entspricht der handelsrecht-
lichen Norm aus § 294 Absatz 3 HGB.  
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Die Gemeinde benötigt für die Aufstellung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlagebe-
richtes alle Aufklärungen und Nachweise, die auch gleichzeitig für die Pflichtprüfung des Ge-
samtabschlusses von Bedeutung sind. Die Auskunftsrechte gelten auch für die benötigten An-
gaben im Gesamtanhang. Schutzrechte, die das Auskunftsrecht der Gemeinde einschränken, 
bestehen für verselbständige Aufgabenbereiche nicht.  
 
e) § 116 Absatz 7 
 
§ 116 Absatz 7 wird korrespondierend zur vorgetragenen Änderung im Zusammenhang mit 
dem gemeindlichen Anhang im Rahmen des Jahresabschlusses geändert: Die in § 116 Ab-
satz 7 (bisher: § 116 Absatz 4) geforderten Angaben sind in den Gesamtanhang – und nicht 
mehr in den Gesamtlagebericht – aufzunehmen. Damit erfolgt eine Harmonisierung der Dar-
stellung dieser Angaben zum Handelsrecht. Siehe insoweit auch die Begründung zu § 95 Ab-
satz 3. 
 
f) § 116 Absatz 8 
 
§ 116 Absatz 8 Satz 1 entspricht – unter Einfügen der Worte „und der Gesamtlagebericht“ in 
Satz 1 - der Regelung aus § 116 Absatz 5 Satz 1 und verpflichtet Gemeinden und Gemeinde-
verbände dazu, den Gesamtabschluss und den Gesamtlagebericht innerhalb der ersten neun 
Monate nach dem Abschlussstichtag aufzustellen. Die Vorschriften über den Entwurf des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes finden auf die Aufstellung des Gesamtabschlusses und 
des Gesamtlageberichtes (§ 95 Absatz 5) über § 116 Absatz 8 Satz 2 – wie bisher - Anwen-
dung. Zur Ergänzung der Worte „und der Gesamtlagebericht“ bzw. der Worte „und des Ge-
samtlageberichtes“ wird auf die Erläuterung zu § 95 Absatz 5 verwiesen.  
 
g) § 116 Absatz 9 
 
§ 116 Absatz 9 wird neu eingefügt: Absatz 9 sieht vor, dass der Rechnungsprüfungsausschuss 
gemäß § 59 Absatz 3 auch den Gesamtabschluss und den Gesamtlagebericht prüft. Der Rech-
nungsprüfungsausschuss stützt sich bei seiner Prüfung – analog zum gemeindlichen Jahres-
abschluss und Lagebericht – auf den Prüfungsbericht und das Ergebnis der Prüfung des Ge-
samtabschlusses und des Gesamtlageberichtes. Was die dabei erfolgende Behandlung der 
einbezogenen verselbständigten Aufgabenbereiche angeht, die selbst einer gesetzlichen Jah-
resabschlussprüfung unterliegen, hat der Rechnungsprüfungsausschuss diese entsprechend 
zu prüfen; soweit diese Jahresabschlüsse von einem anderen Abschlussprüfer geprüft worden 
sind, ist dessen Arbeit zu überprüfen und dies zu dokumentieren.. 
 
Der Rat bestätigt den geprüften Gesamtabschluss und den Gesamtlagebericht. Die einschlä-
gigen Vorschriften über die Feststellung des gemeindlichen Jahresabschlusses und des La-
geberichtes finden insoweit entsprechende Anwendung (§ 96 Absatz 1 Sätze 1, 4 und 7 und 
Absatz 2). 
 
h) Aufhebung des bisherigen Absatzes 7. 
 
 
27. zu § 116a „Größenabhängige Befreiungen“  
 
In der bisherigen Fassung enthielt ausschließlich § 116 Absatz 3 die Möglichkeit, auf die Ein-
beziehung von verselbständigten Aufgabenbereichen in den Gesamtabschluss, sofern diese 
für die Erfüllung der Generalnorm von untergeordneter Bedeutung sind, zu verzichten. 
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In Analogie zum Konzernbilanzrecht des Handelsrechts werden daher nach dem Grundsatz 
zur Aufstellungspflicht und dem Grundsatz der Vollständigkeit in Bezug auf den Umfang der 
einzubeziehenden verselbständigten Aufgabenbereiche in einen Gesamtabschluss und in ei-
nen Gesamtlagebericht (§ 116 neu) nun größenabhängige Befreiungen (vgl. § 293 HGB) in 
die Gemeindeordnung eingeführt sowie der bisherige Ausnahmetatbestand aus § 116 Absatz 
3 in einem § 116b neu gefasst. Dies geht mit einer Änderung zum Beteiligungsbericht (§ 117) 
einher. 
 
Die Zielsetzung ist es, gegenüber den Mitgliedern der kommunalen Vertretungskörperschaft 
sowie den Bürgerinnen und Bürgern das kommunale (Verwaltungs-)Handeln transparent und 
nachvollziehbar darzulegen. Der Gesamtabschluss und der Gesamtlagebericht in seiner bis-
herigen Form hat diese Zielsetzung überwiegend – als Rückspiegelung aus der kommunalen 
Verwaltungspraxis sowie aus kommunalen Vertretungskörperschaften - nicht erreicht.  
 
a) § 116a Absatz 1 
 
Grundsätzlich kennt das Handelsrecht eine ersatzlose Freistellung von der dort geregelten 
Konzernrechnungslegungspflicht durch Unterschreiten bestimmter Größenmerkmale. Zuletzt 
wurden mit dem BilMoG die Größenmerkmale, die zu einer Freistellung führen, merklich an-
gehoben. Das nordrhein-westfälische kommunale Haushalts- und Rechnungswesen kannte 
bisher diese größenabhängigen Befreiungen von der Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtab-
schlusses und eines Gesamtlageberichtes nicht.  Diese werden nun erstmals gesetzlich gere-
gelt.  
 
Eine Gemeinde ist von der Pflicht einen Gesamtabschluss und einen Gesamtlagebericht auf-
zustellen, befreit, wenn am Abschlussstichtag ihres Jahresabschlusses und am vorhergehen-
den Abschlussstichtag mindestens zwei von drei im Gesetzestext aufgeführten Merkmale zu-
treffen: 
 
1. Bilanzsummen 
 
Zur Ermittlung der Bilanzsummen der Gemeinde und der nach § 116 Absatz 3 einzubeziehen-
den verselbständigten Aufgabenbereiche kommt ausschließlich die Bruttomethode zur An-
wendung. Dies bedeutet, die Bilanzsumme aus dem gemeindlichen Jahresabschluss wird mit 
den Bilanzsummen der verselbständigten Aufgabenbereiche addiert. Dieser Ansatz folgt der 
handelsrechtlichen Bruttomethode aus § 293 Absatz 1 Nummer 1 HGB. Als Größe für dieses 
Merkmal werden 1.500.000.000 Euro festgesetzt. 
 
2. Anteil der vollkonsolidierungspflichtigen Erträge am Ergebnis der ordentlichen Erträge der 

Gemeinde   
 
Zur Ermittlung des Anteils der Erträge aus den vollkonsolidierungspflichtigen verselbständig-
ten Aufgabenbereichen nach § 116 Absatz 3 an den ordentlichen Erträgen der Gemeinde ge-
mäß Ergebnisrechnung stehen zwei Methoden zur Auswahl: die Bruttomethode und die Net-
tomethode. 
 
 Die Bruttomethode folgt der Ermittlungsmethodik für das Größenmerkmal „Bilanzsum-

men“. Die Erträge der vollkonsolidierungspflichtigen verselbständigten Aufgabenbereiche 
sind in das Schema der Ergebnisrechnung nach dem kommunalen Finanzmanagement 
nachvollziehbar überzuleiten, zu addieren und mit den ordentlichen Erträgen der Ge-
meinde laut Ergebnisrechnung in ein Verhältnis zu setzen.  
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 Die Nettomethode setzt eine Aufwands- und Ertragskonsolidierung auf Probe voraus, 
denn: die – in der Regel – Umsatzerlöse der verselbständigten Aufgabenbereiche enthal-
ten – spiegelbildlich betrachtet – Aufwendungen, die in der gemeindlichen Ergebnisrech-
nung verbucht sind. Diese Methode folgt der Einheitstheorie eines Gesamtabschlusses 
und Gesamtlageberichtes.  

 
3. Anteil der Bilanzsumme der vollkonsolidierungspflichtigen verselbständigten Aufgabenbe-

reiche an der Bilanzsumme der Gemeinde 
 
Als drittes Größenmerkmal wird auf den Anteil der Bilanzsummen der vollkonsolidierungs-
pflichtigen verselbständigten Aufgabenbereiche nach § 116 Absatz 3 an der Bilanzsumme der 
Gemeinde abgestellt. Zur Ermittlung ist die Bruttomethode zu verwenden. Die Bilanzsummen 
der vollkonsolidierungspflichtigen verselbständigten Aufgabenbereiche sind zu addieren und 
zu der Bilanzsumme der Gemeinde in das Verhältnis zu setzen.  
 
Die Möglichkeit zur größenabhängigen Befreiung von der Pflicht einen Gesamtabschluss und 
einen Gesamtlagebericht aufzustellen, wird erstmals von einer Gemeinde im Jahr 2019 ge-
nutzt werden können. Da die Gemeinde ihren Jahresabschluss gemäß § 95 Absatz 5 innerhalb 
von drei Monaten nach dem Ablauf des Haushaltsjahres aufzustellen hat sowie – erfahrungs-
gemäß – die vollkonsolidierungspflichtigen verselbständigten Aufgabenbereiche nach § 116 
Absatz 3 sämtlich den Rechnungslegungspflichten für große Kapitalgesellschaften (§ 264 Ab-
satz 1 Satz 3 HGB) unterliegen und diese gleichsam innerhalb von drei Monaten nach dem 
Schluss des Geschäftsjahres ihren Jahresabschluss aufzustellen haben, kann eine Gemeinde 
frühestens im Laufe des Jahres 2019 das neu geschaffene Regelwerk für sich beanspruchen. 
Sie stützt sich in diesen Fällen auf die jeweiligen Ergebnisse für die Haushalts- bzw. für die 
Geschäftsjahre 2018 und 2017. Die Inanspruchnahme der größenabhängigen Befreiung setzt 
einen Beschluss des Rates (siehe Absatz 2) voraus. Unabhängig von dem Vorliegen der Vo-
raussetzungen nach § 116a kann eine Gemeinde für sich entscheiden, einen Gesamtab-
schluss und einen Gesamtlagebericht nach § 116 aufzustellen. Bei der neu geschaffenen Re-
gelung des § 116a handelt es sich um ein Wahlrecht.  
 
b) § 116a Absatz 2 
 
Die Inanspruchnahme der größenabhängigen Befreiung von der Pflicht einen Gesamtab-
schluss und einen Gesamtlagebericht aufzustellen setzt einen Beschluss des Rates voraus. 
Zur Vorbereitung der Beschlussfassung des Rates über die Inanspruchnahme ist diesem ge-
genüber das Vorliegen der Voraussetzungen anhand geeigneter Unterlagen nachzuweisen. 
Die Beschlussfassung ist jährlich bis zum 30. September des auf das Haushaltsjahr folgenden 
Jahres vorzunehmen. Sofern die Gemeinde von der größenabhängigen Befreiung keinen Ge-
brauch machen möchte, ergibt sich hieraus wiederum keine Befassung des Rates. Dann greift, 
sofern die Voraussetzungen vorliegen, die Regel aus § 116 mit der Pflicht zur Aufstellung ei-
nes Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichtes.  
 
Der Stichtag „30. September“ ergibt sich aus der Pflicht, einen Gesamtabschluss und einen 
Gesamtlagebericht innerhalb von neun Monaten nach dem Abschlussstichtag aufzustellen 
(vgl. insoweit § 116 Absatz 8 neu).  
 
c) § 116a Absatz 3 
 
Sofern eine Gemeinde über einen Ratsbeschluss von der größenabhängigen Befreiung der 
Pflicht einen Gesamtabschluss und einen Gesamtlagebericht aufzustellen, Gebrauch macht, 
hat sie pflichtig einen Beteiligungsbericht nach § 117 als Informationsinstrument für den Rat 
zu erstellen und diesem dem Rat zur Befassung vorzulegen. Vor diesem Hintergrund wurde 
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der Katalog des § 41 Absatz 1 Satz 2 mit den Vorbehaltsaufgaben des Rates erweitert (vgl. 
insofern zu § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe j). 
 
Das für Kommunales zuständige Ministerium wird – um die Vergleichbarkeit der Beteiligungs-
berichte und deren Informationsgehalt zu verbessern – ein Muster-Beteiligungsbericht erstel-
len, der von den Gemeinden pflichtig zu verwenden ist (vgl. insoweit zu § 133).  
Darüber hinaus wird – über die untergesetzliche Normgebung zum kommunalen Haushalts- 
und Rechnungswesen – die Aussagekraft des gemeindlichen Anhangs im Rahmen des Jah-
resabschlusses um Inhalte zur „Konzerntätigkeit“ erweitert.  
 
 
28. zu § 116b „Verzicht auf die Einbeziehung“  
 
§ 116b nimmt in Satz 1 den bisherigen Regelungsinhalt aus § 116 Absatz 3 auf. Sofern die 
Gemeinde einen Gesamtabschluss und einen Gesamtlagebericht nach § 116 aufstellt, müs-
sen verselbständigte Aufgabenbereiche nach § 116 Absatz 3 in den Gesamtabschluss und 
den Gesamtlagebericht nicht einbezogen werden, wenn diese für die Vermittlung eines den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
von untergeordneter Bedeutung sind. Damit entfällt für diese Aufgabenbereiche die Pflicht zur 
Einbeziehung in den Gesamtabschluss und den Gesamtlagebericht. Aus der Formulierung 
ergibt sich auch, dass, wenn mehrere verselbständigte Aufgabenbereiche diese Vorausset-
zung erfüllen, sie insgesamt von untergeordneter Bedeutung sein müssen. 
 
Insofern ergibt sich für die Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses und des Gesamt-
lageberichtes folgendes Prüfschema: 
 
a) Grundsatz der Aufstellungspflicht aus § 116 
b) Wahlrecht der Gemeinde, ob von der Möglichkeit der größenabhängigen Befreiung nach 

§ 116a Gebrauch gemacht werden kann bzw. soll 
 

Wenn die Gemeinde von dem neu geschaffenen Wahlrecht nach § 116a Gebrauch machen 
möchte, und die Prüfung nach b) ein positives Ergebnis zzgl. des Ratsbeschlusses ergibt, 
entfaltet der neu gestaltete § 116b keine Wirkung.  
 
Ist nach Prüfung von b) ein Gesamtabschluss und ein Gesamtlagebericht - weil die Tatbe-
standsvoraussetzungen nicht erfüllt sind – zu erstellen, eröffnet sich § 116b mit der Möglich-
keit, auf den Einbezug von verselbständigten Aufgabenbereichen unter den hier genannten 
Voraussetzungen zu verzichten.   
 
Wird von dieser Ausnahme durch die Gemeinde Gebrauch gemacht, ist gemäß § 116b Satz 2 
die Anwendung im Gesamtanhang anzugeben und zu begründen.  
 
§ 116b Satz 3 stellt erstmals klar, dass Aufgabenträger mit dem Zweck der unmittelbaren oder 
mittelbaren Trägerschaft an Sparkassen nicht im Gesamtabschluss zu konsolidieren sind. 
 
 
29. zu § 117 „Beteiligungsbericht“  
 
a) § 117 Absatz 1 
 
Sofern eine Gemeinde von ihrem Wahlrecht nach § 116a Gebrauch macht und sich von der 
Pflicht zur Aufstellung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichtes durch Be-
schluss des Rates befreien lässt, hat sie in dem Jahr einen Beteiligungsbericht zu erstellen. 
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Über diesen Beteiligungsbericht hat der Rat in öffentlicher Sitzung einen Beschluss zu fassen; 
insoweit wurden die Vorbehaltsaufgaben des Rates in § 41 Absatz 1 Satz 2 erweitert.  
 
Dies bedeutet im Umkehrschluss: Stellt die Gemeinde einen Gesamtabschluss und einen Ge-
samtlagebericht auf, braucht sie keinen Beteiligungsbericht mehr zu erstellen. Dies stellt ge-
genüber dem heutigen Regelungswerk eine deutliche Entlastung der kommunalen Verwaltung 
– ohne Einschränkung der gegenüber dem Rat und der Öffentlichkeit darzulegenden Informa-
tionen – dar. Sofern die Gemeinde dennoch einen Beteiligungsbericht erstellen möchte, kann 
sie dies freiwillig tun.  
 
b) § 117 Absatz 2 
 
Erstmals werden in der Gemeindeordnung Inhalte des Beteiligungsberichtes kodifiziert. Ein 
Beteiligungsbericht hat zu sämtlichen verselbständigten Aufgabenbereichen in öffentlich-
rechtlicher und privatrechtlicher Form Angaben über die Beteiligungsverhältnisse, die jeweili-
gen Jahresergebnisse, eine Übersicht über den jeweiligen Stand der Verbindlichkeiten und die 
Entwicklung der jeweiligen Eigenkapitale sowie eine Darstellung der wesentlichen Finanz- und 
Leistungsbeziehungen der Beteiligungen untereinander und mit der Gemeinde zu enthalten, 
sofern nichts anderes im Gesetz oder durch Rechtsverordnung bestimmt wird.  
 
Das für Kommunales zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Verwaltungsvorschrift ein 
Muster für den Beteiligungsbericht bekanntzugeben. Das Muster ist durch die Gemeinden 
pflichtig zu verwenden (vgl. insoweit § 133 Absatz 3).  
 
 
30. zu § 118   
 
Bisher wurden im § 118 die Vorlage- und Auskunftsrechte der Gemeinde gegenüber den ver-
selbständigten Aufgabenbereichen, die in den Gesamtabschluss einzubeziehen sind, derart 
geregelt, dass die Gemeinde als „Mutter“ dieser Organisationseinheiten im Rahmen der Grün-
dungsverträge oder Satzungen darauf hinwirkt, dass ihr Rechte eingeräumt werden, Auskünfte 
und Nachweise für Zwecke des Gesamtabschlusses verlangen zu dürfen.  
 
Durch die Neufassung des § 116 mit den gesetzlich kodifizierten Vorlage- und Auskunftspflich-
ten durch die verselbständigten Aufgabenbereiche gegenüber der Gemeinde werden die 
Rechte der Gemeinde als „Mutter“ deutlich verbessert und entsprechen insoweit auch dem 
handelsrechtlichen Standard im Zusammenhang mit der dort geregelten Konzernrechnungs-
legungspflicht – unabhängig von der Verankerung der weiterhin vorzusehenden Vorlage- und 
Auskunftspflichten in den jeweiligen Gründungsverträgen oder Satzungen. 
Hierdurch ist der bisherige § 118 entbehrlich und kann aufgehoben werden.  
 
 
31. zu § 133 „Ausführung des Gesetzes“  
 
§ 133 Absatz 3 wird infolge der vorstehenden Änderungen neu gefasst und ermächtigt das für 
Kommunales zuständige Ministerium, Verwaltungsvorschriften durch Muster für die dort ge-
nannten Sachverhalte durch Bekanntgabe im Ministerialblatt des Landes Nordrhein-Westfalen 
bekanntzugeben. Diese Muster sind gemäß § 133 Absatz 1 Satz 2 für die Gemeinden ver-
pflichtend anzuwenden.   
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Artikel 2  
Änderung der Kreisordnung 
 
 
1. zu § 26 „Zuständigkeiten des Kreistages“:   
 
a) § 26 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe i 
 
In § 26 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe i wird – im Zuge der Einführung einer Befreiungsmöglichkeit 
über die Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses in § 116a der Gemeindeordnung 
Nordrhein-Westfalen – neu geregelt, dass in diesem Falle, der Kreistag pflichtig über den dann 
zu erstellenden Beteiligungsbericht zu beraten und Beschluss zu fassen hat. Damit wird für 
den Fall, dass der Kreistag von der neu geschaffenen Befreiungsmöglichkeit im Zusammen-
hang mit der Aufstellung eines Gesamtabschlusses Gebrauch macht, die Befassung mit der 
Tätigkeit des jeweiligen Kreises als „Mutterunternehmen“ im Verhältnis zu den jeweiligen Be-
teiligungen jährlich sichergestellt. 
 
b) § 26 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe j 
 
Vor dem Hintergrund der in § 105 der Gemeindeordnung („Überörtliche Prüfung“) vorgenom-
menen Änderungen ist es erforderlich, den Katalog der Vorbehaltsaufgaben des Kreistages 
entsprechend über einen neuen Buchstaben j zu ergänzen. Vgl. insoweit die Ausführungen zu 
§ 105 der Gemeindeordnung in Artikel 1. In der Folge wird aus dem bisherigen Buchstaben j 
der Buchstabe k. Die weiteren Buchstaben verschieben sich jeweils um einen. 
 
c) § 26 Absatz 1 Satz 2 Buchstaben k bis p 
 
Redaktionelle Folgeänderung. 
 
d) § 26 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe q 
 
Die örtliche Rechnungsprüfung ist dem Kreistag unmittelbar verantwortlich und in ihrer sachli-
chen Tätigkeit ihm unmittelbar unterstellt. Im heutigen Normtext obliegt es dem Kreistag, die 
Aufgaben der örtlichen Rechnungsprüfung über die Pflichtaufgaben hinaus, zu erweitern. Die 
vorgetragene Änderung im Buchstaben q (bisher: Buchstabe p) formuliert diesen Kreistags-
vorbehalt weitergehender – unter Berücksichtigung der im 10. Teil der Gemeindeordnung vor-
getragenen Änderungen - und stärkt damit die Kontrollfunktion des Kreistages gegenüber der 
Verwaltung. 
 
e) § 26 Absatz 1 Satz 2 Buchstaben r bis u 
 
Redaktionelle Folgeänderung. 
 
 
2. zu § 28 „Rechte und Pflichten der Kreistagsmitglieder“: 
 
Anpassung an den geänderten § 43 der Gemeindeordnung (vgl. Begründung zu Artikel 1 Num-
mer 4). 
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3. zu § 55 „Beteiligungsrechte der kreisangehörigen Gemeinden“:   
 
Gemäß § 55 Absatz 1 erfolgt die Festsetzung der Kreisumlage im Benehmen mit den kreisan-
gehörigen Gemeinden. Gemäß § 55 Absatz 2 Satz 1 werden die Stellungnahmen der kreisan-
gehörigen Gemeinden im Rahmen der Benehmensherstellung dem Kreistag zur Kenntnis ge-
geben. Gemäß bisheriger Regelung in § 55 Absatz 2 Satz 2 ist den Gemeinden auf Wunsch 
Gelegenheit zur Anhörung zu geben.  
 
Im Zusammenhang mit der Festsetzung der Kreisumlage wird § 55 Absatz 2 Satz 2 ausgebaut: 
Den Gemeinden ist vor Beschlussfassung über die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen in 
öffentlicher Sitzung Gelegenheit zur Anhörung zu geben. Damit wird das Recht der kreisange-
hörigen Gemeinde, sich zur Festsetzung der Kreisumlage vor Beschlussfassung durch die 
Mitglieder des Kreistages zu äußern, gestärkt.  
 
 
4. zu § 56a „Ausgleichsrücklage“:   
 
In § 56a Satz 2 wird die bisherige Beschränkung bei der Zuführung von Jahresabschlüssen in 
die Ausgleichsrücklage entsprechend der Neuregelung des § 75 Absatz 3 der Gemeindeord-
nung aufgehoben. Damit wird die Ausgleichsrücklage künftig die Funktion eines „Gewinnvor-
trages“ im Rahmen des Handelsrechts erfüllen, damit die Flexibilität zum Haushaltsausgleich 
stärken und auf die Höhe der Kreisumlage stabilisierend wirken. Das „Ausgleichsregime“ des 
§ 75 der Gemeindeordnung gilt insoweit auch für die Haushalte der Kreise (vgl. insoweit Be-
gründung zu § 75 der Gemeindeordnung).  
 
 
Artikel 3  
Änderung der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
 
 
1. zu § 7 „Zuständigkeiten der Landschaftsversammlung“:   
 
In § 7 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe e wird – im Zuge der Einführung einer Befreiungsmöglichkeit 
über die Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses in § 116a der Gemeindeordnung 
Nordrhein-Westfalen – neu geregelt, dass in diesem Falle, die Landschaftsversammlung 
pflichtig über den dann zu erstellenden Beteiligungsbericht zu beraten und Beschluss zu fas-
sen hat. Damit wird für den Fall, dass die Landschaftsversammlung von der neu geschaffenen 
Befreiungsmöglichkeit im Zusammenhang mit der Aufstellung eines Gesamtabschlusses Ge-
brauch macht, die Befassung mit der Tätigkeit des jeweiligen Landschaftsverbandes als „Mut-
terunternehmen“ im Verhältnis zu den jeweiligen Beteiligungen jährlich sichergestellt. 
 
 
2. zu § 15 „Pflichten der Mitglieder der Landschaftsversammlung, des Landschafts-

ausschusses und der Fachausschüsse“:   
 
Anpassung an den geänderten § 43 der Gemeindeordnung (vgl. Begründung zu Artikel 1 Num-
mer 4). 
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3. zu § 23 „Haushaltswirtschaft und Prüfung“:  
 
In die Aufzählung des § 23 Absatz 2 werden nach dem Jahresabschluss zusätzlich der Ge-
samtabschluss und der Beteiligungsbericht aufgenommen sowie die Begrifflichkeit der Durch-
führungsverordnung durch den Begriff der Rechtsverordnungen ersetzt.  
 
Vor dem Hintergrund der grundlegenden Änderungen in der Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen ist eine entsprechende Anpassung der Vorschriften in der Landschaftsverbands-
ordnung erforderlich.  
 
Für den Gesamtabschluss und den Beteiligungsbericht gelten somit auch die Vorschriften in 
der Gemeindeordnung und ihrer Rechtsverordnungen sinngemäß für die Landschaftsver-
bände.  
 
 
4. zu § 23a „Ausgleichsrücklage“:   
 
§ 23a erhält mit dem Begriff „Ausgleichsrücklage“ eine Überschrift. Analog zu den vorgetrage-
nen Änderungen in der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen und in der Kreisordnung Nord-
rhein-Westfalen werden die Regelungen über die Ausgleichsrücklage angepasst (vgl. insoweit 
die Begründungen zu § 75 der Gemeindeordnung und § 56a der Kreisordnung).  
Damit wird die Ausgleichsrücklage künftig die Funktion eines „Gewinnvortrages“ im Rahmen 
des Handelsrechts erfüllen, damit die Flexibilität zum Haushaltsausgleich stärken und auf die 
Höhe der Landschaftsverbandsumlage stabilisierend wirken. Das „Ausgleichsregime“ des § 75 
der Gemeindeordnung gilt insoweit auch für die Haushalte der Landschaftsverbände (vgl. in-
soweit Begründung zu § 75 der Gemeindeordnung). 
 
 
Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr 
 
 
1. zu § 9 „Zuständigkeiten der Verbandsversammlung“:   
 
In § 9 Satz 1 Nummer 7 wird – im Zuge der Einführung einer Befreiungsmöglichkeit über die 
Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses in § 116a der Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen – neu geregelt, dass in diesem Falle, die Verbandsversammlung pflichtig über den 
dann zu erstellenden Beteiligungsbericht zu beraten und Beschluss zu fassen hat. Damit wird 
für den Fall, dass die Verbandsversammlung von der neu geschaffenen Befreiungsmöglichkeit 
im Zusammenhang mit der Aufstellung eines Gesamtabschlusses Gebrauch macht, die Be-
fassung mit der Tätigkeit des Regionalverbandes Ruhr als „Mutterunternehmen“ im Verhältnis 
zu den jeweiligen Beteiligungen jährlich sichergestellt. 
 
 
2. zu § 12 „Pflichten und Rechte der Mitglieder der Verbandsversammlung“: 
 
Analog zu den Vorschriften für Mitglieder der Räte, der Kreistage und der Landschaftsver-
sammlungen wird über den neu eingefügten Absatz 5 geregelt, dass die Mitglieder der Ver-
bandsversammlung gegenüber dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung Auskunft über 
ihre wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse zu geben haben, soweit das für die Aus-
übung des Mandates von Bedeutung sein kann. Ergänzend ist das Korruptionsbekämpfungs-
gesetz anzuwenden. Es erfolgt damit eine Anpassung an den geänderten § 43 der Gemein-
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deordnung (vgl. Begründung zu Artikel 1 Nummer 4). Die Regelung tritt zum 1. Novem-
ber 2020 in Kraft, nachdem die Mitglieder der Verbandsversammlung des Regionalverbandes 
Ruhr erstmals in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl nach § 10 
Absatz 1 RVRG am Tag der allgemeinen Kommunalwahl gewählt worden sind. Der  
1. November 2020 ist der erste Tag der neuen Kommunalwahlperiode. 
 
 
3. zu § 20 „Haushaltswirtschaft“:   
 
Analog zu den vorgetragenen Änderungen in der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen, in 
der Kreisordnung Nordrhein-Westfalen und in der Landschaftsverbandsordnung Nordrhein-
Westfalen werden die Regelungen über die Ausgleichsrücklage angepasst (vgl. insoweit die 
Begründungen zu § 75 der Gemeindeordnung, § 56a der Kreisordnung und § 23a der Land-
schaftsverbandsordnung).  
 
Damit wird die Ausgleichsrücklage künftig die Funktion eines „Gewinnvortrages“ im Rahmen 
des Handelsrechts erfüllen, damit die Flexibilität zum Haushaltsausgleich stärken und auf die 
Höhe der Verbandsumlage stabilisierend wirken. Das „Ausgleichsregime“ des § 75 der Ge-
meindeordnung gilt insoweit auch für die Haushalte des Regionalverbandes Ruhr (vgl. insoweit 
Begründung zu § 75 der Gemeindeordnung). 
 
 
Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über die Gemeindeprüfungsanstalt 
 
 
1. zu § 2 „Aufgaben“:   
 
a) § 2 Absatz 1 
 
Im Zuge der im 10. Teil der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen vorgetragenen Änderun-
gen ist eine Anpassung des § 2 Absatz 1 erforderlich. Die Gemeindeprüfungsanstalt Nord-
rhein-Westfalen führt unverändert gemäß § 105 der Gemeindeordnung die überörtliche Prü-
fung bei den Gemeinden und Kreisen durch.  
 
Zukünftig kann sie durch die Gemeinden und Kreise auch mit der Prüfung des gemeindlichen 
Jahresabschlusses und des Lageberichtes (vgl. insoweit zu § 102 der Gemeindeordnung) und 
mit der Prüfung von Jahresabschlüssen und Lageberichten von Eigenbetrieben (vgl. insoweit 
zu § 103 der Gemeindeordnung) beauftragt werden.  
 
Dieser Änderung in der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen trägt die Änderung in § 2 Ab-
satz 1 GPAG Rechnung.  
 
b) § 2 Absatz 4 
 
Die in § 2 Absatz 4 vorgetragene Änderung korrespondiert mit der vorgetragenen Änderung in 
§ 105 der Gemeindeordnung (vgl. insoweit dort). Die Änderung berücksichtigt eine Weiterent-
wicklung der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen hin zu einem Kompetenzzentrum 
des Landes für die Gemeinden in Fragen des kommunalen Haushalts- und Rechnungswe-
sens. Hinzu tritt daneben die Zulassung der Fachprogramme, die inhaltlich in § 94 Absatz 2 
der Gemeindeordnung geregelt ist. 
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c) § 2 Absatz 6 
 
Im Zusammenhang mit der Aufgabenerweiterung der Gemeindeprüfungsanstalt um die Durch-
führung von Jahresabschlussprüfungen nach §§ 102, 103 der Gemeindeordnung sowie der 
Aufweitung der auf Antrag durchzuführenden Beratungsleistungen nach § 2 Absatz 4, ist es 
erforderlich, die Unabhängigkeit der Prüferinnen und Prüfer im Zusammenhang mit der jewei-
ligen Tätigkeit sicherzustellen. Die Aufnahme des § 2 Absatz 6 mit der Verpflichtung für die 
Gemeindeprüfungsanstalt ein geeignetes Rotationsverfahren zur Anwendung zu bringen, kor-
respondiert mit der vorgetragenen Regelung in der Gemeindeordnung.  
 
 
2. zu § 2a „Aufgaben auf dem Gebiet der Informationstechnologie“:   
 
a) § 2a Absatz 1 
 
Nach dem § 2 „Aufgaben“ wird ein neuer § 2a „Aufgaben auf dem Gebiet der Informations-
technologie“ eingeführt. Es zeigt sich, dass über die Jahre in den kommunalen Gebietskörper-
schaften eine Vielfalt von Fachverfahren für einzelne kommunale Aufgabenstellungen im Be-
reich der Haushaltswirtschaft etabliert wurden, die die Vergleichbarkeit von Prozessen und 
Abläufen sowie eine standardmäßige Bearbeitung von Sachverhalten erschweren.  
 
Die Gemeindeprüfungsanstalt wird daher unter dem Aspekt der Weiterentwicklung mit Aufga-
ben auf dem Gebiet der Informationstechnologie im Bereich der Haushaltswirtschaft betraut. 
Sie soll künftig als Beratungs- und Koordinierungsstelle für Gemeinden und Kreise im Bereich 
der Haushaltswirtschaft tätig werden. Auch aus den kommunalen Verwaltungen wird der 
Wunsch nach einer Vereinheitlichung von Fachverfahren sowie von zum Einsatz kommender 
Software im Bereich der Haushaltswirtschaft verstärkt vorgetragen. Dabei bleibt die jeweilige 
Planungs-, Organisations-, Personal- und Finanzhoheit der Kommunen unberührt.  
 
b) § 2a Absatz 2 
 
Die Gemeindeprüfungsanstalt soll künftig für den kommunalen Bereich Standards und Emp-
fehlungen in Bezug auf die Informationstechnologie im Bereich der Haushaltswirtschaft über 
das Ministerialblatt des Landes Nordrhein-Westfalen veröffentlichen. Aus den Erkenntnissen 
der überörtlichen Prüfungen verfügt die Gemeindeprüfungsanstalt über ein breitgefächertes 
Wissen über die zum Einsatz kommenden Fachverfahren dieses Bereichs und die ihnen zu-
grundeliegenden Software.  
 
c) § 2a Absatz 3 
 
Im Rahmen des Internen Kontrollsystems bzw. von System- und Funktionsprüfungen im Rah-
men der Jahresabschlussprüfungen wird das Vorhalten von Zertifikaten für den Einsatz von 
rechnungslegungsrelevanter Software immer bedeutender. Die Gemeindeprüfungsanstalt 
wird daher ermächtigt, für Produkte und Verfahren der Informationstechnologie dieses Be-
reichs Zertifikate vergeben zu dürfen.  
 
d) § 2a Absatz 4 
 
Über § 2a Absatz 4 wird sichergestellt, dass die Gemeindeprüfungsanstalt selbst nicht als 
Anbieter von Hard- bzw. Softwarelösungen und/oder Organisationslösungen auftritt. Damit 
wird die Unabhängigkeit der Gemeindeprüfungsanstalt auf dem Gebiet der Informationstech-
nologie sichergestellt.  
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3. zu § 9 „Haushaltswirtschaft und Prüfung“:   
 
Analog zu den vorgetragenen Änderungen in den vorangegangenen Artikeln wird auch im Ge-
setz über die Gemeindeprüfungsanstalt die bisherige Beschränkung bei der Zuführung zur 
Ausgleichsrücklage aufgehoben. Insoweit wird auf die Begründungen in den vorangegange-
nen Artikeln verwiesen.  
 
 
4. zu § 10 „Entgelte“:   
 
Aus den in § 2 vorgenommenen Aufgabenerweiterungen ergibt sich die Erforderlichkeit der 
Anpassung in § 10. Die Gemeindeprüfungsanstalt soll für die Prüfungsleistungen nach § 2 
Absatz 1 Satz 2, für Gutachten gemäß § 2 Absatz 3 Satz 2 und für Beratungsleistungen nach 
§ 2 Absatz 4 Entgelte erheben, die mindestens kostendeckend sein sollen.  
 
 
Artikel 6 
Änderung des Schuldendiensthilfegesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
In den Jahren 2017 bis 2020 werden den Gemeinden, Kreisen und Landschaftsverbänden pro 
Jahr 500 Millionen Euro als Kreditkontingent für die Sanierung, Modernisierung und den Aus-
bau der baulichen und digitalen Schulinfrastruktur im Rahmen des Programms 
„NRW.BANK.Gute Schule 2020“zur Verfügung gestellt. Im Jahr 2019 wird eine Zwischen-
standserhebung auf der Basis der bisherigen Mittelabrufe für die Jahre 2017 bis einschließlich 
2018 unter Beteiligung der Kommunalen Spitzenverbände erfolgen. Dadurch können im 
Jahr 2019 in der Programmabwicklung ggf. aufgetretene Schwierigkeiten oder Veränderungs-
bedarfe noch zugunsten der Kommunen berücksichtigt werden.  
 
Eine Kommune hat bisher nach Auszahlung der Kreditkontingente bis zu 30 Monate Zeit, die 
bestimmungsgemäße Verwendung der Mittel bei der NRW.BANK nachzuweisen. Ansonsten 
können die Schuldendiensthilfen des Landes ganz oder teilweise zurückgefordert werden. Um 
den Kommunen die Verwendung der Mittel zu erleichtern, wird der Zeitraum zur Einreichung 
des Verwendungsnachweises bei der NRW.BANK mit rückwirkender Wirkung auch für bereits 
zugesagte Kredite um 18 Monate auf 48 Monate verlängert. Die Kommunen können diesen 
verlängerten Zeitraum von dann vier Jahren nutzen, um das erhaltene Geld in ihre Schulge-
bäude zu investieren. Diese Fristverlängerung gibt den Kommunen mehr Freiraum bei der 
Umsetzung des Programms.  
 
Eine Kommune hat bisher nach Auszahlung der Kreditkontingente bis zu 30 Monate Zeit, eine 
Bestätigung über das Vorliegen des Beschlusses ihrer jeweiligen Vertretungskörperschaft 
über ein Konzept vorzulegen, wie sie die im Rahmen des Programms "NRW.BANK.Gute 
Schule 2020" eingeräumten Kreditkontingente in Anspruch nehmen will. Um den Kommunen 
die Verwendung der Mittel zu erleichtern, wird der Zeitraum zur Einreichung des Verwen-
dungskonzeptes bei der NRW.BANK mit rückwirkender Wirkung auch für bereits zugesagte 
Kredite um 18 Monate auf 48 Monate verlängert. 
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Artikel 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
 
1. zu Absatz 1:   
 
Absatz 1 regelt das Inkrafttreten der Änderung des Schuldendiensthilfegesetzes Nordrhein-
Westfalen. Damit keine Kommune bei dem Programm „NRW.BANK.Gute Schule 2020“ be-
nachteiligt wird, wird das Gesetz rückwirkend zum 1. Januar 2017 geändert. Hierdurch wird 
keine Kommune, die bisher schon Kredite abgerufen hat, schlechter gestellt. 
 
2. zu Absatz 2:   
 
Artikel 4 Nummer 2 tritt am 1. November 2020 in Kraft. Die Vorschriften für die Mitglieder der 
Verbandsversammlung des Regionalverbandes Ruhr, Auskunft über ihre wirtschaftlichen und 
persönlichen Verhältnisse zu geben, soweit dies für ihre Mandatstätigkeit erforderlich ist, fin-
den somit erstmals mit dem Beginn der neuen Kommunalwahlperiode ab dem  
1. November 2020 Anwendung. 
 
3. zu Absatz 3:   
 
Die Regelung nach der nur noch durch die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen zu-
gelassene Fachprogramme in der Finanzbuchhaltung eingesetzt werden dürfen tritt erst am 
1. Januar 2021 in Kraft, um ausreichende Vorbereitungszeit für die erstmalige Anwendung des 
neuen Zertifizierungsverfahrens zu schaffen. 
 
 
4. zu Absatz 4:   
 
Vorbehaltlich der in den der Absätzen 1 bis 3 niedergelegten besonderen Bestimmungen zum 
Inkrafttreten tritt das Gesetz am 1. Januar 2019 in Kraft. Das neu geschaffene Wahlrecht, auf 
die Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses und eines Gesamtlageberichtes unter 
den Voraussetzungen des § 116a zu verzichten, kann damit erstmals für den Gesamtab-
schluss und den Gesamtlagebericht für das Jahr 2018 in Anspruch genommen werden. Für 
noch nicht aufgestellte bzw. festgestellte Gesamtabschlüsse und Gesamtlageberichte bis ein-
schließlich 2017 kann von der Möglichkeit nicht Gebrauch gemacht werden; hier bleibt es bei 
den auch bislang geltenden Regelungen. 
 


